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mmm M Die Mo in littet oot Mo .
Montenegros Kapitulation .
�Graf Tisza hat gestern im ungarischen Abgcordneten -

hause die Mitteilung gemacht , daß König Nikita und seine
Regierung um die Einleitimg von Fricdenevcrhandlungen
gebeten haben . Als Vorbedingung der Fried ensverhandlun -
gen wurde die unbedingte Waiienstreckung verlangt , worauf
Montenegro die unbedingte W a f s c n n i c d c r l e -

guug angenommen hat .
Mit der Annahme dieser Forderung scheidet Montenegro

aus der Reihe der känrpfendcn Staaten aus . Was in den
letzten Wochen gerüchtweise verlautete , ist nun zur Tatsache
geworden : König Nikita kapituliert vor den Zentralmächten ,
um aus dem militärischen Zusammenbruch seines Landes zu
retten , ivas zu retten ist . Hat er noch anfangs versucht , gün -
stigc Bedingungen für den Abschluß eines Separatfriedens
herauszuschlagen , so unterlvirtt er sich mm , nach der Erstür¬
mung des Loveeu , des Gibraltars der Ad via . und der

Einnahme von Cctinje bedingungslos der Gnade der

Sieger .

. . . . . .

■ •

Wohl in Voraussicht dieser Möglichkeit hat die Presse
der Entente die Nachricht von der Erstürmung des Loveen
init großer Bestürzung hingenommen . Namentlich die italie -

nische Presse schrieb in Anbetracht der drohenden Verschiebun -
gen an der Ostküste der Adria , die die italienischen Spevotio -
neu in Albanien . . gefährden , dxm Zusammenbruch Monte -

negros eine ernste Bedeutung bei . Man geht wohl auch nicht
fehl , wenn ' man die verstärkte Aktivität Englands und Frank -
reichs in Griechenland darauf zurückführt , daß diese Mächte
erngesichts des drohenden Ausscheidens Montenegros in Nord -
gricchenland festen Fuß fassen »vollen .

Es ist zurzeit müßig , sich in Betrachtungen über die Zu -
kunft Montenegros zu ergehen , das seit Jahrzehnten auf
dein Balkan eine Rolle gespielt hat , die ' einem Umfang nicht
im geringsten entsprach ( selbst nach seinem Gebietszuwachs
nach den letzten Balkankriegen zählte das Königreich Monte -

negro kaum eine halbe Million Einwohner ) . Seine jetzige
Kapitulation entspricht durchaus den Traditionen seines
Herrschers , des „ Fürsten der schnurzen Berge " , der seit Jahr -
zehnten die Gegensätze der Großmächte am dem Balkan im

Interesse seiner Politik ausgebeutet hat . Tie günstige Lage
auf schwer einnehmbarem Felsen befähigte die Montenegriner
lange Zeit den Mittelpunkt des Widerstandes gegen die tür -

tischen Eroberer zu bilden und in den Bcsrelungskämpfen
der Balkanslawen in den ersten Reihen der Käinpfer zu stehen .
Tiefe Lage gestattete aber auch den Herrschern Montenegros ,
eine von den benachbarten Serben oft abweichende selbstän -
digc Politik zu treiben , und verleitete namentlich den frühe -
reu Fürsten und jetzigen König Nikita zu gefährlichen politi -
scheu Experimenten . Es hat oft zu ironischen Spöttereien
Anlaß gegeben - daß dieser Herrscher eiiies armen Baucrn -
und Hirtenvolkes als gleichberechtigtes Glied mit den euro -
päischeu Herrschern verhandeln konnte . Aber dieser Wider -

sinn illustriert nur den Widersinn der europäischen Diplo -
inatcnpolitik , in der einander durchkreuzende imperialistische
Bestrebungen in Verbindung mit dynastischen und Cliquen -
interessen fortgesetzt ihre Triumphe feiern konnten . Das

. . Fürstentum der schwarzen Berge " im nordöstlichen Winkel
der Adria war für die europäische Politik deshalb so bedeut -

sam . weil sich in diesem Winkel die Bestrebungen dreier Groß -
mächte kreuzten : Rußlands , das nach der Adria schielte ,

Italiens , das Eingang nach dem Balkan und Sicherung
seiner Adriastcllung suchte , und Oesterreichs , dessen
Balkanpolitik auf den Widerstand der erstarkenden Balkan -

staaten stieß . König Nikita vernrochte diese Gegensätze um

so leichter für sich auszubeuten , als er . mit dem italienischen

Königshause und dem russischen Kaiscrhausc eng verschwägert ,
das Gewicht dynastischer Verbindungen auf die Wagschale
einer Politik werfen konnte , in der das Elend der europä -
ischen Diplomatenpolitik grell und zugleich grotesk vcr -
körpert war . _ _ _ _ _ _

Das ungarische slbgeorünetenhaus
zur Unterwerfung Montenegros .

Budapest , 17. Januar . ( W. T. B. ) Im Abgeordneten «
bau so erhob sich nach der Annahme eines Paragraphen der Vor -

läge betreffend eine Finanz , entralc Ministerpräsident Graf Tisza
und sagte : Ich bitte um die Erlaubnis , die Verhandlung auf einen

Augenblick mit der Mitteilung unterbrechen zu dürfen , daß der

König und die Regierung von Montenegro um die

Einleitung von Friedensverhandlungen gebeten

haben . ( Große Bewegung . ) Als Antwort darauf haben wir als

Vorbedingung von Friedensverhandlungen die unbedingte
Waffen st reck ung verlangt . ( Eljenrufe . ) Eben jetzt erhalte
ich die Nachricht , daß Montenegro die unbedingte

Waffenuiederlegung angenommen hat . ( Lang an »

Miing Oes Wien SWlWMs .
Am M ich . Großes Hanptqnarticr , dcu

17 . Januar 1916 . ( W. T. B. )

Westlicher Kriegsschauplatz .
Keine wesentlichen Ereignisse .
In der Stadt Leus wurden durch daS feindliche

Artilleriefcuer 16 Bewohner getötet und verwundet .

Oestlicher Kriegsschauplatz .
Schueestürule behinderten ans dem größten Teile der

Front die Gefechtstätigkeit . Es fanden nur an einzelnrn
Stellen Patrouillcnkämpfe statt .

Balkan - Kriegsschauplatz .
Nichts Neues .

Oberste Hceresletiuns .
O *

SN SslMMW SesnMMhnW .
Wie » , 17 . Januar . ( W. ? . ? . ) Amtlich wird der -

lautbart : Wien , 17 . Januar 1916 .

Russischer Kriegsschauplatz .
Di « an der trssarabischen und vstgalizischc » Front angesetzten

russische « Armee » haben auch gestern eine Wiederholung ihrer
Angriffe unterlassen . ES herrschte im allgemeinen Ruhe . Stur
im Räume östlich von Rarancze vertrieben unsere Truppen unter

heftigen Kämpfen de » Feind anS einer vorgeschobenen Stellung ,
schütteten seine Gräben zu und spannten Drahthindernisse aus .

Im Bereiche der Armee dcS Erzherzogs Joseph Ferdinand
wurden drei russische Vorstöße gegen unsere Fcldwachcnlinicn ab -

gewiesen .
Italienischer Kriegsschauplatz .

Die Geschntzkämpfe an einzelnen Punkten der küstenländischen
und der Tiroler Front dauern fort . Ter ktirchenrücken von

Oslavija wurde von unseren Truppen wegen deS dorthin ver -

emigteu feindlichen ArtillcriefeurrS wieder geräumt . Im
Girzischeu zwangen unsere Flieger mehrere italienische Fessel -
ballous zum Niedergehen und bewarfen feindliche Lager mit
Bomben .

Südöstlicher Kriegsschauplatz .
Ter König von Montenegro und die monte -

ncgrinische Regierung haben am 13 . Januar um

Einstellung d e r I e i n d s e l i g ke it e n und

Beginn der Friedensverhandlungen
gebeten . Wir antworteten , dast dieser Bitte nur

nach bedingungsloser Waffen st retkung des

montenegrinischen Heeres entsprochen
werden könne .

Tie montenegrinische Regierung hat gestern die

von uns gestellte Jorderung bedingungsloser
Waffen st reckung angenommen .

von Hoeser . Feldmarschalleutnaut .
Der Stellvertreter deS ChcfS deS Generalstabe » :

haltender Beifall . Eljenrufe im ganzen Hause . ) Infolgedessen
werde » nach Durchführung der Kapitulation die Friedens -
Verhandlungen beginnen können . ( Eljenrufe . ) Ohne die

Bedeutung dieses Ereignisses zu überschätzen , glaube ich dasselbe
jedenfalls als wichtiges und erfreuliches Ereignis bezeichnen zu
können , in welchem die Monarchie und die ungarische Nation die

erste Frucht ihres bisherigen Ausharrens und ihres Heldenmutes
erntet . ( Lang anhaltender Beifall . Eljenrufe im ganzen Hause .
Die Sitzung wurde auf fünf Minuten unterbrochen . )

Budapest , 17. Januar . ( W. T. B. ) „ Az Est " teilt die Ansicht

politischer Persönlichkeiten über das Friedensgesuch Monte¬

negros mit . Graf K h u e n Hedervary sagte , dies sei das

erste kontrete Zeichen des endgültigen Sieges des Vierbundes . Er

ist der Ansicht , daß Dwntenegro diesen Schritt ohne Zustimmung

Rußlands unternommen habe , bingegen sei wahrscheinlich , daß
Montenegro im vorhergehenden Einvernehmen mit Italien gehan -
delt habe . Derselben An ' ich i ist auch Andrassy , er fügte hinzu :

Wohl ist Montenegro unser schwächster Feind , allein König Nikita

ist ein sehr wohlortentierter Politiker , und wenn er den Kampf

aufgegeben hat , so wird dieser Entschluß auch diejenigen unserer

Feinde nachdenklich machen , die beute noch großen Optimismus

zur Schau tragen . Der ehemalige IlnterrichtSminister und gewesene

Präsident des Abgeordnetenhauses Berzeviczy sagte : Die Be -

deutung des Friedensgesuches liegt darin , daß Italien aller Wahr -

scheinlichkeit wach die notgedruirgene Zustimmung gegeben hat .

Unbeantwortete Schicksals -
fragen im /ibgeorönetenhaus .

O. . .
m Mittelpunkt der Etatsdebatte des preußischen Abge .

ordnetcnhanscs , die die Moutagösitziing ausfüllte , stauden
drei gewichtige Fragen : die Steuers rage , die Wahl -
r e ch�t » frage und die Frage des Frieden s . Keine
der Fragen wurde klar beantwortet . Ja . man kann sagen ,
daß nicht einmal einige Falten des verhüllenden Schleiers
gelüftet wurde » .

Tie drei Fragen stehen in innigstem Zusammenhange .
Wie sich �dic Steuer ver hält nisse für Preußen ge -
stalten , hängt von der Tauer und dem Ausgaug de » Krieges
ab . Wie lange der Krieg noch währt , wenn die Völker nicht
zur Vernunft koininsn , iü aller Berechnung entzogen . Herr
von Heyldebrand sprach von der Möglichkeit , daß der

. Krieg noch „ eine Reihe von Jahren " fortgeführt werden
könne . Wie allerdings dann die Welt im allgemeinen und

Europa im besonderen aussehen möchte , wollen lvir - uns
lieber nickt auszumalen versuchen ! Aber immerhin , von der

Kriegsdauer und der durck sie beeinflußten Gestaltung der

Reichssinonzen hängt auch das Schicksal der preußischen
Steuern ab .

Wie der Finauzimuister in seiner Rede am Douuerstag
voriger Woche mitteilte , ist das Defizit des Jahres töl - l durch
einen kräftigen Griff in den damals noch vollgesüllten Aus -

gleicksfondS aus der Welt geschafft worden . Welches Er -

gebnis die Etats für 1913 und 1916 bringen werden , steht
noch völlig dahin . Immerhin liegen die Tinge w, daß
Preußen zu einer Erhöhung der SteUerzilschläge für Ein -

kommen - und Vermögenssteuer in Höbe von 116 Millionen

Mark schreiten muß , um auch nur die Verzinsung der durch
den Krieg verursachten Staatsanleihen sicherzuslelle " . Der

preußische Finanzniinisier rechnet nach seiner Rede selbst nach

Friedensschluß mit einer weiteren Folge von Tesizitiahrcü .
Dauert der Krieg noch länger und erhöht sich die enorme

Schuldenlast de ? Reiches - in den entsprechenden lolv ' salen

servicrung der direkten Steuern für die einzelnen Staaten

dagegen mit Händen und Füßen sträuben werden . Daß sich
die Herren H eybebrand , Zedlitz usw . in it� allem

Nachdruck dagegen verwahrten , daß die direkten Steuern

zur Reichs fache gemacht und eine von Grund auf um -

gestaltete Steuergesetzgebung für Reick und Staat eingeführt
werde , versteht sich von selbst . Tb aber dieser Wider ' vruck .
so nachdrücklich er gemeint sein mag . nicht durch den Zwang
der Not einfach hinweggeräumt werden würde , ist eine andere

Frage . Denn wenn schon jetzt ein süddeutsches bürgerliches
Blatt , wie der „ Vorwärts " bereits mitteilte , die ZinienSsten
für die ReichSkriegsschnldcn , die aus dem Kriege entsvruigen .
und die sonstigen Reichsvcrpflichtungen auf rund 1 Milligr -

den bezifferte , so kann man sich ia ausrechnen , welche An -

sprücke an den Neickssäckcl gestellt werden würden , wen »
der Krieg zwar nicht , wie Herr von Hcydcbrand meinte ,

eine „ Reihe von Jahren " , sondern nur noch ein einziges
Jahr andauert . Ter sozialdcmokraiische Redner , Genosse
Paul Hirsch , widmete deshalb naturgemäß dem preußi¬
schen Steuersystem eine eingehende Würdigung .

Tie zweite Schicksalsfrage betraf das Wahlrecht . Die

Thronrede hatte davon in wahrhaft pythisck dunklen Wen¬

dungen gesprochen . Aber selbst diese vieldeutigen Worte , von

denen Tlleodor Wolfs im „ Berliner Tageblatt " die Worte ge¬

braucht hatte : „ Mein Sohn , es ist ein Nebelstrcif . .

hatten es bereits Herrn von Hcydcbrand und Herrn
von Zedlitz angetan . Diese beiden so einflußreichen
Männer des preußischen Parlaments , deren Fraktionscju -
fluß weit hinausreicht in die . Reihen der benachbarten Zeu -
trums - und freikouservativen Parteien , wollten von einer

Wahlreform gar nichts wissen . Was nickt minder verständlich

ist , als die Abneigung derselben Parteien gegenüber der

Uebertragung der direkten Stenern ans das Reich . Denn

die Herren wissen ja ganz genau , Daß mit der schlechten Finanz -
gestaltung des Reicks und Preußens auch die ganzen pol ' -

tischen Kämpfe eine «mtsprecheirde Verschärfung erfahren wer -

den und daß es deshalb doch geratener ist , wenn die bürger -
lickcn Kreise sich die Bestimmung des Maßes der Besitz -
bestcnerung selbst vorbehalten .

Herr von Heydebrand allerdings erklärte , daß die Be -

steucrnng des Besitzes bis zu 26 und selbst 2c> Proz . zwar sehr

hoch sei , aber immerhin ertragen werden müsse , wenn dos
der Krieg und der Siegeswille Deutschlands erforderten . Nun

hat aber Herr Gothein bereits von einer möglichen Besipuc -

rung des Besitzes von 66 — 10 Proz . gesprochen . In Eng -



Innb war sogar ftfion von einer Besteuerung bis zu 80 Proz .
die Rede . Und so phantastisch diese Zahlen auch klingen
mögen , so könnten sie leicht bittere Notwendigkeit werden ,
wenn es nicht dennoch gelingt , dein Krieg durch eine vernünf -

tige Verständigung der Nationen ein möglichst frühes Ende

zu bereiten .
Wie bei dem Ausblick auf das künftige Wahlrecht und

die Gestaltung des preußischen Steuerwesens alles in der

Luft schwebte , so bewegten sich auch in der Zrage des F r i c -

d e n s die Erklärungen der bürgerlichen Parteien und auch
des preußischen Ministers des Innern von Loebell ,
der dazu das Wort ergriff , in völlig nebelhaften Formen .
Herr von Loebell glaubte seiner Aufgabe genügt zu haben ,
wenn er einfach die Worte wiederholte , die Herr v. Bethmann

Hollweg an anderer Stelle bereits ausgesprochen hat . Was man

sich bei diesen Worten zu d c n ke n hat , wie man sie im I n -

und Ausland verstehen soll , darauf blieb er trotz leb -

liaftestcr Zurufe ans den Reihen der Sozialdemokraten jede
A ntwort schuldig . So wenig er dem Gehege seiner

Zähne irgendwelche nähere Auskunft über die Wahlrechts -
absichten der Negierung entschlüpfen ließ , so wenig Greif -

bares wußte er über die Absichten der Regierung in bczug

auf den Krieg zu sagen . Deutlicher wurden nur die Ver -

i reter der bürgerlichen Parteien , namentlich die Herren von

H c y d e b r a n d und Zedlitz , als sie wiederum die Forde -
rung betonten , daß Deutschland den „ vollen Sieg " erringen
und auf Grund dieses vollen Sieges „ Sicherungen " seiner

Existenz erkämpfen müsse , die einen nochmaligen Ueberfall

Deutschlands durch das Ausland zu verhindern geeignet seien . �
Was die Herren im einzelnen damit meinten , entzieht sich

jeder Beurteilung . Nur das freilich muß gesagt werden , daß

dein Tone und Wortlaut nach kein Mensch im Ausland solche

Raden als das zu deuten vermögen wird , was gewisse Aus -

leger der letzten Friedensrede des Reichskanzlers darunter

verstehen zu dürfen glaubten .
So >var es ein besonderes Verdienst der s o -

- i a l d e m o k r a t i s ch e n F r a k t i o n s m c h r h e i t , daß

s i e wenigstens mit unzweideutiger Klarheit die Bedingungen
eines Friedens skizzierte , wie sie ihn für einzig möglich und

im wirklichen Interesse Deutschlands wie Europas liegend
erachtete . Daß diese durch den Mund des Genossen Hirsch
abgegebene Erklärung den Widerspruch der bürgerlichen Par -
teien fand , ist erklärlich . Daß dabei , und leider auch durch den

Mund des Herrn von Loebell , des preußischen Ministers
des Innern , auch dem Bedenken Ausdruck gegeben wurde ,

diese sozialdemokratische Erklärung sei geeignet , „ den Krieg
zu Verlängern und die Widerstandslust unserer Gegner zu

stärken " , ist sehr zu bedauern , da sie ein völliges Mißverstehen
der ganzen Verhältnisse verraten .

Unter solchen Umständen wäre es doppelt wünschenswert

gewesen , wenn dem zweiten sozialdemokratischen Fraktions -
redner die Möglichkeit gegeben worden wäre , diesen Miß -

deutungen und diesem Verkennen der ganzen internationalen

Lage durch ausführliche Darlegung des sozialdemokratischen
Standpunktes entgegenzutreten . �

Aber das paßte lwit Herren
wieder einmal nicht . Sie ließen einfach die ganze zweite Serie

der Rodnerliste von dcr Bildfläche verschwinden , nur um dem

einen Sozialdemokraten das Wort abzuschneiden .
Denn hätten sie wirklich etwas zu sagen gehabt , diese einfluß -
roichen Vertreter der Parteien , die Fraktionsführer Pappen -

heim , Wiemex usw . , die noch auf dcr Rednerliste standen , so

würden doch unmöglich sänrtlicke bürgerlichen Parteien dein

S ch l u ß a n t r a g zugestimmt haben ! Daß das auf b e s o n -

deres Kommando des noch als Redner geniel -
d e t e n Herrn von Pappenheim geschah , verlieh dcr

Affäre ihre besondere Würze .
Ter strangulierte sozialdemokratische Redner , Genosse

J t r ö b e l , nagelte die Illoyalität dieses Verfahrens mit

den schärfsten Worten fest : er bezeichnete das Vorgehen als

dlradinesser des vielgepriesenen Burgfriedens und zuver -

lässigen Witterungsanzeigers für die zukünftigen innerpoliti -
• chctt Zustände Preußens .

Drei Schicksalsfragen von ungeheurer Tragweite , von

unabsehbarer Bedeutung für Wohl und Wehe nicht nur des

preußischen oder auch des deutschen Volkes , sondern für das

Los des ganzen künftigen Europa standen diesmal zur Er -

örterung . In der Sitzung eines einzigen Tages wurden sie
abgehandelt . Alis keine der Fragen wurde eine auch nur

halbwegs befriedigende Antwort gegeben . Alles blieb im

Dunklen , und jeder Versuch , die Schleier zu lüften , wurde

aurch den berüchtigten Geschäftsordnungsantrag unterbunden .

Immerhin , in knappen , aber fest umrissenen Sätzen liegt
dem deutschen Volke die Auffassung der Mehrheit der sozial -
demokratischen Landtagsfrattion vor . Das Volk selbst kann

die Worte prüfen und wägen . Welche Stellung es dazu
nimmt — trotz ' der Erklärung der preußischen Landeskom -

Mission und des Genossen Haenisch — , erscheint uns nicht
zweifelhaft ! __

_ _

Griechenlanö verlangt den /tbzug
öer Ententetruppen .

Wirn , 17 . Januar . ( W. T. B. ) Die „ Neue Freie
Presse " meldet aus Sofia : Griechenland werde morgen
in einer Note von der Entente die Räumung des griechischen
Territoriums fordern .

„ Utro " zufolge habe die Besetzung von Phale -
r o n in Athen Panik , ungeheure Entrüstung und Kund -

gedungen gegen die Entcntevertrcter erregt . Durch das

rechtzeitige Einschreiten der Behörden sei ein Angriff des

Volkes auf die französische und die englische Gesandtschaft
verhindert worden .

Die Besetzung Korfus .
Athen , 16 . Januar . ( W. T . B. ) Meldung ' des Reuter -

schon Bureaus . Offiziös wird berichtet , daß der österreichisch -
ungarische Konsul und der Vertreter des österreichischen Lloyd
in Korfit verhaftet wurden . Dcr Präfekt von Korfu meldet

der Regierung , daß ohne Erlaubnis der französischen Mili -

iärbehövden keine Schiffe in die Straße von Korfu einfahren
oder dieselbe verlassen dürfen . Der Präfekt von Korfu be -

richtet weiter , daß heute serbische Truppen aus
Albani e n angekommen sind . Die Behörden von Korfu
beschlossen in Ucdereinstimmung mit dem Kommandanten der

Verbündeten , diese Truppen nach der Korfu gegenüberliegen -
den Insel Ptychia zu bringen . Auch der Kronprinz von
Serbien mit den Offizieren des Generalstabs ist aus Sku -
tari in Korfu angekommen . König Peter kam gestern abend
an Bord eines französischen Zerstörers in Edipsos an .

Die Vorgänge in Griechenland .
Athen , 17 . Januar . ( W. T. B. ) Meldung des Agence

Havas . Die Kammer wird ihre Arbeiten am Montag , den

24 . Januar 1916 , wieder aufnehmen . Man weiß noch nicht ,
ob dcr König dcr Eröffnung der Session persönlich beiwohnen
wird . ES scheint sicher , daß Unterrichtsminister Michclidakis
alleiniger Kandidat für die Präsidentschaft der Kammer sein
wird . Wie einige Blätter melden , soll demnächst der B c -

lagernngszustand erklärt werden .

Paris , 16 . Januar . ( W. T. B. ) „ Temps " meldet aus

Athen : Ter Polizeipräfekt wurde abgesetzt . Sein Nach -
solgcr ist Oberst Palamiros .

Die französischen Behörden in Korfu haben mehrere
Personen wegen Spionage verhaften lassen .

General Sarrail Gberkommandierender
in Mazedonien .

Mailand , 17. Januar . <W. T. B. ) «Corriere della Sera '
meldel aus Saloniki : General Sarrail erhielt aus Paris
und London die amtliche Nachricht von seiner Ernennung zum
Oberkommandierenden der französischen und englischen Truppen in

Mazedonien . General Sarrail übernimmt den Oberbefehl heute .

Eine Anfrage über Italiens Galkanpolitik .
Rom , 16. Januar . ( SB. T. SS. ) Abgeordneter R a i m o n d o bat

dem Kammerpräsidenten eine Anfrage an den Minister
des Aeutzern , an den Kriegsminister und an den Marineminister
überreickt . Er will tvisien , ob zur Zeit der Uuterzeichnung des Lon¬
doner Vertrages die Eroberung Montenegros voraus -
gesehen worden sei , ferner , worin die Untätigkeit Italiens
ihre Gründe habe und ob Regierung und Militärbehörden sich mit
der Lage Nordalbaniens befaßt hätten .

Der französische Tagesbericht .
Paris , 17. Januar . ( SB. T. SS. ) Amtlicher Bericht vom

Sonn tag nachmittag : Die Nacht ist ruhig verlaufen . Neues

ist nicht zu melden .

Paris , 17. Januar . ( W. T. B. ) Amtlicher Bericht vom

Sonntagabend : In Belgien verursachte unsere Artillerie in

Verbindung mit der englischen Artillerie schwere Schäden an den

feindlichen Schützengräben in der Gegend von Het Sas und rief
zwei starke Explosionen in den deutschen Linien hervor . Unsere
Batterien haben mit Erfolg die Zugänge zu der Straße nach Lille

südlich Thelus bombardiert und ein Munilionsdepot zum Ausfliegen
gebracht . Bei Cote IIS nördlich von Neuville - Saint Vaast zerstörte
eine unserer Minen einen kleinen deutschen Posten . In den

Argonnen in der Gegend von Aouguois Kampf mit Minen und

Handgranaten . In Lothringen » ahmen wir eine feindliche Ansamm -
lung südlich Brenienil nordöstliS Badonviller unier Feuer .

Belgischer Bericht : Schwache Artillerietäligkeit auf der

Front der belgischen Armee .

Die englische Meldung .
Loudon , 15. Januar . ( SB. T. B. ) Bericht aus dem

britischen Hauptquartier . SBir beschossen die feindlichen
Laufgräben bei Gidenchy heftig und fügten den Perjchanzungen
schweren Schaden zu. Bei Kemme ! und Hügel 60 beiderseits

Artillerietäligkeit . _

_ _

Der russische Generalftabsbericht .
Petersburg , 17. Januar . ( SB. T. B. ) Amtlicher Bericht

v o in Sonntag .
SB e st i r o n t : Keine Veränderung .
KaukaiuSsronl : Im Laufe der Kämpfe am 14. Januar

nahmen wir 26 türkische Offiziere und 400 Soldaten gefangen und
erbeuteten 6 Kanonen , darunter eine schwere , 8 Maschinengewehre ,
eine Menge Artilleriemunition , Lebensmittel - und Pioniervorräte .

P e r f i e n : Im Gefecht bei Kengaver , auf der Mitte des

Weges Hamadan —Kermanschah wurden weitere Gefangene gemacht .
Der Gegner ließ eine Menge Toter auf dem Gefechtsfclde . Unsere
Verluste sind unbedeutend . Südöstlich von Hamadan warfen wir
eine Abteilung , bestehend aus Deutschen und Türken , auf Tovletabad

zurück . _

Meldung der italienischen Heeresleitung .
Rom , 17. Januar . ( W. T. B. ) Amtlicher Bericht von

Sonntag : Im dem Abschnitt zwischen der Sarca und der Eisch
versuchte am 16. Januar eine feindliche Ableilung nach kräftiger
Artillcrievorbcreilung an unsere Stellungen am Ausgange des

Crcstatales heranzukonimen , wurde aber zurückgeschlagen . Eine
unserer Abteilungen besetzte das JnselÄen im Lopiosee . Wohl -

gezielte Schüsse unserer Artillerie verursachten am selben Tage die

Explosion eines feindlichen Munitionslagers in der Gegend von
Ombretta am Oberlauf des Flusses Avisio und zersprengten eine

feindliche Kolonne , welche die Straße nach Raibl im Serbachlale
hinaufmarschierte . Aus den Höhen nordwestlich von Görz folgte
auf die heftige Beschießung am 14. in der Nacht ein feindlicher An -

griff mit bedeutenden Kräften gegen unsere Stellungen im Abschnitt

zwischen Pevnica und Oslavija . Der Feind wurde beim ersten An -

griff zurückgeschlagen , ging aber mit verstärkten Kräften wieder vor
und tonnle in einige unserer Schützengräben im Abschnitte zwischen
Cote 183 und Oslavija eindringen . Morgens jedoch warfen unsere
Truppen mit einem heftigen Gegenangriff den Feind jenseits von

Oslavija zurück und nahmen die Schützengräben östlich vom Dorfe
wieder fest in ihren Besitz . Wir erbeuteten Waffen und Munition
und machten einige Gefangene . Feindliche Flieger warfen Bomben

auf Feltre und Ccrvignano . Es wurde niemand verletzt , der Sach -
schaden ist gering .

Meldung des türkischen Hauptquartiers .
Konstantinopel , 17 . Januar . ( W. T. B. ) Das Haupt -

quartier teilt mit :
An der I r a k f r o n t hält der aussetzende Artillerie -

kämpf bei Kut el Amara an .
An der K a u k a s u s f r o n t setzte der Feind auch gestern

seine Angriffe gegen unsere Stellungen nördlich und südlich
vom Arasflussc fort . Er erlitt ganz bedeutende Verluste , be -

sonders während des heftigen Kampfes zwischen dem Aras -

flusse und dem Tale Id . In diesem Abschnitte mußten unsere
Truppen , die seit einer Woche die beträchtlichen Kräfte des

feindlichen Flügels in der Nähe des Tales Jd aufgehalten
hatten , aus ihren vorgeschobenen Stellungen um einige Kilo -
mcter zurückgehen . Südlich vom Aras brachten wir dem Feinde
in Nahkämpfen in den vorgeschobenen Stellungen große Ver¬

luste bei und erbeuteten eine Menge Waffen .
Von den Dardanellen ist nichts zu melden .

Die Kämpfe in Nesopotamien .
London , 16. Januar . <W. T. B. ) A m t l i ch e r B e r i ch t a u s

M e s o p o l a m i e n. General Aylmer lieferte den Türken , die sich
auf die Stellungen bei Oran zu beiden Seiten des Tigris 25 Meilen

östlich von Kul el Amara zurückgezogen hatten , eine Schlacht .
Der heftige Kampf dauerte am 13. Januar bis zum Einbruch der

Nacht . Dann begannen die Türken sich zurückzuziehen und setzten
ihren Rückzug auch in der Nacbt zum 14. fort . Eine briliiche
Kolonne übt auf den Feind von Osten und Norden einen energischen
Druck aus .

Die englische Regierung gegen Lohn -
erhöhungen .

Aus Amsterdam wird uns in Ergänzung einer vor
einigen Tagen mitgeteilten Äolff - Meldung geschrieben :

Die englische Regierung hat bekanntgegeben , daß sie aus
Gründen „ nationaler Oekonomie " in keine Lohn -
erhöhung mehr einwilligen werde . In dem Bescheid , den
der Regierungsausschuß für Produktion den verschiedenen
interessierten Fachvcrbänden zugestellt hat , wird auf die finan -
zielle Lage des Landes , die steigenden Kriegsbedürfnisse und
die Notwendigkeit dcr Sparsamkeit in allen Ausgaben , sowohl
im privaten Konsum wie in öffentlichen Aufwendungen hin -
gewiesen . Die Erklärung hebt dann die seit dem Beginn des
Kriegs bewilligten Lohnerhöhungen und die Maßregeln zur
Besteuerung oder Einschränkung des Unternehmcrprofits her -
vor und schließt damit , daß im Hinblick auf die dringende Not
keine anderen Lohnerhöhungen ( mit Ausnahme der automatisch
aus den bestehenden Bedingungen folgenden ) stattfinden sollen
als solche , die aus besonderen lokalen Verhältnissen folgen .
Die Regierung will diesen Beschluß streng durchführen .

Die englischen Eisenbahner gegen das

Wehrpflichtgeseh .
London , 16 . Januar . ( W. T. B. ) Der ausführende

Ausschuß des E i s e n b a h n e r - V e r b a n . d e s hat gegen
die Dien st Pflichtbill einen Beschlußantrag an -

genommen , in dem es heißt , die Bill begründe eine „ Konfis -
kalion " des Lebens der Bürger , ließe aber die materiellen

Hilfsquellen der Nation in den Händen der privilegierten
Klasse und müsse daher von der gesamten Arbeiterschaft be -
kämpft werden . Die Vertreter des Zwangsprinzips seien
offenbar von anderen Beweggründen geleitet , als dem , den
Sieg der Alliierten zu sichern . DaS Versprechen des Premier -
Ministers beträfe einen Grundsatz , welcher der Wählerschaft
dcr Nation nicht vorgelegen habe , und widerspreche den
nationalen Ueberlieferungen der letzten fünfzig Jahre . Dieses
Versprechen hätte überhaupt nicht gegeben werden dürfen ,
und könne die Nation nicht binden . Der Beschlußantrag
schließt : Wenn die Regierung nicht zunächst
jede Art von Kapital konfisziert , werden
wir mit allen Mitteln die Konfiszierung dcr
Männer , deren einzigesKapital dieArbeits -
kraft ist , bekämpfen .

Der ausführende Ausschuß des Gewcrkverbandes
der Lokomotivführer und Heizer hat ebenfalls
einen Beschlußantrag angenommen , der jede Art militärischer
Dienstpflicht bekämpft .

Englischer tzurrapöbel gegen Friedens -
freunde und Wehrpflichtsgegner .

London , 16. Januar . ( W. T. B. ) Meldung des Reuierichen
Bureaus . In einer Kirche von Kingsland im Norden von London ,
wo Sonntag nachmittag eine Kundgebung zu Gunsten
der Beendigung dos Krieges stattfand , kam es zu auf -
geregten Szenen . Die Friedensfreunde wurden für Aerräier erklärt
und mit roter Farbe beworfen . Sie mußten schließlich durch die

Polizei in Sicherheit gebracht werden . Die Demonstranten sangen
„ Rule Britannia ' und nahmen eine Entschließung an , in der gc -
fordert wird , daß der Krieg energisch fortgesetzt werde , bis Deutsch -
land geschlagen sei .

London , 16. Januar . ( W. T. SS. ) Meldung des Reuterichen
Bureaus . Anderson ( Arbeiterpartei ) wollte gestern in Sheffield
eine Rede gegen die Dien st Pflicht halten , konnte sich aber

infolge von lärmenden Kundgebungen kein Gehör verschaffen .

Das schwedische Dudget .
Stockholm , 17. Januar . ( W. T. SS. ) Der heute von der

Regierung dem Parlament vorgelegte Voranschlag des Budgeis
balanciert mit 414 254 ( XX) Kronen . Für das Heer werden 66 102 600
Kronen und für die Marine 30 880 806 Kronen gefordert . Die

Kosten für Aufrechterhaltung der Neutralität von
53 Millionen Kronen werden durch eine innere Anleihe von 27 Mil -
lionen und durch andere Staatseinnahmen in Höh « von 26 Mil -
lionen Kronen gedeckt werden . Zur Förderung produktiver Zwecke
soll außerdem noch eine Anleihe von 56 Millionen Kronen ab -

geschlossen werden . Zur Ueberwindung der verteuerten Lebens¬

haltung sind für gewisse Staatsbeamte 3. 5 Millionen im Etat vor -

gesehen .
» *

*

Stockholm , 17. Januar . ( W. T. B. ) Die vom König bei der

heutigen Eröffnung des Reichsrates im Reichssaal des königlichen
Schlosses vorgelegte

Thronrede

bespricht erstens den immer umfangreicher werdenden Kampf , dessen
Ergebnis über die Zukunft dcr Völker entscheiden werbe . Die Re -

gierung hoffe lebhaft die Neutralität , die sie zu Beginn des

Krieges erklärt habe , auch in Zukunft beobachten zu
können . Die Rede sagt ferner : Die Zwecks Aufrechterhaltung
der Neutralität und des Selbstbcstimmungsrechts Schwedens ver -

mehrten Streitkräfte zu Lande und zu Wasser
müssen sich stets bereit halten . Das schwedische Volk hat im verflösse -
nen Jahr in mannigfaltiger Weise unter den Wirkungen des Krieges
gelitten . Die Kriegführenden vernachlässigten
immer mehr die Grundsätze des Völkerrechts und

ihren Zweck , die Beschirmung der neutralen und die Begrenzung
der gewaltsamen Handlungen des Krieges gegenüber dem fried -
lichen Verkehr . Schweden , dessen glorreicher Anteil an der

Schöpfung dieser Grundsätze bekannt sei , habe teilweise zusammen
mit den Regierungen der beiden anderen skandinavischen Länder

Maßnahmen zur Aufrechterhaltung dieser anerkannten inter -
nationalen Grundsätze ergriffen . Tie Haltung der kriegführenden
Mächte verursachte dem schwedischen Volke erhebliche Wirtschaft -
liche Schwierigkeiten . Die Regierung habe mehrere Male

gegen Versuche , den schwedischen Handel unter fremde Aufsicht zu
stellen , einschreiten müssen . Tie Arbeit für die Stärkung der

Landesverteidigung müsse ohne Verzug fortgesetzt werden . Trotz
großer Sparsamkeit im Budget würden Entwürfe zu einer neuen
Steuer vorgelegt . Die Thronrede bemerkt , die Regierung habe die

Absicht , dem Reichstage vorzuschlagen , besondere Abgeordnete aus -

zuwählen , die mit der Regierung geheime Fragen überlegen sollen ,
wie dies zum Beispiel im Herbst 1S14 bereits der Fall gewesen sei .



Das öefthwerSerecht
öer Soldaten .

Von D. Studien , M. d. R.

Den Mitgliedern der sozialdemokratischen Reichstags -
fraktion sind im Laufe des Krieges aus dem Feld und aus
der Heimat massenhaft Beschwerden über alle möglichen
Dinge zugegangen , mit der Bitte , sie im Reichstag vorzu -
bringen . Dieser Weg ist gewiß etwas ungewöhnlich : daß er
eingeschlagen worden ist , erklärt sich aber daraus , daß ein er -
heblicher Teil der zum Heeresdienst eingezogenen Mann -
schaften ältere Parteigenossen sind , die den Weg der mili -
tärischen Beschwerde� nicht beschreiten wollen . Ueber das Be -
schwerderecht des Soldaten ist schon viel geredet und ge -
Arieben worden , es genügt , hier einmal den wesentlichen
Teil dieses Rechtes wiederzugeben .

Jedem Soldaten , welcher glaubt , daß ihm durch un -
würdige Behandlung , durch Vorenthaltung geldwerter Ge -
bührnisse oder aus einem anderen Grunde von
Vorgesetzten oder Kameraden Unrecht zugefügt sei , ist es
gestattet , sich zu beschweren . Jede Beschwerde ist dem Kom -
vagniechcf u n m i 1 1 e l b a r und mündlich vorzutragen .
Der Soldat darf niemals während oder unmittelbar nach
Beendigung des Dienstes , sondern erst am folgenden
Tage seine Beschwerde anbringen . Richtet sich die Be -
schwerde gegen eine iiber den Soldaten verhängte Disziplinar -
strafe , so darf er sich erst nach deren Verbiißung beschweren .
Jede Beschwerde mnß innerhalb einer Frist von fünf Tagen
angebracht werden . Gemeinschaftliche Beschwerden mehrerer
Soldaten sind u n st a 1 1 h a f t . Wer leichtfertig oder
wider besseres Wissen eine auf unwahre Behauptungen ge -
stützte �Beschwerde anbringt , wird streng bestraft . Ueber
die Abänderungsbedürftigkeit dieser Vorschriften soll heute
nicht gesprochen werden , auch nicht darüber , ob es wirklich
nicht möglich sein sollte , sie noch während des Krieges abzu -
ändern . Soviel aber mnß doch gesagt werden , daß der Be -
griff der Leichtfertigkeit bei Erhebung einer Beschwerde viel
zu flüssig ist , als daß er eine Garantie gegen Ungerechtig -
leiten bieten könnte . Die Situation verbessert sich nicht da -
durch , daß der Vorgesetzte , der die Beschwerde als leichtfertig
erachtet , auch gleich die Strafe für diese Leichtfertigkeit fest -
setzen kann . Daß die Beschwerde nur zulässig ist , wenn die
verhängte Strafe verbüßt ist , sei nur der Vollständigkeit
halber hinzugefügt . Dazu komnit dann noch , daß Leute , die
sich beschweren , leicht von den Unteroffizieren scheel angesehen
werden , und im militärischen Leben bietet sich tausenderlei
Gelegenheit , einem solch unbequemen Menschen fühlen zu
lassen , daß er sich unangenehm bemerkbar gemacht
hat , ohne daß es möglich ist , haarscharf zu beweisen , daß hier
eine Schikane vorliegt .

Was ist nun aber die Folge dieses unbefriedi -
genöen Zustandes ? Die Leute wenden sich an einen Ab -
geordneten mit der Bitte , ihre Beschwerden im Reichstag
vorzubringen . Ter Abgeordnete ist nun allerdings keine
Sammelstelle für Beschwerden , er kann sich aber auch der
Aufgabe nicht entziehen , den Beschwerden , die aus dem Kreise
seiner zum Heere eingezogenen Wähler kommen , Ausdruck
verleihen . Damit erfüllt er nur eine selb st -
v e r st ä n d l i ch c Pflicht . Das hat jetzt aber dazu ge -
führt , daß im Haushaltungsausschuß des Reichstags tage -
lang über Beschwerden dieser Art verhandelt wird . Einzelne
Abgeordnete , von denen bekannt ist , daß sie sich vorzugsweise
mit militärischen Angelegenheiten befassen , werden mit Zu -
schriften ganz besonders bedacht . Selbstverständlich werden
alle diese Briefe kritisch gesichtet und zunächst alles
ausgeschieden , was irgendwie unwahrscheinlich erscheint .
Trotzdem bleibt noch eine Fülle unanfechtbaren Materials .
Aber auch daraus können nur einzelne Fälle zur Begründung
unserer genugsam bekannten Forderungen herangezogen
werden .

In den letzten Monaten ist nun der Weg eingeschlagen
worden , die geeignet erscheinenden Fälle einfach dem Kriegs -
Ministerium schriftlich mitzuteilen . In allen Fällen
sind sofort Erhebungen eingeleitet worden , nur kam dabei
in der Regel nichts heraus . Ten Beschwerdeführer kann
man aus naheliegenden Gründen nicht nennen . Es bleibt
also weiter nichts übrig , als bei dem Truppenteil Umfrage
zu halten . Vielfach ergibt sich dann , daß die Mannschaften ,
die den der Beschwerde zugrunde liegenden Vorfall bekunden
könnten , nicht mehr da sind und prompt erfolgt die Ant -
wort , daß von dem behaupteten Vorfall nichts bekannt sei .
Ein klassisches Beispiel : Einem Abgeordneten wird mitge -
teilt , daß bei einem Ersatz - Truppcnteil den Mannschaften
der Urlaub verweigert wurde , weil sie Freifahrt verlangten .
Ter Abgeordnete teilt das dem Kriegsministerium mit . Tie

Mannschaften müssen antreten und werden befragt , keiner
weiß etwas — später wird dem Abgeordneten auf nochmalige
Rückfrage von seinem Gewährsmann mitgeteilt , daß die be -
treffenden Mannschaften mittlerweile ins Feld geschickt
worden sind , bei der Befragung des Truppenteils also gar
nickst mehr da waren . Womöglich noch komplizierter
und noch aussichtsloser ist die Sache , wenn Zeugen
angegeben werden . Diese Zeugen sind unterdessen vielleicht
auch ins Feld gezogen , der eine steckt in Rußland , der andere
in Serbien , ein dritter ist vielleicht inzwischen schon gefallen .
Nun setzt eine endlose Schreiberei ein , aber ein positives
Resultat wird fast nie erzielt .

So also geht die Sache nicht — darüber war man sich
auch im Haushaltsausschuß des Reichstags völlig klar und

schließlich empfahl der Kriegsministcr den Abgeordneten , i n

jedem einzelnen Fall den Brief schreiber
den Rat zu erteilen , sich auf dem vorge -
schrrebenen Dien st weg zu beschweren . Prak -
tisch ist dieser Vorschlag natürlich gar nickst durchführbar ,
weil die Beschwerdefrist von fünf Tagen in der Regel längst
verstrichen sein wird , ehe dieser briefliche Vorschlag in die

Hände des Mannes gelangt , der sich an einen Abgeordneten
gewandt hat . Ein fortschrittlicher Abgeordneter , der selbst
als Offizier im Felde steht , empfahl deshalb folgenden Weg :
Der Mann , der Anlaß zu einer Beschwerde hat , soll lieber ,
ohne formell Beschwerde zu führen , seinem
Hauptmann — als Vi e n s ch zum Menschen —

sein Anliegen vortragen . Dieser Ausweg ist in
der Tat sehr sympathisch — der Versuch kann min -

destens gemacht werden , und wenn der Hauptmann !
ein Vorgesetzter ist . der Verständnis für das hat , was seine

Untergebenen in dieser schweren Zeit bewegt , dann können

Unstimmigkeiten rasch beseitigt werden , ohne daß erst ein

umständlicher Apparat mit allen seinen Fährlichkeiten in

Bewegung gesetzt zu werden braucht . Welcher Geist in der

Kompagnie herrscht , das hängt ohnehin in der Hauptsache
ganz vom Kompagnieführer ab : ist er auf dem Posten , vcr -
steht er es , die Psyche der Mannschaften zu erfassen , dann
dürfte der Anlaß zu Beschwerden gering sein . Leider
scheinen aber nicht wenige Kompagnieführer dieser Seite
ihrer Aufgabe nicht gewachsen zu sein . Vor allen Dingen
aber möge man daran festhalten : Der stellvertretende Kriegs -
minister hat in der Haushaltskommission des Reichstags auf
die Erklärung eines Abgeordneten hin , der so verfährt , daß
er den sich an ihn wendenden Beschwerdeführer jedesmal erst
fragt : „ Haben sie sich schon an Ihren Vorgesetzten gewandt ? "
dieses Verfahren allen Abgeordneten empfohlen . Dieser
Wunsch des Kriegsministers verdient wirklich in den

weitesten Kreisen bekannt zu werden , vielleicht werden

auf diesem Wege doch manche Uebelstände rasch abgestellt
werden können . Ten Beschwerdeführern steht es ja dann

noch immer frei , den Männern ihres Vertrauens Kenntnis
von dem Erfolg der Beschwerden zu geben und die Er -

fahrungen mitzuteilen , die sie mit dieser
Methode gemacht haben .

Daran ist nicht zu zweifeln , die höheren Kommando -
stellen wünschen , daß die Mannschaften keinen Grund zu Be -

schwerden haben . Vielfach sind es eben Unteroffiziere , denen
die ihnen eingeräumte Machtbefugnis in den Kopf gestiegen
ist und die nun meinen , daß sie den Mannschaften alles Mög -
liche zumuten dürfen . Wenn wir hier die Mahnung des

Kriegsministers weitergeben , so ist aber auf der anderen
Seite das Kriegsministerium verpflichtet , dafür zu sorgen ,
daß die Hauptleute und Rittmeister schleu -
nigst informiert werden , damit sie nicht , falls
jetzt mehr Beschwerden an sie gelangen , etwa gar den Geist
der Widersetzlichkeit in diesem Umstand erblicken , den sie
dann mit Disziplinarstrafen glauben unterdrücken zu sollen .
Sollte der letztere Fall eintreten , dann würde sich freilich
gerade das Gegenteil dessen ergeben , was der Kriegsminister
mit seiner Mahnung beabsichtigt hat . Jedenfalls aber ist
es Pflicht , auf den empfohlenen Weg hinzuweisen : der Erfolg
bleibt abzuwarten .

politische Ueberflcht .
Heeresfrage « .

Der Reichstag behandelte am Montag im Anschluß
an mehrere Resolutionen des Haushaltsausschusses verfchie -
dene Heeresfragen . Genosse S ch ö p f li n klagte über unzu -
reichende Urlaubsgewährung , schlechte Behandlung bei den

Ersatzbataillonen , Mängel in der Verpflegung und unnötigen
Drill . Nach dem nächsten Redner , dem Nationalliberalen
Dr . von Calcker , gibt es im Heere keinerlei überflüssigen
Drill : auch die „ Kleinigkeiten " des Gamaschendienstes seien

zur Durchführung der Disziplin notwendig . Dr . Haas
( Fortschr . Volksp . ) schloß sich zum Teil den Klagen Schöpflins
an . Der stellvertretende Kriegsminister v. Wandel jagte
die Berücksichtigung der vorgebrachten Beschwerden zu und

versprach insbesondere die möglichste Ausrottung vorschrifts -
widriger Behandlung der Mannschaften . Genojse David -

söhn , der selbst seit langer Zeit im Felde steht , erläuterte

nochmals an Einzelfällen die Notwendigkeit , den Soldaten
alle unnötigen Schikanen zu ersparen . Da Genosse Lieb -
k n e ch t sich zu Worte gemeldet hatte , machte ein Schluß -
antrag der Debatte ein Ende . Die Genossen Liebknecht und
L e d e b o u r erhielten zunächst nicht einmal das Wort zur
Geschäftsordnung . Es gelang ihnen indessen schließlich doch ,

gegen den Schluß der Debatte zu protestieren , wobei sie sich
vom Präsidenten Ordnungsrufe einholten . Der von Lede -
bour gestellte Antrag auf Wiederaufnahme der Debatte wurde

indessen unter Zustimmung eines Teils der sozialdemo -
kratiichen Fraktion abgelehnt .

Stach einer kurzen Debatte über die Herabsetzung lder

Gebührfür Soldatenpakete wurde ein entsprechen -
der Antrag einstimmig angenommen .

Darauf begann die Beratung der Resolutionen über die

Zensur . Nach einleitenden Bemerkungen des Bericht -
erstatters wurde die Debatte darüber auf Dienstag , 10 Uhr
früh , vertagt . _

Vertagung des Reichstages .
Dem Reichstag ist vom Stellvertreter des Reichskanzlers ein

Antrag auf Zustimmung zur Vertagung des Reichstages bis zum
15 . März vorgelegt worden .

_

Oldcnburg - Janufchau im Herrcnhause .

Der ehemalige konservative Reichstags - und Landtags -
abgeordnete Kammerherr v. Oldenburg - Januschau ist
als Vertreter des alten und des befestigten Grundbesitzes im

Landschastsbezirk Oberland <Mohrungen ) für das Herren -
haus präsentiert tvordcn .

Ablieferung von Heringen .

Amtlich . Berlin » 17 . Januar . ( W. T . B. ) Der
Bundesrat hat in seiner heutigen Sitzung eine Verotd -

nung beschlossen , nach der derjenige , der Salzheringe einführt ,
verpflichtet ist , diese an die Ze n t ra I - E i n k a u f s -

ge se lls cha f t m. b. H. in Berlin unter gewissen Voraus -

sctzungen abzuliefern . Der Reichskanzler wird die hierfür
nötigen Ausführungsbestimmungen treffen .

Tie Ankündigung .
Die „ Kreuz - Zeitung " veröffentlichte am Sonntag unter der

Ueberschrift „ Eine Frage an die Regierung " eine Zuschrift „ aus

Kreisen des Herrenhauses " , in der es u. a. heißt :

„ Ter Geist gegenseitigen Verstehens und Vertrauens soll end -
lich „ in der Gestaltung der Grundlagen für die Vertretung des
Volkes in den gesetzgebenden Körperschaften lebendigen Ausdruck
finden " . Man könnte aus dem strikten Wortlaut den Schluß
ziehen , daß gegenseitiges Verstehen und Vertrauen dahin führen
sollte , daß überall anerkannt wird , wie ein Volk , welches so
Großes leistet , wie das unsrige , einsehen werde , daß die Grund -
lagen der Verfassung gute sind , und daß jede Aendcrung an
demselben ein gewagtes Experiment sei . Sollte indes
dem Gedanken Ausdruck gegeben werden , welchen die liberale
Presse den Worten gibt , „ daß eine Wahlrechtsreform angestrebt
lvcrde " , so hätte doch bester der Ausdruck „ U m gestaltung

'
statt

Gestaltung " gewählt werden sollen .
Der Text der Rede enthält in dieser Beziehung ein „ dunk -

les Wort " , welches der Aufklärung dringend be -
darf . Die Regierung wird auf Anfragen in den gesetzgebenden
Körperschaften nicht umhin können , klare Antwort zu geben , was
sie mit jenen Worten gemeint hat . Ein Ausweichen der bestimmten
Erklärung hierüber wird sich keine Partei gefallen lasten . "

Die Rede des Abg . v. Hcydebrand im Abgeordnetenhaus

enthebt uns eines Kommentars zu dieser Ankündigung .

Verschiebung der Reichstagswahlen .
Für den Fall , daß wir auch noch einen dritten Kriegswinter

erleben müssen , - beschäftigen sich bereits jetzt politische Kreise mit
der Möglichkeit einer Verschiebung der im Januar 1917 fälligen
nächsten Reichstagswahlen . So dehandelt im „ L e i p z i g e r T a g e-
b I a t t " der nationalliberale Reichstagsabgeordnete für Leipzig , Geh .
Justizrat Dr . Junck , diese Frage . Er schreibt u. a, :

„ Die Amtsdauer des jetzt lebenden Reichstags endet nach der

richtigen Meinung am 12. Januar 1917 , als an dem Tage der

letzten allgemeinen Wahlen . Selbstverständlich gibt es verein -

zelte Stimmen in der Wissenschaft des Staatsrechts , die anders

rechnen . Sie wollen die Legislaturperiode — das Fremdwort
steht in der Reichsverfassung — jeweils mit dem ersten Zu -

sammentreten des neugewählten Reichstags beginnen lassen .
Allein diese Ansicht kann als überwunden gelten . Sie tut hier
auch nichts zur Sache , da es sich dann nur um eine Verschiebung
um wenige Wochen handeln würde .

Daß die Verlängerung der Amtsdauer eines einzelnen Reichs -
tagcs — nur dies steht in Frage — über die geltenden 5 Jahre
hinaus möglich , verfastungsrechtlich zulästig ist , darf ebenfalls
als feststehend angenommen werden . War doch der Reichstag im

Jahre 1879 in ganz gleicher Lage . Sein normales Leben wäre
am 31. August 1879 abgelaufen gewesen . Man verlängerte es

durch Bundesgesetz vom 21 . Juli 1879 , und zwar „ für die Dauer
des gegenwärtigen Krieges mit Frankreich , jedoch nicht über den
31 . Dezember 1879 hinaus " . . . .

Zur Sache selbst sind wir der Ansicht : in keinem Falle dürfen
die Wahlen zum neuen Reichstage stattfinden , solange Millionen
von Wählern im Felde stehen . Das wäre zunächst ungerecht
ihnen gegenüber . Sie haben erhöhten Anspruch darauf , mitzu -
stimmen — dazu dient das Wahlrecht — , wie es in dem Vater¬

lande , für das sie ihr Leben einsetzten , dereinst aussehen soll .
Wir gehen , indem wir dies sagen , allerdings davon aus , daß
vieles anders werden kann und soll . Darüber später . Schlechthin

unmöglich ist es für uns , auch nur daran zu denken , diese Mit -

bestimmung ganz allein denen zu überlassen , die unterdessen im

Lande gewiß auch manches entbehren und tragen mußten , aber

alles dies nicht entfernt vergleichen dürfen mit dem , was jene
erduldeten . Wir jchlagen damit übrigens nur Gedankengänge an ,
die schon früher zur „ Streckung " anderer parlameniarischer Ber -

tretungskörper geführt haben .
Wir fügen aber hinzu : nicht nur das Gefühl der Gerechtig -

keit entscheidet , sondern auch das — bereits kurz erwähnte —

Ziel einer Erneuerung unseres politischen Lebens , oder wie der

Kanzler sagte : der Neuorientierung unserer inneren Politik . . . .
Die Amtsdauer des Reichstages mutz verlängert werden , sobald
feststeht , daß der Weltkrieg noch so lange währt , daß etlvaige

Neuwahlen unter Ausschluß unserer Volksgenosten im Felde statt -

finden müßten . . . .
Mit aller Entschiedenheit lehnen wir — persönlich — den

Gedanken ab , der Reichstag solle auf jeden Fall verlängert
werden , da es unerträglich sein würde , wenn etwa gleich oder bald

nach dem Frieden Wahlen nötig wären . Gewiß wohlmeinend wird

gesagt , man möchte doch dem deutschen Volke die Zerklüftung und

Verbitterung eines Wahlkampfes in der beginnenden goldenen
Friedenszeit ersparen . Wir halten das für grundfalsch .
Politisches Leben im Volke ist kein Uebel ! Ganz im Gegenteil
wünschen wir unserem Volke recht bald das reinigeirde Bad eines

Wahlkampfcs , von dem wir freilich gerade zufolge der Teilnahme
unserer Krieger einen etwas größeren Zug , weniger Kleinlich -
keit als früher , erhoffen . . . .

"

Cnltvcr für höhere Zuckerpreise .
Der frühere Sozialdemokrat Richard Calwer hat sich

während des Krieges wiederholt gegen die Festsetzung von

Höchstpreisen ausgesprochen . In Konsequenz dieser Anschauung
tritt er jetzt Arm in Arm mit den Zuckcrinteressentcn sür die

Erhöhung dcS Rüben - und Zuckerpreises ein . Wenn man den

Profit als einzigen Motor der Produktion anerkennt , ist es

allerdings schwer , den Interessen der Konsumenten gerecht zu
werden . Es wirkt aber immerhin komisch , daß Calwer nun
den Konsumenten zumutet , sich einfach den Wünschen der Pro -
duzenten bedingungslos zu fügen ; cr schreibt :

„ Das Mißverhältnis der Preise für Zuckerrüben und anders

Feldfrüchle ist so stark , daß ein anderer Anbau sich besser lohnt
als der mit Zuckerrüben . Gegen dieses Mißverhältnis der Preise
ist nicht anders anzukämpfen als dadurch , daß man den Preis
für die Zuckerrüben entsprechend erhöbt und so
wieder einen Anreiz bietet . Zuckerrüben anzubauen . Man sollte
annehmen , daß für die Lösung des ZuckcrproblemS auf diese
Weise auch in den Kreisen Verständnis vorbanden sein
sollte , die an sich gegen höhere Zuckcrpreise sind , nicht
weil ihnen etwa eine Verteuerung des Zuckers gleich -
gültig sein sollte , sondern weil es eben unter den

beuligen Verhältnissen keinen anderen Weg zur Lösung der so

wichtigen Frage gibt . Es zeigt sich hier wieder ganz deutlich ,
daß eine Stabilisierung der Preise ein Ding der

Unmöglichleit ist . "
'

Es ist richtig , daß die heutigen wirtschaftlichen Kriegs -
nöte noch andere Ursachen haben als unrichtige Verteilung
der vorhandenen Vorräte . Aber die Mißverhältnisse , von
denen Caliver ausgeht , können und müssen gelöst lverden

durch Eingriffe in die Produktion .

Tcutsch - östcrreich - ungarischer Wirtschaftsbund .
Der ständige Ausschuß des deutschen Landwirt «

schaftsratcs hat kürzlich über das wirtschaftspolitische
Verhältnis zwischen Ocsterreich - Ungarn und dem Deutschen
Reich verhandelt und hierzu folgenden Beschluß gefaßt :

„ Tic Ereignisse des gegenwärtigen Weltkrieges haben eine

Neugestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse Europas be -

wirkt , welche sür die künftige Volkswirtschaft der mittel -

europäischen Staaten von größter Bedeutung ist . Während
die wirtschaftlichen Verhältnisse von Landwirtschaft , Industrie
und Handel bisher durch internationale Beziehungen geregelt
wurden , sind die verbündeten europäischen Zentralmächte hin -
sichtlich Erzeugung und Absatz nunmehr auf ihr eigenes Gebiet

beschränkt . Obgleich mit dem Friedensschluß hierin eine

Besserung eintreten dürfte , so muß doch auf längere Zeit mit
einer fortgesetzten feindseligen Gesinnung unserer jetzigen
Gegner gerechnet iverden , wofür deutlich erkennbare Anzeichen
wahrnehmbar sind . Daraus ergibt sich für uns die Not -

weiidigkcit , für ein Wirtschaftsgebiet von größe -
r e m Umfang zu sorgen . Zur Anbahnung dieses Zieles
ist zunächst ein engeres wirtschaftspolitischcs
Verhältnis zwischen Deutschland und Ocsterreich - Ungarn
ins Auge zu fassen . "

Die Resolution des Landwirtschaftsrates ist s e h r vor -

sichtig gefaßt . Bekanntlich hat sich die konservativ -

agrarische Presse bisher gegen ein Zollbündnis ausgesprochen .
Der Passus über die Notwendigkeit eines engeren wirtschafts -
politischen „Verhältnisses " braucht also keineswegs die Zustim -
mung zu einem Zollbund zu bedeuten .

Wie Flcischermcister „kalkulieren " . In den in unserer Sonn -
taanummer unter vorstehendem Titel veröffentlichten Artikel hat
sich ein Schreibfehler eingeschlichen , den wir hiermit richtigstellen .
Es muß in der Kalkulation unseres Mitarbeiters nicht heißen :
28 Pfund Speck 54,19 M. , sondern 59,19 M. Dadurch ermäßigt '
sich auch der Erlös aus dem geschlachteten Schwein um 1 M. und
ebenso der Verdienst , der nun nicht rund 17 M. , sondern 13 M.
beträgt . An dem Ergebnis , das durch die beiden gegenübergestellten
Kalkulationen dargestellt wird , ist jedoch wesentlich nichts geändert .



Gewerkschaftliches .
Verlin und Umgegenü .

Die Machincnarbeiter vom Flugplatz in Johannistal Mlagüsn
ftch in einer am Sonntag abgehaltenen Versammlung

' Wer die
lang ausgedehnte und ' ungeregelte Arbeitszeit . Nach Angabe der
Redner liegt dies " aber zumeist an gewissen Arbeitern , die nicht
genug ' herauswirtschaften können und somit die anderen nötigen ,
auch unerhört lange Arbeitsperioden mitzumachen . So bat ein
Maschinert arbsiter 21 Stunden hintereinander gearbeitet , ein
anderer in der Woche 90 Stunden und mehr . Es wurde aus der
Versammlung erklärt , daß solche Arbeitszeiten nicht zu sein
brauchten , zumal auf dem Nachweis Arbeiter zu haben seien .

Auch werden zuweilen ilngelernte Arbeiter an ' den Maschinen
beschäftigt , was nicht uiigefährlich ist . Solange es noch arbeits¬
lose gelernte Maschinenarbeiter gibl , sollte das nicht vorkommen .

F - cnöcI führte aus , daß es im Flugzeugbau anders zu -
gehe als in einem Beriebe , wo Ausstattungen oder Bauten ber -
gestellt werden . Hier handele es sich meist um eilige Arbeiten ,
die oft sogar telegraphisch bestellt würden . Soweit lleberitunden
zu umgehen sind , hat dieS zu geschehen nach dem Beschlüsse , daß
die Arbeitszeit von 51 Stunden nicht uberschritten worden soll , es

Jet
denn , dag cS sich um dringende Lieserungen handelt . ES ist

erner bestimmt , daß llebesrundeii nur mit vorbergehender Be -
p- rechung der betreftenden Arbeiter gemacht werden sollen . Tie

Ueberarbeitsftage ist also schon geregAt . Wenn detrnoch sich Miß -
stände berauSgebildet haben , so liegt cS an den Arbeitern selbst ,
die nicht genügend Selbstzucht üben . Wer keinen Auftrag hat ,
länger zu bleiben , ' der gehe eben nach Hause , unbekümmert darum ,
was der Nachbar macht . Solange noch geeignete Arbeitskräfte vor¬
banden sind , sollten allerdings zuerst diese entgestellt werden , ebe
Ileberzeitarbeit gemacht wird . Wenn dies aber nicht zutrifft , so
werden Ueberstiinden nicht immer zu Hingehen sein , um so mehr ,
als auch die Betriebe nicht jeweilig beliebig , sondern mir in be¬
dingter Weise erweitert werden können . Ter Eigenart eines Be -
triebe S muß schließlich auch Rechnung getragen werden .

Ein Redner widersprach Fendel in einigen Punkteit . Es seien
noch Arbeiter vorbanden , die könnten erst eingestellt werden und
die Betriebe zu vergrößern sei sehr wohl möglich . Ueberstunden
und ifazchtschicht seien abzuschaffen . Ebenso die Sonntogsarbeit .

Der nächste Redner stimmte Fendel auch nicht in allem zu ,
war aber auch der Meinung , daß in einer io außergewöhnlwben
Zeit �außergewöhnliche Maßnohmen zu verstehen seien . Der An -

trag des Vorredners in der gestellten Form sei unannehmbar . Im
Übrigen wurde noch gesagt , jeder möge den bestehenden Vertrag
respektieren .

Es wurde auck gewünscht , daß die Ueberstunden von der Be¬
triebsleitung am Abend vorher angesagt werden und nicht erst
kurz vor Feierabend desselben Tages damit zu kommen .

Tie Versammlung beschloß schließlich , die Vertreter zu be -

auftragen , dafür zu sorgen , daß in allernächster Zeit eine Ver -
sämmlung aller auf dem Flugplatz beschäfigten Holzarbeiter ein -

berufen wird , um das jetzt herrschende Uebersrundenunwesen ab -

Suschaffen . _

Keine Tarifkündigung der Böttcher .

. Die Böttcher Berlins und Umgegend , soweit sie dem Verbände

angeschlossen , bielten Sonntag eine stark besuchte Versammlung
ab . um sich mit der Kündigung der Verträge zu beschäftigen . Wie

Klappschuß ausführte , bestehen neun Einzelverträge , von

denen acht gekündigt werden müßten . In den Fabriken bezw .
Werkstätten würden mehr oder minder gute Kriegszulagen gezahlt .
Ob die Tarife zu kündigen oder siariflos zu arbeiten sei , das sei
die Frage . Bereits in der letzten Versammlung habe er erklärt ,

daß der Stundenlohn um 50 Proz . auf 1 Mk. erhöbt werden muß
oder erhöhte Kriegszulagen zu fordern seien . Er könne in Anbe ?

iracht der ganzen Sachlage eine Kündigung nicht empfehlen . Es
würden annehmbare Löhne gezahlt . Eine Fabrik zahlt einen
Wochenlohn von 51 M. ohne Abzug . Eine ganze Anzähl 46 M.
Viele Werkstätten entlohnten weit über den Tarif . In der Dis -
kussion wurde verlangt , daß die Kollegen in denjenigen Werk '
stäften , wo niedrige Löhne gezahlt würden , selbständig vorgeben
müßten , um Lohnerhöhungen , wenn nicht anders , durch Arbeits -
nieder leguttg zu rereichen . Nach weiterer Aussprache wurde ' ein -
stimmig beschlossen , die Tarife nicht zu kündigen und ein Jahr
weitergelten zu lassen , jedoch überall erliöhte Kriegszulagen zu
fördern . — Schließlich teilte Klappschutz mit , daß der „ Verein der
Brauereien " die bisherige Teuerungszulage von Ii ) auf 15 M.
monatlich erhöht habe , was bis 1. April 1916 Geltung haben solle .
Die „ ringfteien Brauereien " sowie die Genossenschaftsbrauerei
Friedrichshagen würden sich diesem Vorgehen anschließen .

Julius Saupe .
Einen herben Verlust hat der Verband der Kupferschmiede

Deutschlands durch den Tod seines ersten Vorsitzenden und Redak -
teurs des Fachorgans „ Der Kupferschmied " erlitten .

Als Altgeselle der Gesellenbrüderschaft in Hantburg hat der

Verstorbene in den achtziger Jahren es verstanden , alle damals

noch vorhandenen Brüderschaften zu einem 1883 statigefundenen
Kongreß na chLeipzig zusammenzuberufen , wo dann die Gründung
der Organisation der Kupferschmiede beschlossen wurde . Welche
außerordentlichen Verdienste der Verstorbene sich um die Organi -
sation der . Kupferschmiede erworben hat , gebt am besten daraus
hervor , daß diese ' ihn ' 1997 zu ihrem ersten Vorsitzenden und Re¬
dakteur bestimmte . In dieser Eigenschaft hat er zum 25 . Ver -

bandSjubiläum eine Geschichte des Verbandes verfaßt , die auch
sein Wirken für die Organisation der Kupferschmiede Wider -

spiegelt . Politisch ist der Verstorbene wemger hervorgetreten , er
hat aber lange Jahre der Partei als stilles Mitglied angehört .

In Hamburg und später in Magdeburg hat er alle Prüfungen
eines in der Arbeiterbewegung stehenden Mannes durchkosten
müssen . Aus Hamburg ausgewiesen , verschloß sich ihm auch bald
in Magdeburg ein Arbeitsplatz nach dem anderen , so daß er sein
Brat sich kümmerlich als Reisender suchen mutzte , bis ihn die Or -

ganisation an ihre Spitze rief . Nach Berlin übergesiedelt , hat er
cS verstanden , sich allgemeines Vertrauen zu erwerben . Seine un¬
ermüdliche Arbeitskraft ist von großem Einfluß auf die EntWicke -

lung des Verbandes der Kupferschmiede Deutschlands gewesen .

veutfches Reich .

Kriegsgefangene Schuhmacher .
Wie daZ „ Schubmacher - Fachblait " aus Pirmasens berichtet ,

kamen dort etwa 49 Kriegsgefangene , meist Russen und einige
Franzosen auS einem pfälzischen Gefangenenlager an , um in der
Schuhindustrie beschäftigt zu werden . Sämtliche Gefangene sind
gelernte Schuhmacher und wurden der Schuhindustrie zu den üblichen
Tarifsätzen für Kriegsgefangene zur Verfügung gestellt . Es ist an -
zunehmen , daß , wenn der erste Versuch ein gutes Ergebnis bringt ,
in vergrößertem Matze mit Verwendung von Kriegsgefangenen in
Pirmasens zu rechnen sei » wird . — Selbstverständlich sollen nicht
etwa gleichzeitig dortige Arbeiter arbeitslos sein .

67, 69 , 79 . 76 , 77 , 79 . SS, 84 , SS. SS. 99 Ci. auch FeldflteFNkrupp ' e ) ,
93 . 94 , 99 , III ) 112 , 113 , 116 (s. auch Feldfliegertruppesi 118 , 129 ,
132 , 135 , 137 , 142 , 143 . 145 , 147 , 148 , 149 , 151 , 153 , 160 , 161 , 166
bis einschl . 169 . 173 bis einschl . 176 , 188 . 189 , 829 , 330 , 331 . 333 ,
345 , 346 , 347 , 389 . ( 0. Kurnatgwski ) . Zusammengesetztes Infanterie -
Regiment Sick . Reserve - Jnfänterre - Regimonter Nr . 17, 22 , 23 , 31 ,
35 , 39 , 48, 55 , 67 , 69 , 76 , 79 . 83 , 93 , 98 , 139 , 201 , 206 , 207 , 211 , 214 ,
216 , 223 , 224 , 236 , 237 , 238 , 249 bis einschl . 257 , 259 , 260 , 262 ,
265 , 267 . Landwebr - Jnfanterie - Regimenter Nr . 17, 22 , 35 , 48 , 49 ,
51 , 68 , 75 . 76 , 78 , 83 , 93, 109 , llß . Feld - Evtatz - Batalllon Nr . 1 des
7. Armeekorps . Ueberplamnäßige Landwebr - Jnftmterie - Bataillone
Aschersleben und Bftterfeld . Brigade - En atz - Batmllon Nr . 78 (s.
Landw . - Jnf . - Regt . Nr . 51) . 3. Landsturm - Jnfankerie - Bataillon
Liegnitz . Lündsturnt - Jitfaiüerie - Ersatz - Babailloite : 2. des 7. Armee -
korps ( Essen ) und 4. Saarbrücken . Jäger - Regiment Nr . 3. Schnee¬
schuh - Bataillon Nr . 2. Feld - Maschinenaewehr . Zug Nr . 186 (s. Füs . -
Rcgt . Nr . 33) . Unteroffizrervorschule in Wcilburg (f. Feldflicger -
truppe ) . ■

Kavallerie : Kürassiere Nr . 2; Dragoner Nr . . 7 und 11 ; Husaren
Nr . 14 uttd 17 ; Ulanen Nr . 8 (s. auch Feldfliegertruppe ) und 14.

Feldartillerie : Regiment Nr . 46 ; Reserve - Regiment Nr . 239 ;
iWndwohr - Äbterlung des 1. Armeekorps .

Futzartillerie : Regimenter Ar . ' 2, 8, 13, 14. 15 , - IS ; Reserve -
Regimenter Nr . 2, 5, 15, 16, 20 . Fu ßart i ller ie - Batai llo n Rr . 22 ;
Ersatz - Bataillon Nr . 26. Fußartillerie - Batterien Nr . 263 , 274 , 316
ls . auch Futzart . - Regt . Nr . 8) , 345 , 404 , 481 , 567 . Mörser - Baiierie
Nr . 210 .

Pioniere : Regimenter Nr . 23 uttd 25 . Feld - Scheittwerferzug
Nr . 268 .

V erkohrsiruppen : Eiienbalm - Regime n i Na . 1. Telegraphen -
Data illon Nr . 5. Feldluftschiffer - und Feldftiegertauppe .

Train : Train - Äbteilungen Nr . 4 und 11. Ersatz - Abteilung der
Train - Abteilung Nr . 3.

Armiernitgs - Bataillonie Nr . 4 und 79 .
Kriegsbekleidungsamt des 11. Armeekorps .
Dezirkskommando Colmar i. E.
Ergänzung zur preußischen - Verlustliste Nr . 431 .

Die s ä ch s i s che V erluftliste Nr . 245 derötfonTichi Liste IV
über die aus französischer Gefangenschaft zurückgekehrten sächsischen
Heeresangehörigen ; . Liste III über die aus englischer Gefangen -« � »V-I »-Je V T71Abr: TAb. . . tdb��� _ _ _ _ __f '1. ' _ _ _ __ tn TTi_ vt •:

Jnsanterie - Regi
menter Nr . 107 , 108 , 177 , 181 ; Res . - Jnf . - Regimenter Rr . 104 , 106 ,
107 , 244 ; Landwehr - Jns . - Regintenter Nr . 103 , 106 , 133 ; Landü . -
Jnf . - Regt . Nr . 19. Pioirier - Bataillone Nr . 12 , 22 ; Landw . - Piotüer -
Komp . 19. Armeekorps ; Landw . - Pionier - Ersatz - Komp. Rr . 12 ;
Scheinwerferzug , 2. Bat ! Nr . 22 .

Tie württembergi . scheu Verlustlistett Nr . 331 und 332
enthalten Verluste der Brigade - Ers . - Bataillone Nr . 51 , 53 ; Grena -
die » , Reserve - und Landw . - Jitf . - Regt . Nr . 119 ; Jnf . - Regt . Nr . 120 ;
Infanterie - und Res . - Jnf . - Regt . Nr . 121 ; Füsilier - Regt . Nr . 122 ;

Verlustlisten .
Die Verlustliste Nr . 431 der preußischen Armee enthält

Verlufte folgender Truppen :
Infanterie usw . : Grenadier - bzw . Infanterie - bzw . Füstlier -

Regiutenter Nr . 11, 17 , 23 , 83 , 85 , 41 bis einschl . 46 , 51 . 53 , 54 , 58 ,

gleich Berichtigungen der ftüheren Verlustlisten .

Erlatz - Jnft - Regt . Nr . 52 ; Grenadier - Regt . Nr . 119 ; Landw ' . -
Jnf . - Regt . Nr . 120 ; Jnf . - Regt . Nr . 121 ; Landw� Jnf . - Regt . Nr . 123 ;
Jnf . - Regimenter Nr . 125 , 126 . Ulanen - Regt . Nr . 19. Ref . - Feld -
arrillevie - Regt . Nr . 26 ; Feldarü - Regt . Nr . 49 ; 1. Landw . - Pionier -
Komp . Verluste durch Krankheiten . Berichtiguitgen ftüherer Ver -
lustlisten .

Dsatsede ! »
Dirsßtion : dlax Roinbarckt .

7' t >1Rttr : ver viderpel « .
dlüttvoeb : ein Lommsrnselitsti ' siim

( In der Xeueinstudierangj .
Kamnierspiele .

8 TJhr : Der Welbstcnfel .
Mittwoch ' : Der Weibstenfel .
Tolksbiihne . Theater a. BOlowpl .
81/. Uhr : Wallenateln " « Tod .
Mittwoch : Wallensteins Tod .

Dir . Meinhard - Bernauer .

Theater in der Koniggrftzerstr.
8 Uhr : ver Vater .

Komödienhaus
S ' �U : l > le rätselhaft « Kran

Berliner Theai .
8 Uhr : Wenn zwei Hochzeit machen .

Lessing - Theater .
Direktion : Victor Barnowsky .

Peer Cynt
von Ibsen . Musik von Grieg .

Anlang 79 , Uhr .

Deutsches KOnstler - Theater ,
Allabendhch S Uhr :

Die selige SxzeUena .

URANIA
Taabenstr . 18 , 49 .

S Uhr :
Generalmajor a. D. Bahn und

Prof . Dr . Donath :

Der Luftkrieg .
Theater für Dienstag ; , den 18 . Januar .

Deotscbes Opernhaas Charlottbz .

s uhr : Die EDllnintia. 1 Serail.
Friedrlch - Wilhelmstädt . Tbeater .

s uhr : DeppiiiiigeKadetUaX).

oebr . Herrnfelci . Tb . . t . r

s uhr : UfM ullll Perlmutter.
Kleines Tbeater .

8 uhr : Henriette Jaeoby .
Komische Oper .
8 Uhr ; Jung maß man sein .

Lmstsplelhaas .

8- / . uhr : Alles ans GeligAeit.

Metropol - Theater

8 Uhr : Dlß KaiSefln ÄsiaV

Kontls Operetten - Theater

8 uhr : Der Weltenbummler .
Resldenzs - Theatcr

S' ftUhr : DlB �Mm ? W 1 .
Schiller - Theater O.

s uhr : Jungbrunnen .
Schlller - Th . Charlottenbg .

s uhr : Zwei gldckliche Tage.
Thalia - Theater .

3 Uhr : Drei Paar Schuhe .
Theater am Vollendorfpl .
3! /4 Uhr : Dr . Klaas .
81/, Uhr : Immer feste dmff J
Theater des Westens

s uhr : d. Fräulein f . imt
mit Guido Thielscher .

Trlanon - Theater .

S' / . U. :

I

Dritter Wahlkreis .
Sonntag ; , den 23 . Januar 1916 ,

C 25 . Stiftungsfest 77
im Gewerkschaftshansc , lingclufer 15 . VOOft

Konzert
aasgefBhrt von KIvUhernfBmnslkern , unter gütiger Mitwirkung de « Gesang -

werelns „ Typographla " .

□ = ! □□□□ Rezitationen : Fräulein Wally Kussel . □□□□□□

Humoristische Vorträge ▼oa MitgUesie ™ des�Berllne *
Anfang 6 Uhr . Billetts 30 Pf . Programm gratäs -

. Eege Beteiligung der Mitglieder erwartet Der Vorstand .

Rose - Theater .
sv . Uhr : Hans mein Schofför.
Sonnabend 4 Uhr : Rotkävpche » .

Walhalla - Theater .

s uhr : Preziosa .
Morgen 4 Uhr : 1001 Nacht .

L,iiisen - Theater .
Tägl . abends 8. 15, Sonntag « 8 Uhr :

Bettelstudenlen .
Mrttwochnachm . 4 Uhr : Xinderverst .

20, 30 Ps. us «.

Struwelpeter .

V oiKt - TZieatvr .
Badstr 68. Badstr . 58.
Morgen Mittwoch , 19. Januar :

„Die Gehieterin von St. Tropez. "
trchauspiel in 5 Aufzüge »

von Änizeet - Bomgeois .
( Tienstag geschlöiien . l

Kasseneröiinung 7 Uhr . Llnt 8 Uhr .

J « Serliner Konzerthaus.
Mauerstr . 82 . Zimmerstr . 90/9 l .

Heute

Großes Konzert .
Berliner Konzerthaus - Orchester FranLKomPonistimpo :

v. Blon .

Anfang S Uhr . Eintritt 30 Pf . Anfang 8 Uhr .

Freitag , den ZI . Januar : Gr . Fest - Konzert
zum Besten des Königin - Augusta - Garde - Srenadier - Regls . Nr. 4 im Felde .

Die schöne Komödiantin .
Operette in 1 Akt

v. Eugen Burg u. Louis Taufstein .
Musik von

Leo Ascher .
T&nse von Ferry Sigmund .

Mitwirkende :
Else Bema — Lotte Werkmeister

v. Thalia - Theat a. G.
Gustav Matzner — Heinrich Peer

Julius Spielmann .
AuBerdem :

Der erlolgreiebe Spielplan!
u. a.

Robert Beding , kom Dressurakt .
Hun Gunos Chinesentruppe .

Gem�B�er�togrovisator.

□

□

□
□
□ .

ULJDQuQQLJDÜLlDUGÜDLjGüat

Charlollenburger Liedertafel
Berliner Sängerebor

Mitglied des D. A. - S. - B. — Chormeister Franz Betbe .

□

□

□

□

□

□

a

Sonntag , den 23 . Janaar ,
im Tolbshans Charlottenhnrg , Bosinenstr . 4 :

Lieder - Abend
unter gefL Mitwirkung des

Cflrl Rache ( Bariton )
57( 5

ircusiBusd )
TägL 8. Soimab . u. Sonnt .
31: , u. 8 Uhr das so beliebte
Prnnh » . , . .
Ausstatt -

Stück * " - . - ifSc "

. . . . .

Ein

Winter -

märchen
Vorder b. giojzart . Januar - Progr .

D. weit ungestümen Andranges
wegen

iWT " abermals - TJgJ
Sonnab . , 22. Januar , nachm . 31/. , 11. :
Gr . Sondcr - Jugend - Vorftell .

mit

" �M MMeliög .für kürzt
t Kind frei laußer Galerie )

a. s. Nachm . tagt , ab 10 Uhr -Boro

Konsertsfingers
Anfang 7 Uhr . Eintritt 50 PL

□□□□□□□□□ □□□□□□□□□□□□□□

Possen - Theater
Dinienstraße , a. d. Friedrichstr .

Melonenbaum .
Posse mit Gesang v. Theo Haiton .

Meschujrge ist Trumpf
Posse i. 2 Akt . v. Leonh . Haskel mit
Leonh . Haskel u. Siegfried Berisch .

Anfang 8H. Uhr .

Reichsballen - Tbeater .

Stettiner Sänger.
Zum Schluß :

Ansang 8 Uhr .

Für Mililärper -
Ionen vollkomm .
sreier Zutrülzu
d. Stetk . Sängern .

Virekliov Aäolk Vogei I
! Telek . : 7341.

Zu dem blsberigen

großen
Januar -Spielplan

noch verschiedene

neue

Knnstkräfte !
< s insgesamt |
Ifl . wirkliche

Schlager !
Anfang 8 Uhr .

Casino - Theater
Lolbringer Str . 87. TägL 8 Uhr :

Xeu ! Veu ! \ en '

Was machste im ?
Posse in 3 Aufzügen von Hans Berg .
Allabendlich stürmischer Beifall .
Dazu das eftlkt Spezialitätenprogr .
Sonntag 4 Uhr : Familie Ichnake .

kaust Dalf .
Münzenhandlung ,
Wllhelmslr . 46/47

' Lerantw . NedaküTSttirei » Wielevv . Neukölln . Inseratenteil verantw . Th7GIucke7Berlui . Truck ' wVerlag : LorwärtsLuchdr . u . VerlaLsanitaU Paul Singer u. Co. , Berlin d W. Hierzu L BeUagra u. Uutcrhaltungsbl .

Anfang 8 Uhr .
Wieder - Aultreten

Wanda TrSUMSNN

viggo Sarsen
in „ Paragraph SO, Absatz 2�

von \ V. Kahn .
Dazu das neoe

Jannar . Programm .

H . Pfau , BaoHapl
®c.t,in Direksenstraße 20
zwischen Babnbos Ale�anderplatz und
Polizeipräsidium . —Amt Kst . 3208 .

Für oarnoi , Frauen - Bedienung . -

Lieferant für alle Kranfenkasien

Biiiettverk . >1 —1 a. d. Kasse \
1 sowie Wertheim u. Invalidenri .

�Idtttiralspalast

Sis - ürena
Ciroßcs

8is - 3aUeti
8V , I hr .

Preise 2, 3 und 4 Mark .

TorzUgliche Kflche .

Münzen



Diellstag 18. löwittr 1916.

Die wahlrechtsfrage im /lbgeorönetenhaus
2. Sitzung bom Montag , den 17. Januar , 11 Uhr .

Äm Ministertisch ; v. L o c b e I l , L c n tz e, S ch o r I c m c r u. a.

Nachdem das Haus das Andenken der seit der letzten Tagung
gestorbenen Mitglieder geehrt hat , wird das bisherige Präsi -
dium wiedergewählt .

Tic erste Lesung des EtatS .

Mg . Dr . von Hcydcbrand �k. )

beginnt mit einem Dank an die tapferen Truppen brausten .
( Bravo ! ) TaS Baterland hat sich unbesiegbar gezeigt . Redner be->
urteilt daim den Etat . Die angekündigten Steuererhöhungcn sind
uns ja allen nicbt sehr sympathisch , aber wir glauben , dah es nicht
anders gebt . Schulden dürfen nicht mir neuen Schulden bezahlt
werden . uZustimmung . ) Der Finanzminister bat die Äriegssteueru
ein Notgesetz für die Dauer des Krieges mit den Grostmächten ge -
nannt . Wir halten das nickt für richtig . Wir müssen uns die

Entscheidung über diese gern altige Belastung von Etat zu Etat vor -
behalten . Auch das Reick wird hohe Anforderungen an unsere
finanzielle iUast stellen . Da müssen wir wissen , wie sich die
p r e u st i s ch e Regierung zu der Frage der B e l a st u n g
von Vermögen und E i n k o m m e n durch direkte
Reichösteuern stellt . Mein Vertrauen zur Regierung ist in
diesem Punkte nicht unbedingt . Wir haben sehen müssen , wie
durch die ReichSbcsitzsteucr wichtige Rechte der einzelstaatlichen
Steuergesetzgebung in Frage gestellt worden sind . ( Zustimmung
rechts . ) Das kann nicht so weitergehen . Die Belastung des einzel¬
nen durch direkte Steuern hat seine Grenzen . Sonst mutz

die Auspowerung aller Besitzenden
die Folge sein . ( Sehr richtig ! rechts . ) Gebt eS auf diesem Wege
weiter , wird auch die Eelbnändigieit der Einzelstaaten gefährdet .
( Lobhafte Zustimmung rechts ; Unruhe linto . ) Wir wissen , was
wir am Reich haben , aber wir brauchen auch die Einzelstaaten . sonst
werden die Grundpfeiler unseres Volkstums geslchrdet . ( Bravo !
rechts . )

Mit Freude bat uns das Lob der preustiscken Art in der
Thronrede erfüllt . Es versteht sich aber von selbst , datz , wenn
vom preustiscken Volk gesagt werden konnte , datz es sich den grösttrn
Anforderungen gewachsen gezeigt hat , sich gerade dieses preustiidhe
Volks rum auf Einrichtungen ausbauen mutz , die diese Anerkeu -
nung verdienen . ( Sebr richtig ! reckts . Abg . Dr . Licbknrcht ruft :
Hoch das Treiklassenwahlrecht ! ) Tic Thronrede stellt dem prcu -
stischen Volke und den prclistischen Einrichtungen ein geradezu
glänzendes Zengnis au ? . Eine Regierung , die diese
Worte in so feierlicher Form ausgesprochen hat ,
darf an eine Aenderung der Grundlagen unseres
Staatswesens nicht h c r a n g e b e n. ( Sehr richtig ! rechts !
Hört ! hört ! links . ) Irr diesem schrecklichsten Nrieg , den die Ge¬
schichte tonnt , tnt� jeder seine Pflicht , vom ersten bis zum letzten
Mann . Wir wissen auch , was wir im besoitderoir an unseren
Osfizicreil haben . Es ist herrlich , zu sehen , wie unsere braven
Hffizicre im Feuer vorangegangen sind . Ter Soldat tritt für
den Offizier cm , aber ebenso auch der Offizier fiir den Soldaten .
( Bravo ! rechts . ) Wer will es da wagen , gegen diesen Geist der

Kameradschaftlichkeit , der kein Geist der Gleichheit , son -
d er n ein

Geist der Ordnung , der Aatsrität und der Aristokratie
ist , auch nur ein Wort zu reden . �Lebhafter Beifall pdchts .
Zwischenrufe bei den So sialdeurökratl ' n. ) Ich mutz nun eme Stelle
in der Thronrede so auffassen , datz eine Aenderung unseres Wabl -

rcchts geplant ist ( Zuruf links : TaS wäre ja entsetzlich ! ) , und datz
man damit den Wünschen entgegenkommen will , die aus der
Linken mit einer gewissen Einförmigkeit alle Jahre geäußert
werden .
Es ist mir zweifelhaft , ob dieses Entgegenkommen als ausreichend
anerkannt werden wird . Ten Herren von der Linken mutz ich aber

sagst , datz es kmim einen Zeitpunkt gibt , der unglücklicher für diese
Forderung gcivählt wäre als es ein Krieg ist . ( Sehr richtig ! rechts . )
Wäbrend eines Krieges ist es das erste Erfordernis , datz unser Volt
in Einbeit zusammensteht und datz der B u r g s r i e d e n erhallen
bleibt . Da mutz alles zurücktreten , was die Ernmütigteit in unserem
Volk und in unserem Parteileben stören würde . ( Lebhafte Zu -
stimmnng rechts , große Unruhe links ; Abg . Dr . Liebknecht : Das ist
cinc Verspottung des Volkes ? — Große Unruhe rechts . ) Es ist gar
keine Frage , daß , von einigen Schöitheitsfehlern abgesehen , die Ge¬

staltung unserer preutzischen Volksvertretung cinc den Ledürftlisscir
des Landes , wie ich behaupte .

geradezu ideal

eitlsprcchcndc ist . ( Lebhaftes Hört , hört ! links , Zuruf bei den Sozial -
dcinokraten : Das ist der Geist der Kameradschaftlichkeit ! — Piuse

rechts : Ruhe ! ) — Redner verliest eine da » preußische Wahlrecht
lobende Aentzernng des srnberen Ministers des Innern v. Dallwitz .
Tic Thronrede sagt nichts darüber , in welcher Weife das Wahlrecht
geändert werden soll . Wir geben bei voller Anerkennung der Vor -
tresflichteit der Grundlagen inisercs Wahlrechts zu , datz gewisse
Schwächen vorhanden sind . Wir wollen daran mitarbeiten , diese
Schwächen zu verbessern , wie ivir daö immer getan haben . Es
würde aber den Interessen des Landes direkt widersprechen , weiui
man etwa glauben sollte , datz die Erledigung dieser Wahlrechts -
fragen wichtiger fei als die Erledigung all der anderen Fragen , die
mit dem 5triege zufammcnbängcn . Glauben Sie denn , daß ein
Haus , gegen das von allen Seiten angestürmt toird , schnell wieder -
hergestellt werden kann , wenn nickt alle einig sind beim Wieder -
ausbau . ( Wiederholte Zurufe des Abg . Dr . Liebknecht , die jrnf der
Tribüne nicht verstanden werden . ) Herr Liebknecht , wollen wie denn
das System der kleinen Anfragen , so wie Sie es im Reichstag jetzt
belieben , auch hier einführen ? ( Heiterkeit . Zuruf des Abg . Dr .
Liebknecht : Geben Sic Antlvort ? Geben Sic Antwort ! Lebhafte
Rufe rechts : Ruhe ! Der Präsident ersucht den Abg . Liebknecht ,
die Unterbrechungen zu unterlassen , da ein Redner seiner Partei
nachher zu Worte kommt . ) Bei aller Bedeutung , die die Wahlrechts -
frage hat , ist dock nicht zu verkennen , datz eö andere Dinge sind , die

jetzt unser Herz bewegen . Ein jeder fragt im stillen , wann wird

dieser furchtbare Krieg enden . Leider ist darauf nur zu antworten :

ei » Ende dieses Krieges ist noch gar nicht abzusehen .

ES führt zu nichts , zwecklose Wünsche auszusprechen . Nutzen kann
in solchen Stunden nur feste Etitstblosienheit . ( Bravo ! rechts . Ruf
bei den Sozialdemokraten : Entschlosscnbeit zur Bernunst und Ge -
rechtigkeit ! ) Das Gefübl . datz wir an den Greueln unschuldig sind ,
ist ein herrliches Gefühl . Tie Verantwortung unserer schlimmsten
Feinde , zu denen man ja wohl auch Amerika rechnen kann , das
diesen Krieg um mindestens ein Jahr verlängert hat , möchte ich nicht
tragen . ( Erneute Zwischenrufe des Abg . Liebknecht , der vom
Präsidenten wiederholt zur Ruhe verwiesen wird . ) Unsere Feinde
sind trotz aller ihrer Niederlagen noch zum weiteren Kriegführeu
entschlossen , sie glauben eben nicht , datz Teutschland einig bleiben
wird . Das ist die furchtbare Verantwortung , die diejenigen über -
nommen haben ( nach links gewendet ) , die an dieser Einigkeit zu
rütteln beginnen . Aber das Ausland täuscht sich. Im deutschen
Volke sind die Kräfte noch lebendig , die uns durchhalten lassen werden ,
auch wenn wir hungern sollten . ( Abg. Hoffmann . ( Soz . ) : Sie
werden jg nicht . hungern! ) Wir müssen , wir können und wir wollen
auch durchhalten Wir wollen den Brüdern , die draußen in Schnee
und Eis liegen , die schwere Wunden für ihr Leben davongetragen

haben , sagen dürfen : Ihr habt unser Vaterland gerettet , aber auch
wir haben für unser Vaterland getan , was wir nur tun konnten .
( Beifall rechts . )

Abg . Dr . Pachnickc ( Vp . ) :
Die Konservativen wünschten diese Aussprache , um ihrer Un -

ziinriedenheit mü der Thronrede Ausdruck zu geben . Herr v. Seyde -
braud spielt den früheren Minister v. Dallwitz gegen den Minister -
Präsidenten aus und wagt das preußische Wahlrecht ein ideales zu
nennen . Es ist jetzt nicht die Zeit , seine Mängel im einzelnen
darzustellen ; aber ein Wahlrecht , das von Millionen
mehr als (! Millionen in die dritte Klasse verweist und den
größten Teil der Wähler überhaupt vom Wählen abschreckt ,
mutz beseitigt werden . Pflicht der Regierung ist eL, voranzugehen
und sich nicht führen zu lassen , auch nicht von Herrn v. Heydcbraud .
( Zustimmung links . ) Jetzt liegen nicht mehr Versprechungen einzelner
Minister vor . sondern die Krone hat gesprochen und ihre Autorität
für die Verbesserung deS Wahlrechts eingesetzt . Das Volk hat sich
polnisch reif gezeigt und mutz auch entsprechend staatsrechtlich ge -
wertet lverden . Gerade die grotzen Heerführer geben in edler Be¬
scheidenheit den Dank stets an die Truppen weiter . Auch wenn die
Leute auö dem Felde heimkehren , wollen sie Vollbürger sein , ( « ehr
richtig l links . ) Man kann unseren Helden nicht Kränze um die
Ttirne winden und gleichzeitig Rechte vorentbalken . ( Sehr wahr !
links . ) Das ReichStagsivablrecht hat sich national bewährt und die
Feuerprobe des Krieges glänzend bestanden , wie eS ja auch eine
Schöpfung des Krieges ist . Bismarck besaß die nötige staatS -
männische Anpasiungssähigkeit und dos nötige Augenmatz für
Menschen und Dinge . ( Sehr richtig ! links . ) Mögen die Herren
rechts beweisen , datz sie seines Geistes einen Hauch verspüren . ( Sehr
gur l links . ) Einer Annäherung und Angleichung der konstitutionellen
Grundsätze im Reich und in Preutzen sollten die am wenigsten
lviderstrebcn , die eine ruhige Entwickelung wünschen . Herr v. Heyde -
brand bemängelt den jetzigen Zeitpunkt ' als geeignet für die Wahl -
rcform . Nach unserer Meinung mutz sie

noch vor den nächsten allgemeinen Wahlen
kommen . ( Beifall links . )

Das Parlament soll nicht der Ausdruck der Willensmcinung
einer Minderheii , sondern der Willensmeinung der Mehrheit sein .
( « ebr richlig I links . ) Hier und da zweifelt man an der Erfüllung
des Versprechens der Thronrede . Es wäre eine nickt wieder gntzu -
machende Minderung des Ansehens und eine Erschütterung der
Autorität der Regierung , wenn daö in�der Stunde des Unglücks dem
Volke gegebene Versprechen tu der Stunde des Glücks vergessen
würde . ( Sehr gut ! links . )

Ann einige Worte zum Etat . Die Fehlbeträge müssen gedeckt
werden . Eine organische Neuordnung des gesamten SteuerwesenS
wird nach dem Kriege kommen , und die ReichSfinanzrcform wird
einen sozialen Zug cntbalten müssen .

Der Forderung auf Aufhebung der Zensur und deS B e -
lagern n gSzu st au des stimmen wir nicht zu, doch verlangen
wir , datz Mitzbränche nach Möglichkeit vermieden werden . Bezüglich
des P r e h e r l a s s e S d e S M i n i st e r S v. L o e b e l l ist ja eine
Abichwächung und ein Rückzug erfolgt , dock ist soviel noch bestehen
geblieben , datz wir verlangen müssen , die Regierung mutz auf solche
Mittel verzichten . ( Sehr richtig ! links . ) Mit dem Verbot der
Erörterung der K r i e g § z i e l e find wir einverstanden , — Herr
v. Heydebrand bat die Selbständigkeik der Einzelstaaten stark be -
tont . Demgegenüber mutz ich hervorheben , datz daö Ganze über
dein Teil steht , über Preutzen steht das Reich . ( Lebh . Beifall links . )

Abg . Herold ( Z. ) t
Heber die Kriegsziele brauchen wir nur zu sagen , datz der Friede

unS einen Ausgleich für die furchibaren Opfer des Krieges
auch durch angemessene Gebietserweiterungen

bringen mutz . ( Zustimmung im Zentrum . ) Für die in der Thron -
rede angedeutete Verbesserung des WablrechlS ist meine Partei immer
eingetreien , vor allem für die Einführung der geheimen
Stimmabgabe . Freilich müssen wir befürchten , datz bei der
Beratung der Borlage , der wir entgegensehen , die Parteigegensätze
wieder hervortreten werden . — Im Reichstag wurde vorgestern der
einmütigen Entrüstung aller Parteien über die beim Baralong - Fall
verüblen Scheutzlichkeitcn Ausdruck gegeben . Ich bin überzeugt ,
datz alle Mitglieder dieses Hauses dieselbe Empörung empfinden .
( Beifall . )

Abg . Hirsch - Berlin ( Toz . ) :
Ter gelvaltige Einfluß deS Krieges auf das gesamte Wirt¬

schaftsleben hat wohl niemand von uns überrascht . Er spiegelt sich
vor allem in den Ergebnissen des Rechnungsjahre » 191- 1. Wir sind
mit dem Finanzminister der Meinung , datz es unter den heutigen
Verhältnissen unmöglich ist , das Defizit des Jahres 1911 auf eine
Anleihe zu übernehmen . Deshalb halten wir den Weg neuer
Steuern für richtig , wenn wir auch in Einzelheiten von den
Vorschlägen der Regierung abweichen . Zweifelhaft erscheint e»
uns , ob die für das Jahr 1013 veranschlagten Einnahmen auf¬
kommen werden . Auch der Etat für 1916 beruht ja nur auf Schätz -
ungen . Wir wollen hoffen , daß der Krieg nicht mehr allzu lange
dauert und bald wieder normale Verhältnisse eintreten . Ter Abg .
v. Heydebrand meinte betreffs der Kriegslage , es führe zu nichts .
zu jammern , zu klagen , Wünsche auszusprechen . Gewiß , aber
vielleicht führt es doch zum Ziel , wenn wir einmal die ruhige
und nüchterne Ueberlegung Platz greifen lassen . Als wir im vori -
gen Sommer auseinandergingen , gaben wir uns der Hoffnung� hin ,
datz wir in diesem Frühjahr unsere Arbeiten im Zeichen des Frie¬
dens würden erledigen können . Diese Hoffnung ist leider nicht in
Erfüllung gegangen . Der Krieg hat vielmehr an Ausdehnung zu -
genommen und noch immer ist sein Ende nicht abzusehen . Mein
Freund Braun hat bereits in der letzten Tagung auf das Eni -
fchiedenste

gegen AnaexionSbesirebnngen aller Art ,

gegen eine Eroberungspolitik , die de » Keim zu neuen Kriegen in
sich trägt und die Erreichung des Friedens noch weiter hinausschiebt ,
protestiert . Er hat damit der einstimmigen Anschauting meiner
Parteifreunde Ausdruck gegeben . Ter Vizepräsident de » Staats -
miniftcriums hat sich damals gegen meinen Freund Braun ge -
wendet und gesagt , im Kriege dürfe nur der eine Gedanke maß -
gebend sein , den Krieg so zu beendigen , datz man nicht noch ein -
mal einen solchen Krieg zu führen hat . Das ist auch unsere Mei -

nung . Nur glaube ich, datz über den Weg , der zu diesem Ziele
führt , unsere Ansichten sich von denen der anderen Parteien weit
unterscheiden . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Be -

seclt von dem Wunsche , alles zu tun , um den Frieden herbeizu -
führen , haben sich meine Freunde noch einmal sehr eingehend mit
der Frage beschäftigt . Sie haben gegen eine Minderheit ihre
Wünsche in einer

Erklärung
niedergelegt und mich beauftragt , dies « Erklärung zu verlesen .

„ Die Regierung keines Landes hat bisher ihrem Friedens -
willen öffentlich in einer Form Ausdruck verliehen , die es den

Regierungen anderer kriegführenden Länder oder einer ncuiralen

Regierung ermöglicht , amtlich FricdeuSverhaudlüngeu qnzu -
knüpfen . Der deutsche Reichskanzler hat am 9. . Dezember 1913

im ' Reichstage erklärt : „ Kommen uns unsere Feinde mit Friedens -
angeboten , die der Würde und Sicherbeit Deutschlands entsprechen .
so sind wir alle Zeit bereit , sie zu diskutieren . In dem vollen

Bewußtsein der grotzen , von nnS erstrittenen u: id unerschütterlich
dastehenden Waffenerfolge lehnen wir jede Berantworlung für die

Fortsetzung des Elends ab , das Europa und ' die Welt erfüllt . ES

soll nicht heißen , wir wollten den Krieg auch nur um einen Tag

unnötig verlängern , iveil wir noch diese » oder jene » Faustpfand
erobern wollten . " Diese Worte sprechen ebenso wenig wie ahn -

liehe Regicruiigskuiidgebungcn der anderen Kriegführenden eine

Friedensbereitschaft auS , die zu FriedenSverhandlunegn fuhren
könnte . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Sie bekunden

allerdings die Bereitschaft zu einem Frieden , aber nur auf Grund -

läge de » eigenen Sieges und seiner Anerkennung durch Unter -

werfung des Gegners . ( Sehr richtig ! bei den Soziatdemokraten . )
Wir verlangen , datz der Reichskanzler , der öffentlich kein Wort '

des Widerspruchs gegen die ungeheuerliche Annexionspolitik mach -

tigcr wirtschaftlicher Verbände und anderer höchst cinflutzrcichcr

Kreise gesunden hat , nicht nur diese Pläne entschieden zurückweist ,
sondern sich

von jeder Annexionspolitik lossagt .

( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten ) , die das entscheidende

Hindernis für jeden Friedensschluß ist und die Entschlossenheit der

Feinde zum Widerstände bis auf » äußerste sleigerir . Die

Drohung des Reichskanzlers : je länger und beharrlicher die

Feiirdc den Krieg gegen uns führen , um so mehr würden die von

ihnen an die Zentralmächte zu leistenden Garantien wachsen , mutz
die Erbitterung noch vermehren . ( Sehr richtig ! bei . den

Sozialdemokraten . ) Die ' Fortsetzung dieser imperialistischen Ge -

w a l t p o l i t i I mutz notwendig dazu führen , den Frieden in uu -

absehbare Ferne zu rücken und die europäische Bevölkerung und

Kultur in dem immer wahnwitzigeren Erschöpfungstampse zu vcr -

nichtcn , in dem es '

keinen Sieger , nur Besiegte

geben wird . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Selbstver -

siandlich darf auch nach sozialdemokratischen Grundsätzen kein

Blciisch Deutschland ciiicn Frieden zumuten , der unsere politische
und wirrschaftlichc Selbständigkeit antastet , schon dcsbalb nicht, '
weil der unterliegende Teil , nicht zuletzt die Arbeiterklasse , die

Folgen eines solchen Frieden » als unerträglich empfinden und weil

damit nur die Wiederholung der jetzigen Völkerschlächterei heraus -

beschworen werden würde . Unsere Existcnzmöglichkciten erblicken

wir nicht in der Schaffung cinc » imperialistischen Grotz - Tcutsch -
lands oder Mitteleuropa » , sondern in politischen und Wirtschaft -

lichen Beziehungen der Völler znciuaitdcr , wie sie durch den

Ausbau der Demokratie , die Beseitigung der Geheimdiplomatie

und die auf freier Vereinbarung beruhende Aufhebung de r

- Z- allsichr a ' n keir herbeizuführeu sind . ( Sehr richtig ! hel - den

Sozialdemokraten . ) Umgekehrt können - wir als internationale

Sozialdeinohxneii , ■■getreu - Unseren präg rammat i scheu Grundsätzen
und unserer ganzen Weltanschauung , auch niemals die Hand dazu
bieten , datz andere Völler unterjodst werden und ihre politische mid

wirtschaftliche Unabhängigkeit und Selbständigkeit angetastet wird .

( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokratcu . ) Denn wir empfillde »
die Leide » der Proletarier der uns heute feindlich gegenüberstehen -
den Länder genau so, wie die Leiden unserer eigenen Bolksgenossem

( Sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten . ) Unsere Feinde werde »

nur dann zu einem
'

Frieden geneigt sein , wenn ihnen die gleiche
Sicherung und Wahrung ihrer nationalen Rechte und Interessen
gewährleistet wird , une wir Sozialdcmakratcn sie für Teutschland
beanspruchen . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdeuwkraten . ) Jnsbe -
sondere verlangen wir , daß

die völlige Unabhängigkeit und Selbständigkeit Belgiens

wiederhergestellt und das diesem Lande zugefügte und selbst vonr
Reichskanzler am 4. August 1914 eingestandene Unrecht in vollem .

Umfange wieder gutgemacht wird . ( Sehr richtig ! bei den Sozial -
demokratcu . — Lachen rechts . ) Nach dem Kräfteverhältnis der vcr -
schiodcnen Staaten mutz jeder nüchterne Beurteiler es als eine
Utopie betrachten , datz die cinc oder die andere Seite einen Sieg
erringen könnte , so gewaltig , um dem Gegner die FricdcnSbcdiu -
gungen zu diktieren . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) In
keinem Lande hat das Volk den Krieg gewollt . Ueberall heischen
die Massen immer ungestümer , dah dem eutsehlichen Blutvergießen
ein Ende gemacht nird der Zerrüttung des Polkswohlstaudes Einhalt
geboten wird . Unübersehbar sind schon jetzt die Opfer . Jeder Tag
läßt da » Meer von Blut und Tränen anschwellen . Sind sich diejeni¬
gen , die den Krieg herausbcschlvorcn haben , die das furchtbare Matz
der Schuld gegenüber dem eigenen Volke wie gegenüber der ge -
famien Menschheit tragen , ihrer Verautmortung bewußt ? Graut
ihnen nicht vor dem Anwachsen der Erbitterung , zu
der die Verlängerung des Krieges die Massen aufpeitschen mutz ?
( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Wenn die Regierungen
der kriegführenden Länder heute noch - nichts von einem Frieden
wissen wollen , so setzen sie sich damit auf » neue in schärfsten
Widerspruch zu der großen Masse der Bevölkerung , die nichts
sehnlicher herbeiwünscht , als sich wieder ftiedlicker Kultur¬
arbeit widmen zu können . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemo -
kraten . ) Millionen blühender Menschenleben sind vernichtet war -
den , weitere Millionen sind verkrüppelt oder mit schleichendem
Siechtum behaftet ; zahllose Existenzen sind zerstört werden . In
lvenigen Monaten wurde die Kultur eines Jahrhunderts zerrüttet .
Vieler Jahrzehnte wird es bedürfen , um das Zexstörte wieder auf -
Zubauen . Die Regierung , die auch jetzt noch nicht die Hand zum
Frieden bietet , häuft das Matz der Schuld gegenüber der gesamten
Menschheit wie gegenüber dem eigenen Volte . Wir fordern , daß
die deutsche Regierung den Regierungen anderer Länder voran -
geht und

ihre EroberungSplänc aufgibt ,

damit die Bahn für den dem Wohle der Menschheit dienenden
Frieden geebnet wird . Ter Ausbruch und der Verlauf de » Krieges
bat vor aller Welt da » imperialistische Gewaltsystem gebrandmarkt .
( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Nicht durch die Macht
der Bajonette , nicht durch Eroberungen und Vergewaltigungen ,
nicht durch das Auswerfen neuer Bollwerke in Gestalt von Gebiets -
crweitcrungen kann Frieden und Kultur gesichert werden , sondern
nur durch die bewußte opfer - und kanipfbercite Jnteressensolidari -
tat der Proletarier aller Länder . " ( Bravo I bei den Sozialderno »
kraten . )



Sine Frage , die uns hauptsächlich bewegt , ist die Lebensmittel -
frage . Für die Masse derer , die unter der

Teuerung

leiden , ist es nur ein sckwacher Trost , daß es dem Auslande vielleicht
noch schlechter geht. � Meine Freunde haben von Anfang an die Not -
wendigkeit eines gesetzlichen Eingreisens anerkannt und immer wieder
versucht die Negierung aus den richtigen Weg zu bringen . Man hat
die meisten dieser Ratschläge zurückgewiesen , sie als undurchführbar
bezeichnet , obwohl man später selbst zu einigen dieser Mittel gegriffen
hat . Soweit Preissteigerungen die unabwendbare Folge des Krieges
sind , werden wir uns damit abfinden müssen . Aber darüber hinaus
sind durch verkehrte Maßnahmen der Regierung , durch zu zarte Rück -
sichtnahme auf die Produzenten , durch Spekulationen von Händlern
die Preise der Waren in die Höhe getrieben oder auch Waren künstlich
zurückgehalten worden . Selbst heute wird noch teilweise ein schamloser
Wucher mit Lebensmitteln getrieben . Der Redner nimmt wiederum
auf frühere Aeußerungen seines Parteifreundes Braun gegen den
Lebensmittelwncher Bezug . Braun hat es als eine Ehrenpflicht be -
zeichnet , diesen gefährlichen inneren Feind mit allen uns zu Gebote
stehenden Mitteln zu bekämpfen . Pastor Götze aus Dortmund schreibt
in Nr . 48 der „Christlichen Freiheit " : „ Als England uns aus -
hungern wollte , da haben sich alle freudig beschränkt und trotzig
vieles versagt , damit der Plan mißlinge und das Vaterland gerettet
werde . Heute liegt es anders . Ob auch manches fehlt , was sonst das
Leben schmückte , so ist dem Lande genug gewachsen , daß der Krieger
Frauen nicht zu darben brauchten und ihre Kinder nicht verkümmern
müßten . Aber heute sind es Deutsche , die ihr eigenes Volk entbehren
lassen ( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten ) , Feinde der eigenen
Nation , vaterlandslose Gesellen in der ganzen Schwere
dieses Wortes . ( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Wie wagen
wir da noch zu schelten auf den Krämergeist des Jnselvolles ! Wohl
weiß ein jeder , daß der Krieg die Preise steigert . Aber was hier ge -
schielst , ist Vaterlandsverrat . . . . Daß das Volk bei allem tausend -
fach bewiesenen Opfermut niederer Ausbeutung preisgegeben sein
soll , das wird es nie vergessen . Was der Ernst ' des Krieges uns an
Segen brachte für die deutsche Einheit , das wird freventlich zer -
trümmert . Gleich Sturmeswogen sollen jetzt die Stimmen aller Gut -
gesinnten Hilfe fordernd an den Stufen der Regierung branden , daß
man es dort merkt : Es ist höchste Zeit ! " ( Hört ! hört ! bei den Sozial -
demokraten . )

Der Finanzminister meinte allerdings , nicht Wucher und Habgier
der Landwirtschaft und des Handels , sondern Futterknappheit und
Teuerung seien die Ursache für das Steigen der Preise vieler Lebens -
mittel . Man kann selbstverständlich den Vorwurf des Wuchers und
der Habgier nicht gegen die Landwirtschaft in dieser Allgemeinheit er -
heben . Das haben auch wir niemals getan . Ueble Auswüchse sind
eben die Folge unserer Wirtschaftsordnung . Der Finanzminister
fragte , ob wir gegenüber den furchtbaren Gefahren unserer Truppen
nicht einmal es vermöchten , ohne Murren und ohne Klagen unsere
Lebensbedürfnisse zu verändern . Ja , lvenn es nur darauf ankäme ,
dann wäre es wunderschön um uns bestellt . Wer viel hat , kann sich
manches versagen , ohne darben zu müssen . Wie sieht es aber mit
den breiten Massen des Volkes aus ?

Die Regierung kennt die Not des Volkes und seine wahre Stimmung
nicht .

Heute sind weite Kreise des Volles zweifellos unterernährt . Ist es
nicht die vornehmste vaterländische Pflicht , für die Gesundheit der
kommenden Generation zu sorgen ? Die bisherigen Untersuchungen
zeigen , daß die Schuljugend im Wachstum zurückgeblieben ist und an
Körpergetvicht abgenommen hat . Alles , tvas bisher zur Bekämpfung
der Säuglingssterblichkeit und der Tuberkulose geschehen ist , die
Früchte jahrzehntelanger Tätigkeit gehen verloren , wenn hier nicht
energisch zugegriffen wird . Leider scheint der Einfluß Preußens , vor
allem des preußischen Landwirtschaftsministeriums , so manche not -
wendige Rtaßnahme der Reichsregierung zu verhindern aus allzu
großer Rücksichtnahme aus die Interessen der Landwirtschaft .

Daß die Fühlung zwischen Volk und Regierung fehlt , ist kein
Wunder ! hindert doch

die Zensur ,

die bei uns mindestens ebenso scharf gehandhabt wird wie im
Auslande , das auszusprechen , was ist . Dadurch wird nicht nur das
Voll im unklaren gehalten , sondern auch die Regierung kann sich
nicht belehren . Je länger der Krieg dauert , desto schlimmer sind die
Verhältnisse der Zensur geworden . Auch der Belagerungszustand wird
weit rigoroser gehandhabt als zu Beginn des Krieges . Das Vereins -
und Versammlungsrecht ist neuerdings völlig illusorisch gemacht .
Man stellt an die Redner Anforderungen , die sie absolut nicht er -
füllen können , man verlangt Anineldimgen von Versammlungen
48 Stunden vorher , mau verlangt die Einreichung des Manuskripts
— kurz , von einem eigentlichen Vereins - und Versammlungsrecht ist
heute gar keine Rede . In der Budgetkommission wird bierüber sowie
über den bekannten Erlaß durch den Minister des Innern zu reden
sein . Mit dem Vertuschungssystem erreicht man nichts .

Ein Wort über die
Kriegsfürsorge .

Es findet unsere volle Anerkennung , daß die Regierung weitere
Illl Millionen zu Beihilfen für Gemeinden und Geineindeverbände
fordert . Wir erkennen an , daß die zahlreichen Erlasse des Mi -
nisters des Innern auf dem Gebiet der Kriegsfürsorge von Wohl -
wollen diktiert sind und einen sozialen Geist atmen . Sie werden
aber in der Praxis von den untergeordneten Behörden vielfach
nicht befolgt . Immer noch gelten an vielen Orten für die Kriegs -
fürsorge armenrechtliche Grundsätze , obwohl der Minister das aus -
drücklich als ungesetzlich erklärt hat ; immer noch wird in zahllosen
Fällen die Unterstützung zu Unrecht versagt ; allerdings hat der
Minister , wo er davon Kenntnis erhielt , Wandel eintreten lassen ,
und wenn zu Unrecht verfahren war , für Remedur gesorgt . Aber
viele Gemeinden unterstützen aus Mangeln an Mitteln oder an
der nötigen Einsicht die Familien der Kriegsteilnehmer nicht aus -
reichend . Zahlreiche Gemeinden , namentlich die großen , haben
hier viel geleistet . Aber auch ihre Mittel sind einmal erschöpft ,
sie können nicht ins Blaue hineinwirtschoiten . Wenn heute die
Kriegsfürsorge vielfach noch zu wünschen übrig läßt , so liegt das
in der Hauptsache an dem Mangel des Gesetzes , das nicht auf einen
so langen Krieg zugeschnitten ist . Das haben die preußische und
die Sleichsregierung durch die verschiedenen Aenderungen des Ge¬
setzes anerkannt . Der Kreis der unterstützungsberechtigten Per -
sonen ist ausgedehnt , die Mindestsätze sind erhöht worden ; aller -
dings reichen wir auch jetzt noch nicht aus . Die Erhöhung beträgt
Lb Proz . , die Lebensmittel sind aber teilweise um 100 und mehr
Prozent gestiegen . Zahlreiche Krieger ohne Angehörige , Jung -
gesellen u. dergl . , kleine Handwerker , kleine Geschäftsleute mußten
ihr ' Geschäft schließen und ins Feld ziehen . Für sie geschieht auf
Grund des Gesetzes absolut nichts . Wenn diese aus dem Felde
zurückkehren , sind nicht nur ihre kleinen Ersparnisse verzehrt , die
Mittel , die sie ins Geschäft hineingesteckt haben , verpulvert , sondern
ist vielleicht ihre Existenz vollkommen vernichtet und sie müssen
wieder von vorne anfangen . Wir freuen uns , daß die Regierung
für die aus dem Felde heimkehrenden Krieger des Mittelstandes
durch Notstandsdarlehen sorgen wird , vielleicht tvären nicht zurück .
zahlbare Tarlehen besser . Noch richtiger Iväre es , nicht erst zu
warten , bis sie aus dem Felde zurückkehren , sondern schon jetzt
Mittel auszuwerfen , um ihre wirtschaftliche Existenz nach Mög -
lichkeit aufrechtzuerhalten . Unsere volle Anerkennung finden die
Aufwendungen für Ostpreußen , dagegen bedauern wir lebhaft ,
daß Preußen immer noch nichts für die Linderung der

Notlage der Textilarbeiter

getan hat . Die Textilindustrie ist größtenteils durch die ver -
schi ebensten Maßnahmen der Heeresverwaltung in eine sehr pre -
käve Lage gekommen . Das gilt nicht nur für Beschlagnahmen ,
Aus - und Durckfuhrverbote , sondern trotz Vorbiegens zahlreicher
Privataufträge ist die Produktion durch eine ganze Reibe von Her -
stellungsverboten direkt unmöglich gemacht . Zahlreiche Textil -
arbeiter und - arbeiterinwen befinden sich durch Arbeitslosigkeit in
einer Notlage . Der Bundesrat hat nun zur besonderen Unter -

stützung der Textilarbeiter außerordentliche Mittel hereitgestellt .
Eine ganze Reihe von Bundesstaaten hat infolgedessen für die
Textilarbeiter besondere Unterstützungssätze festgestellt , nur nicht
Preußen . Hier ist noch nichts geschehen .

Neben den Aufwendungen des Staats und der Gemeinden
und der Arbeitgeber können sich auch die Aufwendungen der ge -
werkschaftlichen Organisationen selbst durchaus sehen lassen .

Ueber die Gestaltung des Wolmungsmarktes nach dem Kriege
haben wir uns schon im vorigen Jahre in der Budgetkommission
unterhalten . Leider ist bisher noch nichts veranlaßt . Tie private
Bautätigkeit wird auf dem Wohnungsmarkt versagen . Kleine
Wohnungen werden namentlich in den Industriezentren immer
stärker begehrt sein . Erfahrungsgemäß schwillt auch nach jedem
Kriege die Zahl der Eheschließungen an . Auch das trägt zur Ver -
stärkung der Wohnungsnot bei . Die Regierung wird wohl am
besten durch Gewährung von Darlehen zu mähigem Zinsfuß an
die Hersteller kleiner Wohnungen dem Wohnungselend steuern
können . Ileberhaupt wird nach dem Kriege die Regelung des Ar -
beitsnachwetses durch Gesetz notwendig sein .

Wir sind mit dem Grundgedanken der

Kriegssteuer

einverstanden . Besser wäre allerdings eine organische Regelung
rrcheres Steuerwesens gewesen . Die Reform ist stets an der Steuer -
scheu der Besitzenden gescheitert . Aber diese Gegner sind jetzt so
patriotisch gesinnt , daß sie der Regierung ihre Mitarbeit zu diesem
Reformwerk unmöglich versagen können . Auch das Kommunal -
steuersystem muß neu geregelt werden . Die Regierung will die Ein -
kommensteuerzuschläge bei Einkommen unter 2400 Mk. unverändert
lassen . Diese Grenze erscheint uns allerdings zu niedrig . ( Sehr
richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Auch die Grenze für das
steuerfreie Existenzminimum müßte von 900 Mk. wesentlich herauf -
gesetzt werden , weil der Wert deS Geldes erheblich gesunken ist .
( Sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten . ) Unverständlich ist es
mir , warum die Vermögenssteuer nicht stärker angespannt wird .
Sie ist doch wahrlich niedrig genug bei uns in Preußen . ( Sehr
wahrl bei den Sozialdemokraten . ) Das ist ein Entgegenkommen
gegen die Agrarier . Graf Mirbach hat doch kürzlich im „ Tag " ge -
fordert , das Vermögen von der Ergänzungssteuer möglichst zu ver -
schonen . sHörtl hört ! bei den Sozialdemokraten . ) In der Presse
und in den Ausführungen des Herrn v. Heydebrand kommt deutlich
der Widerstand gegen eine Reichseinkommensteuer zum Ausdruck .
lSehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Wir widersprechen ent -
schieden dem Grundsatz , daß die direkten Steuern den Einzel -
staaten vorbehalten bleiben sollen , da sonst die Minderbemittelten
durch das Reich nock mehr belastet werden müßten als es ohnehin
voraussichtlich schon der Fall sein wird . ( Sehr wahr ! bei den So -
zialdemokraten . )

Bei der Verwaltung ist während des Krieges manches besser
geworden . Die Regierung hat die Politik der Nadelstiche aufge -
geben . Sie hat sogar

sozialdemokratische Stabträte

bestätigt . Allerdings hat man manchen nur dann bestätigen wollen ,
wenn man sich zur Mehrheit der Reichstagsfraktion bekennen würde .
( ■Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Aber hier scheint wenig
Uebereinstimmung zwischen den einzelnen Ressortministern zu Herr -
scheu . So sollte die Wahl von zwei sozialdemokratischen Stadtver -
ordneten zur Schuldeputation in einem Berliner Vorort nur dann
bestätigt werden , wenn sie sich schriftlich verpflichteten , während der
Dauer ihrer Mitgliedschaft in der Schuldeputation erstens die
Pflichten , welche der allgemeine Staatsdiener einem Schulbeamten
auferlegt , zu beachten ( Sehr richtig I bei den Freikonservativen . ) , —
haben Sie auch eine solche Anfrage bekommen ? — , zweitens sich
jeder Bekämpfung der bestehenden Staatsordnung zu enthalten und
ihre Stellung nicht zur Förderung von Parteizwecken zu miß -
brauchen , drittens die üblichen Ehrenbezeugungen gegen den
LandeSherrn , z. B. bei Schulfeiern usw . , nicht durch ihr Verhalten
zu stören . ( Sehr gut ! bei den Freikonservativen . ) In diesem
Schreiben kommt doch deutlich zum Ausdruck , daß man diese Herren
nicht als gleichberechtigte Staatsbürger ansieht . ( Sehr wahr ! bei
den Sozialdemokraten . ) Allerdings ist die Bestätigung nachher
ohne weiteres erfolgch da die Herren selbstverständlich solche be -
leidigenden Zumutungen ablehnen .

Auch im Ressort des Ministers der öffentlichen Arbeiten ist es
besser geworden . Man machte jetzt auch der Organisierung der
Eisenbahner keine Schwierigkeiten mehr . Wie wird es aber nach
dem Kriege werden ? Hoffentlich nimmt man den Arbeitern dann
nicht wieder ihre Rechte . Die unbedingte Sicherung der Aus -
Übung aller Staatsbürgerrechte ist nach wie vor grundsätzlich für
die in staatlichen Verkehrsanstalten beschäftigten Arbeiter zu fordern .
Auch mit der Gesindeordnung sollte in Preußen endlich einmal auf -
geräumt werden , ( Sehr wahrl bei den Sozialdemokraten . )

Die
Polen - und Dänenpolitik

muß endlich aufgegeben werden . ( Sehr wahr ! bei den Sozialdemo -
kraten . ) Angesichts der Worte in der Thronrede von dem unge -
heuren Erleben dieses Krieges ist es unbegreiflich , daß man immer
noch Staatsbürger unter Ausnahmegesetze stellt . ( Sehr wahrl bei
den Sozialdemokraten . ) Auch sonst stad großzügige Reformen in
unserer inneren Nerwaltung notwendig . Die wichtigste Reform
betrifft das Wahlgesetz . Aber schon diese wenigen Worte , die
wirklich inhaltslos genug sind , haben Herrn v. Heydebrand so auf -
geregt , daß er hier eine Rede gehalten hat , die wirklich nicht zur
Wahrung und Förderung des Burgfriedens beitragen wird . ( Sehr
wahrl bei den Sozialdemokraten . ) Wir haben schon lange vor dem
Kriege nicht nur die Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf
Preußen , sondern das

allgemeine , gleiche , direkte und geheime Wahlrecht

für alle großjährigen Staatsbürger ohne Unterschied des Geschlechts
verlangt und halten an dieser Forderung fest . Gerade die heutige
Zmt ist geeignet , dem Dreiklassenwahlrecht ein Ende zu machen .
( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Herr v. Heydebrand be -
trachtet das Dreiklasseirwaahlrecht als ein Ideal und will nach der
Beendigung des Krieges vor der Wahlreform noch eine ganze Reihe
anderer Fragen lösen . ( Sehr richtig I rechts . ) Tann werden wir
allerdings heftige Kämpfe haben . Wir werden dem Volk immer
wieder vor Augen führen , daß man ihm neue Opfer und
neue Pflichten auferlegt , ihm�aber neue Rechte
vorenthält . ( Sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten . ) Per -
sprechungen allein genügen nicht mehr . 1908 ist in viel prä -
ziserer Form aus dem Munde des Königs selbst , nicht durch den
Ministerpräsidenten , eine Wahlreform verheißen worden , es bat
lange �gedauert , bis die Vorlage an den Reichstag gekommen ist .
Ihr Schicksal ist Ihnen bekannt . Tie Spuren schrecken . Wir
müssen leider fürchten , daß die Rechte der kommenden Wahlrechts -
vorläge einen noch schärferen Widerstand als der Vorlage 1910
entgegensetzt . ( Sehr wahrl bei den Sozialdemokraten . ) Wir wissen
heute noch nicht , wann die Vorlage kommt und wie sie aussiht .
Hoffentlich gibt der Minister den dunklen Anregungen der Thron -
rede einen Kommentar . Der Finanzminister hat in warmen Worten
die Verdienste der Frau in der jetzigen Zeit anerkannt , seine Worte
werden wir uns merken , wenn wir wieder das Frauenwahlrecht
fordern . ( Sehr gut ! bei den Sozialdemokraten . ) Unsere Wahl -
rechtsforderungen haben sich nicht geändert . Wir fordern das all -
gemeine , gleiche , direkte und geheime Wahlrecht nicht nur für das
Abgeordnetenhaus , sondern auch für die Gemeindevertretungen .
Das ist keine Belohnung , sondern ein Naturrecht , das man dem
Volk gewaltsam vorenthalten hat . Wenn die Regierung jetzt im
Kriege keine Wahlresorm bringen will , so mag sie sich auf die
Punkte beschränken , für die hier im Hause eine Mehrheit vor -
Händen ist . Das ist das geheime und direkte Wahlrecht .

Das geheime Wahlrecht wird ganz besonders notwendig , weil
das Reich neue Monopole schaffen will und die Zahl der abhängigen
Wähler dadurch immer größer wird . Wird das geheime und di -
rekte Wahlrecht eingeführt , dann würde wenigstens das Wahlge -
heimnis gewahrt . Tie richtige Stimmung der Bevölkerung käme

ja auch dann noch nicht zum Ausdruck , weil alle die anderen Schön -

Helten des Dreiklassenwahlsystems fortbestehen . So wird es
wahrscheinlich dahin kommen , daß wir auch 1918 wieder ein
Haus bekommen , das man als wirkliche Vertretung der Anschau -
ungen des Volkes nicht bezeichnen kann , ( sehr richtig ! bei den

Sozialdemokraten . ) Würde die Regierung das geheime Wahlrecht
einführen , dann könnte sie mit viel größerem Nachdruck die Be -

seitigung des Dreiklassensystems vom Landtage fordern . Unserer
Unterstützung wird sie dabei sicher sein . Vor allem muß die Re -

gierung aber endlich die Grundlage ihrer Reform , nicht nur des

Wahlrechts , sondern auch der

Neuorientierung ihrer Politik

andeuten und es nicht bei allgemeinen Redewendungen belassen .
( sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . )

Nun zum Schluß ! Auch wir wissen , welchen Dank wir allen
denen schuldig sind , die vor dem Feinde unter ungeheuren Stra -

pazen und Entbehrungen tagtäglich dem Tod ins Auge schauen ;
wir wissen auch , welchen Tank wir denen schuldig sind , die daheim
unter Hintansetzung ihrer persönlichen Interessen dazu beitragen ,
die Not des Volkes zu lindern und das Wirtschaftsleben ausrecht -
zuerhalten . Auch wir gedenken dankerfüllt aller derer , die fern
von ihrer Familie in fremder Erde ruhen oder siech oder ver -
krüppelt in die Heimat zurückgekehrt sind . Aber nicht durch Worte ,
sondern durch Taten wollen wir ihnen unseren Dank abstatten ,
durch Taten , indem wir in ausreichendem Maße für sie und ihre
Familien sorgen , indem wir helfen , ihnen nach der Rückkehr aus
dem Felde wieder eine Existenz zu schaffen , und endlich , indem
wir mitarbeiten an der Schaffung eines neuen Preußen , eines

Preußen , in welchem das Wort der Gleichheit aller Staatsbürger
vor dem Gesetz endlich zur Wahrheit werde . ( Beifall bei den

Sozialdemokraten . )

Minister des Innern v. Loevell :

Wir wollen einen ruhmvollen Frieden , der uns unsere Zu -
kunft gewährleistet , der es unmöglich macht , daß wir noch einmal
durch einen konzentrischen Angriff überrascht und von allen Seiten

überfallen werden . Immer schwerer wird der Krieg , immer zahl -
reicher werden die Wunden , die er schlägt . Aber es muß alles ge -
tragen werden , bis das Ziel erreicht ist . Ein Geist , ein Wille , ein

Herz erfüllt das Volk . ( Zuruf der Sozialdemokraten . ) Sagen Sie

lzu den Sozialdemokraten ) Ihre Ansichten nachher , wenn wir Ihre
Reden anhören müssen . ( ' Zustimmung . ) Es ist bedauerlich ,
daß in diesem Hause eine Erklärung abgegeben worden ist , die ihrem

ganzen Inhalt nach der Ueberzeugung und dem Willen des deut -

scheu Volkes widerspricht ( Sehr wahr ! ) , die nur im feindlichen
Auslände Gefallen und Beifall finden wird . ( Zustimmung und

Widerspruch bei den Sozialdemokraten . ) Das deutsche Volk

hat für Geist und Sinn dieser Erklärung kein

Verständnis . ( Zurufe bei den Sozialdemokraten : Woher
wissen Sie das ! ) Diese Erklärung steht nicht im Einklang mit dem

wahren Volksgeist dieser Heldenzeit und wird vor allem nickt ver -
standen werden von denen , die für uns kämpfen . Wenn die Wahr -
heit den Zugang zu den feindlichen Ländern noch nicht ganz ver -
loren hat , so wird man dort verstehen , was die Kundgebungen der
Vertreter der anderen Parteien zu bedeuten baben . Das Deutsche

Reich muß sich mit Blut und Eisen seinen Weg bahnen zur Er -

füllung seiner weltpolitischen Bestimmung . Deutlicher
als alles hat die Belastungsprobe des Weltkrieges bewiesen , wie

leistungsfähig und anpassungsfähig die Organisation des preußi -
scken Staates ist . Die Lösung der Ernährungsfragen wäre nicht

möglich gewesen ohne die Leistungen der deutschen Landwirtschast ,
die gegenwärtig die erste in der Welt ist , und ohne die unermüd -

liche pflichttreue Arbeit der Verwaltung . Wir hatten wohl

Sorgen , aber wir haben
keine Not .

Jeder Deutsche weiß und muß wissen , daß , solange die Waffen nicht

ruhen , die Aufgaben des öffentlichen Lebens der Friedenszeit nur

unter Ausschluß der Männer , die draußen vor dem Feinde stehen ,
in Angriff genommen werden könnten . Diese Männer aber sollen
und wollen daran teilnehmen . Bis Deutschlands Krieger wieder

heimkehren , müssen sich diejenigen gedulden , die Wünsche für die

Lösung großer nationaler Aufgaben haben . Heute , wo das gesamie
deutsche Volk die Hoffnung auf die bisher unerreichbare oder uner -

süllbare Gewährung des einen oder niederen Wunsches noch hinaus -

schieben muß , heute halten auch die Parteien zusammen im Wunsch

nach siegreicher Beendigung des Krieges . Die Regierung wird das

Ihre wn , um diese Einmütigkeit weiter zu bewahren . Aber Sie

wissen ebenso wie die Regierung , daß es nicht die extremen
Forderungen sind , die die Parteien zusammenzuführen ver -

mögen . Die Regierung hat die Pflicht , darüber zu wachen , daß der

preußische Staat mit seiner historisch gerechtfertigten Eigenart und

Gestaltung erhalten bleibt , denn sie fühlt sich für diese Aufrecht -
erhaltung vor der Weltgeschichte verantwortlich . Es ist daher ganz
selbstverständlich , daß die Regierung über der Bewältigung der drin -

genden Kriegsarbeit nach dem Maße begrenzter Kräfte und sehr be -

grenzter Zeit auch Aufgaben ins Äuge faßt für die kommende glück -
liche Friedenszeit . Die volle Summe dieser Aufgaben wird erst
übersehen und ausgemessen werden können , wenn die Wirkungen deS

Krieges auf politischem , wirtschaftlichem und geistigem Gebiet sich
übersehen lassen , lvenn die Grenzen des Vaterlandes feststehen .
Denn dieser Krieg bedeutet einen so gewaltigen und tiefen Eingriff
in das Leben von Volk und Staat , daß man nicht im einzelnen schon
jetzt Aenderungen auf dem Gebiete der Politik und Verwaltung , die
dem Kriege nachfolgen sollen , bestimmen kann . Das würde bedeuten ,
die geschichtliche EntWickelung überholen . Es muß da abgewartet
werden , bis auch Preußen in der Lage ist , die sich dann ergebenden
Forderungen der Zeit aufzunehmen , ohne sich von ihnen fortreißen

zu lassen . Zu den Forderungen und Aufgaben , die die Regierung
für die Zeit nach dem Kriege in Aussicht genommen , gehört , wie ich
ausdrücklich betone , eine

Acnderung der für die Wahlen zum Hause der Abgeordneten
geltenden gesetzlichen Bestimmungen .

Jetzt kann eine endgültige Lösung dieser vor dem Kriege in An -

griff genommenen , aber nicht beendeten Frage nicht erfolgen . Sollte
der Gedanke aufgekommen sein , als bedeute die Lösung dieser Frage
so etwas wie ein politisches Entgelt für die patriotische Pflichterfüllung
auch der politischen Kreise , denen die Frage besondere Herzenssache
war , so weise ich diesen Gedanken ganz entschieden zurück . Die

Pflichterfüllung gegenüber dem Vaterlande trägt ihren Lohn in der

Befriedigung des eigenen Pflichtbewußtseins . Politische Belohnungen
für Vaterlandsliebe gibt es nicht . Es sind Kriegserfahrungen
anderer Art , die die Regierung bestimmen . Sie erkennt in dem
Geist gegenseitigen Verstehens und Vertrauens , der sich im Kriege
so sieghaft bewährt hat , die Sicherheiten , die die politischen Voraus -

setzungen für das Gelingen des wichtigen gesetzgeberischen Werkes

sind , und die in den vergangenen Friedenszeiten gefehlt haben . Die

Regierung weiß , wie diese umstrittene Frage jahrelang die Parteien
voneinander geschieden hat . Sie siebt in der in der jetzigen ernsten
Zeit gewonnenen Einmütigkeit der Parteien einen zu kostbaren Ge -
ivinn der Kriegszeit , als daß sie nicht alles tun wird , ihn zu erhalten .
Die Regierung ist deshalb auch entschlossen , wenn
die Waffen ruhen und das politische Leben in Preußen und Deutick -
land wieder eingezogen sein wird ,

es von dieser umstrittenen Frage dauernd zu entlasten .

( Bravo ! ) Die Regierung hofft und erwartet , daß sie alle Parteien
an ihrer Seite finden wird , wenn sie dem Abgeordneienhause für
seine Beratungen die gesetzgeberischen Unterlagen unterbreitet . DaS
wird nach dem Kriege der Fall sein . Daß uns diese inner -

politischen Sorgen nicht zur nationalen Not werden , das hofft die
Regierung , das ist auch ein deutsches Kriegsziel .

Ein Gegenstand weiterer Prüfung nach dem Kriege ist die

Lösung der hart umstrittenen Gesetzgebungs - und Verwaltungs -
Praxis gegenüber den

preußischen Staatsangehörigen polnischer Abkunft .

Etwas Endgültiges kann auch hier mitten im Kriege nicht ge -
schehen , um so weniger angesichts der Tatsache , als möglicherweise
die Verhältnisse jenseits der preußischen Grenze nach dem Kriege



nach der einen oder anderen Seite eine geänderte Gestaltung finden
werden . Die Preuhen polnischer Abkunft mögen sich mifi der Ge¬

wißheit begnügen , daß die Prüfung ihrer Interessen mit all der

Objektivität und dem Wohlwollen erfolgen wird , auf das die Haltung
der preußischen Polen in diesem deutschen Existenzkampfe Anspruch
hat . Bis dahin müssen sich die Polen mit dem guten Willen und
mit einer entgegenkommenden Handhabung der gel -
tenden Gesetze begnügen .

Auch Anhängern der sozialdemokratischen
Partei gegenüber hat die Regierung der Tatsache Rechnung ge-
tragen , daß die Gegensätze der Parteien aufgegangen sind in der

großen Pflicht , das Vaterland zu verteidigen , den heimischen Boden

gegen feindliche Angriffe zu schützen . Das Kaiserwort , daß es keine

Parteien in diesem Kriege gibt , war für . die Regierung maßgebend .
Die Regierung hofft , daß die große Mehrheit der sozialdemokratischen
Vartei auch im Frieden den Weg weiter gehen wird , den sie bei
Kriegsausbruch zum Segen Teutschlands beschritten hat . Die Re -

gierung wird das Ihre tun , um der Sozialdemokratie diesen Weg
nicht schwer zu machen . Die Fülle der Gegensätze läßt sich ganz
gewiß nicht ausgleichen . Das wird niemand erwarten und niemand

verlangen . Aber an der Hoffnung wollen wir festhalten , daß , wie im

Kriege , so auch in der Friedenszeit in großen Fragen , vor allem in
nationalen Lebensfragen , die Mehrheit der sozialdemokratischen
Partei ihren Platz auf dem Boden des Staats -
gedankens an der Seite der anderen Parteien
suchen und finden wird . Die schweren Monate des Krieges
haben uns viel genommen , aber auch viel gegeben . Wir wußten gar
nicht , wie stark wir waren . Jetzt wissen wir es und wollen es nie
vergessen . ( Abg. Adolf Hoffmann ( Soz . ) ruft : Beifall auf keiner
Seite ! — Heiterkeit . )

Abg . Dr . Friedberg ( natl . ) :
Auch im Frieden wollen wir nicht vergessen , wenn die Gegen -

sätze der Parteien zum Kampfe führen , daß wir alle Söhne eines
Volkes sind . lLebhafter Beifall . ) Dem Verlangen des Abg . Hirsch ,
sich in aller Form gegen Annexionen auszusprechen , kann
der Reichskanzler gar nicht nachkommen , angesichts der Tendenzen
nach nationaler Ausdehnung in den feindlichen Ländern . Ich kann
den radikalen sozialdemokratischen Standpunkt begreifen , der sagt :
Wir internationale organisierte Arbeiter lehnen den Krieg ob , wir
widersetzen uns ihm mit allen Kräften uno werden dafür sorgen ,
daß er ein Ende nimmt . Aber von der konsequenten Jnnehaltung
dieses Standpunktes ist ja nirgends die Rede . ( Lebhaftes Sehr
richtig ! ) Die ganze internationale Arbeiterschaft stimmt ja mit
Jubel in den Ruf ein : Deutschland muß vernichtet werden . ( All -
gemeines Sehr richtig ! ) Wo ist denn in England ein Sozial -
demokrat , der nicht damit übereinstimmt , daß Deutschland Wirt -
schaftlich und politisch total heruntergebracht werden muß . ( Ruf
links : „ total unrichtig ! " Präsident Graf von Schwerin - Löwitz
bittet die Zwischenrufe zu unterlassen . Llbg . Hoffmann ( Soz . )
ruft : Sie wollen uns ja keine Gelegenheit zur Antwort mehr
geben . ) Der Abg . Hirsch wünscht , daß Belgiens politische und
wirtschaftliche Unabhängigkeit wieder hergestellt würde . Wir dür -
fen aber nicht vergessen , daß Belgien keineswegs das neutrale
Land gewesen ist , als das es uns am 4. August 1914 erschien .
Warum hat der Abg . Hirsch denn nicht von der Vergewaltigung
Griechenlaichs gesprochen ? ( Lebhafte Zustimmung . ) Wir ver -
langten von Belgien nur freien Durchzug , Griechenland aber will
man vergewaltigen , damit es sich unseren Feinden anschließt .
Wir alle wünschen den Frieden , aber die Ausführungen des Abg .
Hirsch werden nur das Ausland ermutigen . ( Sehr richtig ! ) In
der W a h l r e ch t s f r a g e sind wir mit der Regierung einig , daß
sie während der Kriegsdauer nicht gemacht werden kann . Bei der
Zensur verlangen auch wir eine gleichmäßige und gerechte Hand -
habung . Mit seinen Presseerlassen hat Minister v. Loebell seinen
eigenen Absichten einen sehr schlechten Dienst erwiesen . Er will
die Wahlen beeinflussen , aber die Regierung soll über den Par -
teien stehen . England will Deutschland auch nach dem Kriege
wirtschaftlich verkümmern und verarmen lassen , wir aber werden

siegreich unseren Platz behaupten und nicht nur militärisch , sondern
auch wirtschaftlich und kulturell der Sieger sein . ( Lebhafter Beif . )

Präsident v. Schwcrin - Löwitz
macht Mitteilung von der Kapitulation Montenegros und fügt
hinzu : Vivet sequens und den Letzten beißen die Hunde ! ( Heiterer
Beifall . )

Finanzininister Dr . Leithe
wendet sich gegen eine Aeutzcrung des Abg . Dr . Friedberg bezüg¬
lich des Fehlbetrags der Eisenbahnen ; die Steuervorlage sei not -
wendig wegen des Fehlbetrags von 116 Millionen bei den Ein -
nahmen der allgemeinen Staatsverwaltung .

Abg . Frhr . v. Zedlitz ( fk . ) :

Erörterungen über die Finanzierung der Eisenbahnen haben
in der gegenwärtigen Kriegszeit wohl nur tveoretischen Wert . Die
Steuerleistung mutz der Steuerkraft angepaßt werden . Das Reich
darf aber nicht in das Gebiet der Einkommen - und Ergänzungs -
steuer eingreifen , der frühere Eingriff muß rückgängig gemacht
werden . — In der allgemeinen Politik müssen wir nüchternen
Wirklichkeitssinn bekunden . In die neue Thronrede ist auch
schon alles Mögliche hineingelesen worden , ja man sagt , es sei
direkt die Einführung des Reichstagswahlrechts in Preußen darin
versprochen . So darf die Thronrede sicher nicht gedeutet werden .
« Sehr richtig ! rechts . ) In der W a h l r e ch t s fr a g e sind die
Parteien keineswegs einig und deshalb darf sie jetzt nicht aufge¬
worfen werden , daß Herz unseres Volkes ist nicht bei der Wahl -
rechtsfrage , sondern bei unseren Fahnen im Schlachtfelde . ( Abg .
Hoffmann CSoz . ) : Sie kennen das Herz des Volkes noch lange
nicht ! — Unruhe rechts . ) Wir wollen in Einigkeit zusammen -
stehen bis zu einem Frieden , der uns Sicherheit und Erweiterung
unserer Grenze » bringt . ( Lebhafter Beifall rechts . )

Ein Schlußantrag wird gegen die Stimmen der Sozial -
demokraten angenommen .

Abg . Ströbcl ( Toz . , zur Geschäftsordnung ) :

Ich habe es für ausgeschlossen gehalten , daß in dieser Zeit
nach solchen Mißverständnissen und falschen Auslegungen , wie sie
in den Reden der Sprecher aus dem Hause und in der Rede des
Ministers des Innern hervorgetreten sind , ein Schlußantrag an -
genommen werden konnte . ( Sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten . )
Wenn in dieser Situation ein solcher Schlußantrag angenommen
wevden kann , so ist das mit dem Geist des „ Burgfrieden s "
nicht in Einklang zu briirgen . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemo -
traten . Unruhe . ) Gewiß , auch Ihren Rednern ist das Wort ab -
geschnitten worden , Aber Sie haben sich doch nur zum Worte gr -
meldet , um eine Kulisse zu haben , um damit zu verschleiern , daß
es Ihnen nur darauf angekommen ist , dem Redner der Sozial -
demokratie das Wort abzuschneiden und ihm eine Erwiderung un -
möglich zu machen . ( Lebhafte Zustimmung bei den Sozialdemo -
kraten . Lärm . ) Wenn Sie das Bedürfnis zum Reden wirklich
gehabt hätten , dann würden Sie nicht ausnahmslos von den Kon -
servativen bis zu den Freisinnigen für den Schlutzantrag gestimmt
haben . ( Lebhafte Zustimmung bei den Sozialdemokraten . — Zu¬
rufe : Zur Geschäftsordnung ! ) Ich möchte den Herrn Präsidenten
bitten , bei meinen Ausführungen eine gewisse Latitüde walten zu
lassen . Sie wissen ganz genau , daß infolge der

vollständigen Knebelung der Redefreiheit

durch die Zensur es für die sozialdemokratische Partei außerhalb
des Hauses keine Stelle gibt , an der sie ihrer Meinung Ausdruck
geben kann . Sie wissen auch ganz genau , daß , wenn Sie uns
jetzt das Wort abschneiden , wir auf Wochen hinaus keine Möglich -
keit haben , unsere Meinung in der Oeffentlichkeit zu sagen . ( Lär -
mende Zurufe : Zur Geschäftsordnung ! )

Präsident Graf Schwerin - Löwitz :
Ihre Ausführungen gehören wirklich nicht mehr zur Geschäfts -

ordnung .

Abg . Ströbcl :

Ich bedauere , daß dem Redner der sozialdemokratischen Partei

zur Zerstreuung von Mißverständnissen , die nach Ihrer Ansicht un -

heilvoll auf das Ausland wirken und zur Perläirgerung des Krieges
führen müssen , die Möglichkeit genommen ist , diese törichten
und unsinnigen E n t st e l I n n gen zurückzuweisen . � ( Leb -

hafte Zustimmung bei den Sozialdemokraten . Großer Lärm im

Hanse . )
Präsident Graf Schwerin - Löwitz : Wegen dieses Ausdrucks rufe

ich Sie zur Ordnung . ( Beifall . )

Abg . Ströbcl :

Aus Ihrem Verhalten spricht eben die schlotternde Angst vor
der Wahrheit . Sie wollen die Wahrheit nicht hören . Was wir hier
erleben , ist ein guter Vorgeschmack für die Art des „ Burgfriedens " ,
die wir nach dem Kriege erleben werden . ( Sehr wahr !
bei den Sozialdemokraten . — Lärm und Schlutzrufe im Hause . —
Glocke des Präsidenten . ) Ihr Verhalten ist ein Beweis dafür , wie
die ungeheuren Opfer an Gut und Blut 4>cs Volkes durch Sie be -
lohnt werden . ( Lärm und Pfuirufe und Schlußrufe bei der Mehr -
heit . — Abg . Adolf Hoffmann : Preußische Helden im Schreien ! —
Glocke des Präsidenten . ) .

Präsident Graf Schwerin - Löwitz :
Zunächst scheint Ihnen ( zum Abg . Ströbel ) nicht bekannt zu

fein , daß , wenn die Glocke des Präsidenten ertönt , jeder Redner
unbedingt schweigen mutz . ( Sehr wahr ! ) Ich mache weiter darauf
aufmerksam , daß die Herren Stenographen , sobald die Glocke er -
tönt , die noch weiter gesprochenen Worte nicht aufzunehmen haben .
( Stürmische Zurufe bei den Sozialdemokraten . )

Abg . Strubel :

Das bedeutet ja ein vollständiges Novum in unserer Geschäfts -
führung . Eine Vorschrift , daß , wenn die Glocke ertönt , die weiteren
Ausführungen eines Redners nicht ins Stenogramm aufgenommen
wevden dürfen , existiert nicht . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemo -
kraten . ) Es wäre ja eigentümlich , wenn in dieser Zeit zu allen
anderen Ausnahmezuständen tvir uns auch noch ein neues Aus -
nahmegesetz zur Geschäftsordnung aufoktroyieren
lassen müßten . ( Sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten . ) Das kann
es nicht geben . Wenn die Herren Stenographen meine Worte nicht
gehört haben , bin ich gern bereit , sie zu wiederholen . ( Heiterkeit . )
Die Anordnung des Herrn Präsidenten läuft nur darauf hinaus ,
zu verhindern , daß meine Ausführungen in das Stenogramm und
dadurch in die Presse hineinkommen . ( Lärm . )

Präsident Graf Schwerin - Löwitz :
Zunächst einmal bitte ich, meine Geschäftsführung nicht zu

kritisieren . Die große Mehrheit des Haufes ist dahin einig , daß
jeder Redner zu schweigen hat , wenn der Präsident mit der Glocke
läutet . ( Zustimmung bei der Mehrheit . )

Abg . Frhr . b. Zedlitz ( fk . ) :
Der sozialdemokratische Redner zur Geschäftsordnuug hat

seinen Protest gegen den Schlutzantrag damit begründet , daß es
notwendig sei , die Rede des Abg . Hirsch vor Mißdeutungen zu be -
wahren . Ein Redner , der mißverständen ist , ist nach der Geschäfts -
ordnung in der Lage , dieses Mißverständnis in der Form einer
persönlichen Bemerkung richtig zu stellen . Herr Hirsch konnte also
Mißverständnisse berichtigen . Deshalb brauchen wir nicht noch eine
zweite Garnitur von Rednern zuzulassen und die ganz erschöpfte
Äevhandlung noch weiter zu führen . Die Klagen der Herren sind
also sachlich nicht begründet . Die Form zu beurteilen überlasse ich
dem Hohen Hause . ( Beifall bei der Mehrheit . )

Abg . Ad . Hoffmann ( Soz . ) :
Es ist nicht von Mißverständnissen die Rede , sondern von Eni -

stellungen und Perzerrungen . ( Sehr wahr ! bei den So -
zialdemokraten . ) Wenn bei der heutigen Debatte die sonst übliche
Reihenfolge nach der Größe der Fraktionen beobachtet worden wäre ,
dann wäre unser Redner als letzter zum Wort gekommen , und dann
hätten wir keine Veranlassung gehabt , nochmals das Wort zu er -
bitten . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . ) Sie aber haben
unseren Redner vorangestellt und Schluß gemacht , nachdem Sie die
Dinge auf den Kopf gestellt haben . Dagegen müssen wir allerdings
protestieren , daß wir auf die gegen uns geschleuderten Angriffe
nicht mehr antworten können . ( Lebhafte Zustimmung bei den So -
ziatdemokraten . ) Es ist selbswerständlich richtig daß , wenn die
Glocke des Präsidenten ertönt , der Redner schweigen mutz . Aber
daß dann auch nichts mehr in das Stenogramm hineingeschrieben
werden soll , das ist eine Neuerung , gegen die wir protestieren
müssen . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten . )

Abg . Hirsch - Berlin ( Soz . ) :
Der Abg . Frhr . v. Zedlitz hat gemeint , ich hätte das Mißver -

stäiidnis in einer persönlichen Bemerkung richtigstellen können . Ich
habe das unterlassen , weil das schlimmste Mißverständnis bereits
durch einen Zuruf richtiggestellt worden ist . Damit aber keine
Meinungsverschiedenheit aufkommen kann , betone ich ausdrücklich ,
was auch aus dem Wortlaut meiner Erklärung hervorgeht , daß es
mir nicht im Traum eingefallen ist , das Verlangen aufzustellen ,
jetzt Belgien zu räumen .

Der Etat wird der verstärkten Budgetkommifsion überwiesen .
Nächste Sitzung : Dienstag 11 Uhr ( Aenderung des Kriegs -

knappschaftsgesetzes und kleinere Vorlagen ) .
Schluß 5 % Uhr .

Reichstag .
31 . Sitzung , Montag , den 17 . Januar ISIS ,

vormittags 10 Uhr .
Am Bundesraistisch : Wandel .
Es werden zunächst weitere Resolutionen der Kommission zu

dem Reickishaushalisetal betreffend sozialpolitische , wirtschaftliche und
ähnliche Fragen verhandelt .

Abg . Schöpfliu ( Soz . ) :
Schon in der Kommission ist betont worden , welch große Be -

deutung einer wohlwollenden Regelung der U r l a u b S f r a g e zu -
kommt . Wir geben zu, dajj diese Frage im Kriege sehr schwer zu
regeln ist . Aber es sollte docki auf keinen Fall vorkommen , daß ei »
ganzes Jahr lang Urlaub nicht gewährt wird , was talsächlich in
einer Masse von Fällen geschehen ist . Aus vielen mir zugegangenen
Klagen scbeint hervorzugeben , daß bei verschiedenen Truppenkörpern
in dem Moment eine Beschränkung der Urlaubsgewährung ein -
geführt wurde , als der Reichstag die Freifahrt der Urlauber be -
schlössen hatte . Der Reichstag wollte natürlich mit seinem Beschluß
das Gegenteil erreichen . Ferner wird auch für Soldaten in der
Heimat vielfach jährlich nur zweimal Urlaub mit Freifahrt gewährt .
Wenn diese zweimalige Gewährung eines Urlaubs jür die Truppen in
der Front zweifellos eine Verbesserung ist , so bedeutet die Be -
schränkung aui einen nur zweimaligen Urlaub mit Freifahrt für die
verheirateten Leute in der Heimat eine ganz ungerechtfertigte Härte .
Höchstens könnte man sich damit abfinden , daß den sogenannten
Sonntagsnrlaubern nicht ständig Freifahrt gewährt wird , obwohl
auch diese Forderung prinzipiell zu erheben ist . Ganz besondere
Mißstimmung hat es hervorgerufen , daß die alte militärische
Unsitte , wegen Vergehen einzelner ganzen Truppenteilen Urlaub
zu versagen , auch in der Kriegszeit noch geübt wird . Das ist
eine unbillige Härte , die insbesondere draußen im Felde sehr ver -
bilternd wirken muß ( Sehr richtig I bei den Sozialdemokraten ) ,
zumal von einer solchen Urlaubsbeschränkung bei den Offizieren
doch keine Rede ist . — Ferner wird mir in einer ganzen Anzahl
von Fällen berichtet , daß trotz des Erlasses des Kriegsministers
noch immer die Auszahlung der Verpflegungsgelder für
Urlaubstage verweigert worden ist . Ich bitte den Kriegs -

minister , die Urlaubsfrage in Zukunft wohlwollender zu behandeln ,
als das anscheinend jetzt geschieht . — Bei der

Verpflegung der Truppen

muß sehr sorgsam veifahren werden , wir dürfen nicht vergessen , daß
unter den Truppen viele Leute sind , die seil Jahren nicht mehr an
das Essen in der Kaserne gewöhnt sind . Die Mannschaften cincS
immobilen Bataillons in Feindesland führen Klage , daß ihre Ver -

pflcgung nicht so gut ist , wie die der russischen Gefangenen . Es

kommen auch sortgesetzt Klagen über die Kantinen und improvi -
siertcn Kasernen . Teilweise Üegt das sicher an der Teuerung , teil -

weise aber scheint es doch , daß manche Kantinenwirte sich eincii

Extraprosit verschaffen wollen . Auch darüber wird geklagt , daß so
manche für die Front bestimmte Liebesgabe sich verflüchtige , che sie
an ihren Bcstiminungsort gelangt .

Die dentschen Lazarette sind durchweg gut eingerichtet und

ausreichend mit Aerztcn versehen , aber die Verpflegung ist nicht
immer so, wie sie sein sollte ; sind doch Aufrufe an die Bevölkerung
erschienen , Nahrungsmittel sür die Lazarette zu spenden , um die un -

zureichende Kost der Verwundeten auszubessern . ( Hört ! hört I bei
den Sozialdemokraten . ) Auch der Ausgang der Lazarettinsassen
sollte nicht so erschwert werden , wie es manchmal geschieht . Für
die Tüchtigkeit der Aerzte ist die große Zahl der Geheilten ein
Beweis . Das sollte den Herren aber genügen und sie sollten nicht
danach geizen , auch noch den schneidigen militärischen Vorgcsetzicn
herauszukehren . ( Sehr richtig I bei den Sozialdemokraieu . )
Eine weitere Klage ist , daß die von den Aerztcn für
dauernd untauglich erklärten noch monatelang in der Kaserne zurück -
gehalten werden . Auch über die Genesungsabteihrngen liegen Klagen
vor , auch dort wird zuviel auf Drill gesehen . In bedenklicher Weise
haben sich auch die Klagen über

unangcincssenc Behandlung der Leute

gemehrt . Leute , die schon Monate im Felde waren , werden dort in

ihrer Ruhezeit rnit der Erfüllung von Ehrenbezeugungen gequält .
Schlimmer noch sind die Klagen aus den Garnisonen . Mit welchen
Kleinlichkeiten die Leute gequält werde » , zeigt z. B. ein Garnisons -

befchl aus Karlsruhe , wonach die Mannschaften und Unteroffiziere
bei der Ehrenbezeugung vom Bürgersteig herunterzulreten haben , in

Thorn ist ihnen überhaupt verboten , auf den Bürgersteigen zustehen .
Verboten ist daS Einhaken in den Arm von Begleiterinnen , unsinnig
ist auch das Rauchverbot in bestimmten Straßen Berlins , das
heute immer »och besteht . Der Kommandant von Köln hat mit

Vorschriften über die Straßendisziplin zwei vollgedrucke Seiten an -

gefüllt , er regt sich darüber auf , daß bei der Ehrenbezeugung der
Daumen und der kleine Finger ja nicht zu sehr gespreizt werden .

( Große Heiterkeit . ) An einer anderen Stelle sagt er : Jeder Soldat
ist verpflichtet , den Vorgesetzten zu sehen ( Heiterkeit ) , und droht Bc -

slrafung für den Fall des Nichtsehens an . Um der Gercchiigkeit
willen muß ich aber doch hinzufügen , daß im Auslande die Mann -

schaften ganz ähnlich gequält werden , wie wir aus Klagen in der

„ Humanilv " ersahrcn . Jedenfalls sollten solche Kommandantur -
befehle , die böses Blut bei der Bürgerschaft und den Mannschaheu
erregen müssen , unterbleiben . ( Zustimmung bei den Soziald . ) Auch
müßte das Ausbildungspcrsonal darauf Rücksicht nehmen , daß die
älteren ouszubildendcn Leute nicht mehr so bild - und schmiegsam
sind wie die jüngeren ; wenn sie nach zwei bis drei Monaten Ans -

bildnng ins Feld rücken , sollen sie nicht bittere Erinnerungen über

unangemessene Behandlung mitnehmen . Es muß alles getan werden ,
um der unangemessenen Behandlung in den Garnisonen entgegen -
zutreten . ( Zustimmung bei den Sozialdemokraten . )

Auf die sonst von der Kommission beschlossenen Resolutionen
will ich im einzelnen nicht eingehen , ich will nur das eine besonders
betonen , daß alles geschehen muß , um den Verwundeten und den

Hinterbliebenen von Gefallenen das zugeben , waS wir ihnen schuldig
sind ! ( Beifall bei den Sozialdemokraten . )

Abg . Dr . v. Calker ( natl . )

hebt aus seinen Erfahrungen hervor , daß die Transporie des Roten

51reuzes namentlich im Anfang häusig sehr langsam gegangen seien .
Auch sei eS vielfach praktischer , wenn Liebesgaben direkt durch die
Ersatztruppenteile an bestimmte Truppenteile befördert würden . —
Dem Vorredner möchte ich sagen : nach meiner Ucberzeugung gibt
es für die militärische Disziplin keine Kleinigkeiten . Nur dadurch ,
daß bei uns die Disziplin auf die Spitze getrieben worden ist ,
haben wir den Geist im Heere , mit dem wir den Krieg gc -
winnnen . ( Widerspruch bei den Sozialdemokraten . ) Selbst -
verständlich muß gegen jedes Schikanieren unserer braven Leulc
auf das schärssie vorgegangen werden . — Beurlaubungen
von Kräften , die in Landwirtschaft und Industrie dringend gebraucht
werden , sollten so weit wie möglich erfolgen . — Die Beköstigung in
Kasernen mit eigener Küche ist vorzüglich . Was die Kantinen an -
langt , so müssen die Offiziere dafür sorgen , daß sie nicht zu „ Kriegs -
gewinnern " werden , daß unsere Leute dort nicht übervorteilt werden .
Die Gesundheitsverhällnisse , besonders unter den jungen Leuten sind
vorzüglich . Der I u g e n d w c h r sind wir großen Tank schuldig .
Im allgemeinen möchte ich sagen : Die Not und der Ernst dieser
Zeit ist für unser Volk eine wundervolle Lehre gewesen . Für Millionen
Deutsche ist in diesen Monaten der deutsche Staat zum deutschen
Vaterland geworden . ( Bravo !)

Abg . Dr . Haas ( Vp. ) :
Gegenüber den schweren Angriffen der Varalong - Note muß ich mit

nieinen Erfahrungen sagen : noch nie ist eine Armee höherer Kultur
im Felde gestanden als die deutsche Armee . Es zeigt sich diese hohe
Kultur in der Behandlung der Verwundeten und in dem Austreten
unserer Krieger in Feindesland . Das deutsche Vo>k ist in diesem
Kriege zu einem politischen Volk geworden . Dadurch , daß An -
gehörige aller Parteien draußen gemeinsam kämpfen , ist auch ein
bessere' s Verhältnis zwischen den Parteien im Frieden angebahnt .
Und wenn die politischen Führer diesen Gedanken der Versöhnung nicht
verbreiten , die Männer aus den Schützengräben werden in den poli -
tischen Parteien dafür sorgen , daß dieser Gedanke der Verständigung ,
der Annäherung und des gegenseitigen Sichbegreifens immer mehr
Raum fiudet . wenn auch natürlich der Kampf der verschiedenen An -
schauungen weitergehen wird und muß .

Der Krieg hat weiter gezeigt , daß von einer Dekadenz des
deutschen Volkes keine Rede ist . Das Verhältnis zwischen Vorgesetzten
und Untergebenen an der Front ist ein vorzügliches . Alle die Dinge ,
die mit der Behandlung der Untergebenen zusammenhängen , sind
letzten Endes Personensragen . Auch wenn die Sozialdemokraten
alle Kompagnieführcr bestimmen würden , würde es gute und schlechte
Kompagniciührer geben , ( Sehr richtig l und Heiterkeit . ) — Die
Liebesgaben sollten mehr der Front als der Etappc zur Verfügung
stehen , ( Sehr richtig !> — Das Verhältnis zwischen Vorgesetzten und
Untergebenen bei deuErsatzbataillonen ist leider nicht so gut , da kommen
Klogen über Klagen an uns . ( Sehr wahr I) Auf die älteren verheirateten
Leute muß bei der Ausbildung mehr Rücksicht genommen werden .
( Sehr richtig !) Viele Klagen würden verstummen , wenn jeder
einzelne Mann beim Ersatzbataillon weiß , daß er jederzeit seine
Beschwerde formlos beim Kompagnieführer vorlraqcn kann . Fröhlich
können die Leute nur sein , ivenn sie gut behandelt werden . Der
Geist der Kameradschaftlichkeit muß wie an der Front so auch bei
den Ersatzbataillonen gepflegt werden . ( Bravo !) Ein Mißstand ist
weiter , daß nur Leute mit dem Einjährig - Freiwilligen - Zeuguis zu
Ofsizierstellvertretern befördert werden . So kann es in der Tut
vorkommen , daß Leute , die draußen aus Maugel an Führern
Offizierstellverlreter geworden waren , in der Heimat nicht
Osfizierstcllvertreter bleiben , auch ohne daß disziplinare Gründe vor -
liegen , wie der Kriegsminister neulich meinte . Im allgemeinen ist
jeder , der unsere Armee kennen gelernt hat , erfüllt von einem hohen
Optimismus , diese Armee erkämpft uns den Frieden , den wir
brauchen , der zugleich ist der Sieg der europäischen Kultur . ( Bravo !
bei der Volkspartoi . )

Abg . Nacken ( Z. )
bestreitet , daß bei den Ersatztruppcn Schimpfereien vorkommen ; von
der obersten bis zur untersten Stelle wird auf angemessene Be -
Handlung gesehen , und die Ausbildung ist lediglich eine für den

Krieg , nicht für unnötiges Exerzieren . — Dem Wunsch, daß Urlauh



f « m? gliiW weitem Umfange gewährt wird , ist der KriegSminister
zum Teil schon nachgekommen ; ich bitte ihn , darauf zu sehen , daß
Ileiue Verfehluttgen in der Front nicht mit dauernder Urlaubs -
entziehung geahndet werden . Jede ungerechte Behandlung Unter -
gebcner durch Vorgesetzte verurteilen wir auf das schärfste . Die
Verhandlungen der Kommission haben aber auch ergeben , daß daS
Kriegsministerium mit allem Rachdruck gegen solche Fälle vor -
geht .

Stellvertretender KriegZtnhsister Wandel :

Im allgemeinen kann das KriegSministerium mit der Debatte
ganz zufrieden sein . Wenn ihm vorgeworfen ist . eZ sende zu viel
Verfügungen au die Frour . so ist daran auch der Neich - Ztag nicht
ganz unschuldig . sH- iterkeit . l Was die Beurlaubungen anlangt , so
ist am t !2. Oktober vorigen Lahres ein Erlaß des Kriegsministeriums
herausgegangen , wonach namentlich den Leuten , die seit Beginn des
Krieges im Felde Ware » , Urlaub gewährt werden solle
und daß dabei von der Einholung bürgerlicher Zeug -
»isse über die Roitvendigkeir des Urlaubs nach Möglichkeit
abgesehen werden solle . Run kann e-Z natürlich borgekommen sein ,
daß bei dieser oder jener Truppe ein ängstlicher Vorgesetzter sich
gescheut , mehrere Leute aus einmal zu beurlauben . Jedenfalls wird
seitens des Kriegsministeriums nichts versäunit werden , um im
Sinne des erwähnten Erlasses nach wie vor einzuwirken . Wenn
von einzelnen Stellen in bezug aus das Vcrpflegungsgeld im
Urlaubsfalle merkwürdige Anordnungen getroffen worden sind , so
verstehe ich das nicht , jedenfalls beruhen die nicht auf Verfügungen
des KricgsministeriumÄ oder anderer Stellen . — Wenn ein Fall
angeführt ivorden ist , daß ein Landsiurmbaiaillon schlecbtcr
verpflegt worden ist , als in der Nähe arbeitende russische
Kriegsgefangene . so ist mir das nicht recht erklärlich ; ich
werde jedenfalls der Sache nachgehen . — In jedem Truppenteil
besteht ein Ausschuß von Unteroffizieren und Gemeinen , der dazu
berufen ist , über Klagen in bezug auf die Verpflegung dem Kom -
pagnieführer Meldung zu machen . — Daß Unterschlagungen bei
LiebeSgabeniendnngen vorgekommen sind , läßt sich nicht bestreiten .
Aber bci Rückfragen haben wir nie so genügende Auskunft von der
Seite erhalten , die die Anzeige erstattet haben , daß der Schuldige
zur Rechenschaft gezogen werden konnte . — Wenn von dem Lazarett
in Einbeck eine Art Bettelei von VerpflegnngSmitteln für Kranke

ausgegangen ist , so können wir das um so weniger billigen , als die
Möglichkeit bestand , zn beantragen , daß der Oekonom deZ Lazaretts
in den Stand gesetzt wurde , die bei der Teuerung nicht inne
zu haltenden Bedingungen seines Pachtvertrages auszugleichen .
Die Behandlung der Mamischnsten ist hier nur allgemein erörtert
worden und kann auch nur allgemein erörtert werden , denn jedes
Wort , das hier darüber gesprochen wird , kann bei der gewohnten
Einstellung ini feindlichen Auslände zu einer Gefahr werden . So
hat der „ Standard " einen Bericht über vertrnulickie Verhandlungen
des ReichshauShaltsauSschusses unter den Ueberschriften gebracht :
„ Mitzandlung deutscher Soldaten , Grausamkeiten deutscher
Oiiiziere " usw . und es wird da geschildert , wie eine An -
zal ! Abgeordneter der sozialdemokratischen Partei eine große
Menge von Mißhandlungen vorgebracht , daß sich hierbei ge -
zeigt hätte , daß die Mißhandlungen in der deutschen Armee
großen Umfang angenommen hätten und daß die Vor -
gesetzten da- Z Vertrauen verloren hätten . WaS damals in der
Kommission erörtert worden ist , wird hier in ganz unverhüllter
Weise niit Lügen mid Uebertreibungen und durch gar nicht dort zur
Sprache gebrachte Fälle erweitert und verschärft .

'
Es sind hier im

„ Standard " Tinge verwendet , von denen auch nicht ein Wort in der
Kommission gefallen ist . sHLrt ! hört ! Es müssen also solche Dinge
mit äußerster Vorsicht behandelt iverden , da sie sonst , selbst tvenn sie
iu der mildesten Art besprochen werden , inr Auslände so ausgenutzt
werden , daß dies von erbeblichem Nachteil für uns sein könnte .

( Austimmung ) Wie die Sache aus der Kommission an die englische
Zeitung gekommen ist , entzieht sich natürlich meiner Kenntnis .

Im Felde besteht ein solches Maß von gegenseitigem Der -
trauen zwischen Vorgesetzten und Untergebenen , daß eine vörschrifls -
widrige Behandlung dorr als ausgeschlossen gelten kann . Wenn im

Gegensatz dazu in der Heimat schwere Fälle von vorschriftswidriger
Behandlung vorgekommen find — und daö läßt sich auch nach dem ,
waS wir wissen , nicht leugnen — so sind ja die Gründe , die das ,
ich will nicht sagen entschuldigen , aber erklären , hier erörtert
ivorden . und ich kann dem nur zustimmen . Es hat ja auch keiner
von den Herren behauptet , daß solcke Fälle ganz ausgeschlossen
werden können ; bei den unzähligen Menschen , den verschiedensten
Eharakteren , dein schwierigen Dienst können Reibungen und lln -

Gerechtigkeiten selbstverständlich vorkommen . DaS KriegSministerium
setzt olle Mittel iu Bewegung , um die Wiederkehr solcher Vor -
kominmsse möglichst einznichrnnkcn . Wir sind überzeugt , daß diese
Einwirkung aus die Vorgesetzten , verbunden mit rücksichtsloser Strenge
gegen diejenigen , die sich dieser Einwirkung entziehen und die Mann -
ichasten nach wie vor nickit so behandeln , wie es sein soll , zum
Fiel - führen wird . Ich habe in der Kommission nachgewiesen , daß
Strafen ohne Unterschied der Person verfügt worden sind , wo sich
Vergehen herausgestellt babcn . Ich hoffe , daß diese Erklärung mit
dazu beitragen wird , Sie von dem festen Willen der
Militär v c r w a l t u n g zu überzeugen , diese ? Nebel ans -

z u r o t : e n und denjenigen Vorgesetzten das Gewissen zu schärfen ,
die jetzt noch trotz aller Ermahnungen nicht davon lassen können , ihre
Untergebenen in einer Weise zu behandeln , die dem guten Ruf des
deutschen Heeres nur schaden kann .

Herr Schöpflin hat niehrere Kommandanturbefehls zur Sprache
gebracht . Ist es nicht eine eigentümliche Erscheinung , daß drei hohe
Vorgesetzte im Osten , Westen und Süden zufällig zu gleicher Zeit
Befehle erlassen , die sich auf demselben Boden beivegen . Soll man
diese Vorgesetzten für ganz nnverständige Leute halten ? Ich kann

Herrn Abg . van Ealker nur beistimmen , daß die äußere Hallung
und die Disziplin der beste Maßstab für den Geist einer Truppe
ist . Wer auf der Straße bummelig und nachlässig ist . andere
umrennt , die Augen nicht offen hält . Vorgesetzte nicht grüßt , der ge -
hört einer Trupps an , in der nicht der richtige Geist ist . Kleinig -
ketten gibt es bei uns in der Ausbildung nicht , aber schon der alte

Fritz hat seinen Oisiziercn gesagt : „ Kümmern Sie sich um die
Klslnigkeiien , sie führen uns zu Sieg und Ruhm . " Es ist ganz richtig ,
daß wir unsere Siege erfochten haben dadurch , daß wir in Kleinig -
leiten gewissenhaft gewesen sind . Diese Vorschriften sind
keine Ouclle von Schikanen , der Soldat soll eben durch sein Be -
nehmen in der Ocsfeutlichkeit zeigen , daß er in der Truppe zu
einem gewissenhaften Manne erzogen wird . — Ich glaube in Aus -

ficht stellen zu können , daß bei der Ernennung von Öffiziersstellver -
tretern eine erweiterte Praxis gegenüber der bisherige » stattfinden
wird . Tie Beurlaubung aller nur Arbeits - oder Garnisondienst -
fähigen wird erleichtert . Wir vergessen nicht , daß das Heer nicht
allein Selbstzweck ist , sondern daß auch die Gesichtspunkte des all -

gemeinen Lebens der Bevölkerung Berücksichtigung nach Möglichkeit
fordern . ( Lebhafter Beifall . )

Abg . Bogt - Hall ( Wirtsch . Vgg. )
schließt sich in bezug auf llrlaubsbewilliguug den Wünschen der
Vorredner an . Im ganzen aber geben die Zustände in unserem
Heerwesen zn berechtigten Klagen keinen Anlaß .

Abg . Tilvidsohu ( Soz . ) :
Das Wichtigste für den Soldaten , wichtiger als die Verpflegung

und sonstige Kompetenzen , ist der Urlaub . Für die in der Heimat
befindlichen Marinichaften könnte man die Frage mit der der

Ucberzähligen zusammenkoppeln ; ich bin in der Lage , eine einzige
Kompagnie mit tzki Unteroffizieren , eine einzige Ersatzbatterie mit
tzö Unteroistzisren namhaft zn machen . Bei der Urlaubserteilung
für die Leute an der Front ist an dem guten Willen deS
Minister ? und feiner Untergebenen nicht zu zweifeln ; das
hilft aber nicht über die Tatsache hinweg , daß noch Zehntausende
braver Soldaten nunmehr schon 18 Monate im Felde stehen , ohne
jemals HeimatSurlaub gehabt zu haben . Das muß die Dienst -
frcudigleit sehr erheblich beeinflussen . Herr Haas rühmte unsere
Armee als die der höchsten erreichten militärischen Kultur . Da soll
man den Leuten auch Gelegenheit geben . Familienkuliur zu be -

vrrmttwvttlichei Redatteur : Altrrz , Wteteptz » NeukAta . gülljü

tätigen . kTehr wahr I bei den Soziakdemokraten . ) — Auch im Felde
genießen die Einjährigen Vorzüge . Darunter mutz die Dienst -
freudigkeit der anderen leiden . Schaffen Sie noch weitere neue
Kategorien wie Oberfeldwebel usw. , so werden diese Dinge noch
schlimmer .

Was die Frage der Disziplin anlangt , so haben ja die
Vorgänge

in meiner eigenen Fraktion

gezeigt , wie schwierig es ist , Disziplin wirksam auftechtzuerhalien
( Heiterkeit ) . Wenn aber der Herr KriegSminister betont hat , daß
es bei der Disziplin gerade ans die Kleinigkeiten ankommt , so
erinnere ich daran , daß bei den hoffentlich in Zukunft nicht mehr
vorkommenden M i ß h a n d l u n g S p r o z e s s e n gerade diese Bs -
tonung von Kleinigkeiten als das allein Seligmacbende beim Kommiß
eine große Rolle gespielt hat . Herr van Ealker ist sicher viel besser
als der Ruf , den er sich heute gemacht hat durch das Hohe
Lied auf die Disziplin . Ich bin aber überzeugt , daß er
mit seiner Herzens » und Geistesbildung sicher in der Praxis nie so
bandeln wird , wie andere Leute im Heere , die seine Theorie in die
Tat umsetzen . DaS ist eben das Schlimme , daß daS subjektive Er¬
messen und die augenblickliche Laune eine so große Rolle bei der
Beurteilung solch nebensächlicher Dinge spielt . ( Sehr wahr ! bei den
Sozialdemokraten . ) Ich muß dann noch einmal aus

die Verhältnisse in Thor »

zurückkonunen . Dort hatte ein Zeugfeldwelbel , der IL Jahre Dienst -
zeit hinter sich hatte , 2- 1 Stunden Arrest bekommen , weil er
gegen einen Kommandanturbesehl verstoßen hatte , nach dem das
Betreten des Trottoirs verboten war . Ein solcher Besebl gilt
dann natürlich auch für Verwundete , die mit Mühe und Not am
Stock durch die Straßen humpeln . Solche Kommandanturbefchle
bedeuten zweifellos eine Ileberspannung des Bogens . ( Sehr wahr !
bei den Sozialdemokraten . ) Der Soldat von 1916 erträgt und
leistet ganz ungeheuer viel , tvenn er als denkender Mensch mit seinen
fünf Sinnen die Notwendigkeit dessen , was man ihm auferlegt ,
einsieht . Er kann aber auch in passiver Resistenz oder , wie
man daS beim Militär nennt , mit Tickfelligkeit sehr viel leisten ,
wenn er Grund zu haben glaubt , sich als Opfer ungeschickter ,
unfähiger oder gar bösartiger Vorgcietztcr zu betrachten .
( <sehr tvahr ! bei den Sozialdemokraten . ) Daß solche Erlasse von
imlergeordneien Instanzen in dieser Weise ausgenützt werden können ,
ist zweifellos . Gibt es doch allein in unserer Fraktion zwei Mit -
glieder , die darüber zu klagen haben , daß ihre Söhne im Heere in
einer Weise behandelt worden sind , die man nicht mehr als menschen -
freundlich oder auch nur soldatenfreundlich bezeichnen kann . ES ist
lvohl lein Zufall , daß gerade auch in Thorn beim 1. Ersatzbataillon
des Jnfanterie - Regiments 61 in der letzten Zeit verwundeten Soldaten
nach ihrer Genesung überhaupt kein Urlaub mehr gewährt wird . ( Hört !
hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Der scharfe Wind wirkt eben
in einer solchen Garnison ansteckend . Ein besonders krasser Fall aus
dem Osten ist noch folgender : Generalmajor v. Kloster -
fei de hat es jür seinen Bezirk gerügt ,

daß zu wenig Arrcststrafen

verhängt werden . Das bedeutet also eine Anreizung von oben zu
strenger Bestrafung . ( Hort ! hört .') Ferner möchte ich an die Militär -
Verwaltung die Anfrage richten , welche Instanzen im Heere eigentlich
daS Recht haben , Geldbezüge in Naturalienbezüge zu verwandeln .
Das erregt meist große Mißstimmung . — Wenn wir im Frieden
leben würden , so würde ich jetzt noch über unsere Anschauungen in
bezug auf da « militärische System sprechen . Sie wissen , wir sind
G e g�n e r dieses Systems . Wir sind uns bewußt , daß im Kriege
das System schon so bleiben muß wie es ist , mit all seinen Licht -
und Schattenseiten . Aber eben darum bitte ich, daß auch innerhalb
des Systems für die Mannschaften herausgeschlagen wird , was eben
möglich ist , für diese Mannschaften , die so Großes geleistet haben .
( Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten . )

Hierauf wird ein Antrag auf Schluß der Debatte gegen
die Stimmen der Sozialdemokraten angenommen .

Abg . Liebknecht bittet um daö Wort zur Geschäftsordnung .
Präs . Dr . Kacmps : Ich gebe Ihnen das Wort zur Geschäfts -

ordnung nicht .
Abg . Liebknecht : Das ist eine unerhörte Geschäftsführung !

Schämen Sie sich alle zusammen ! Pfui ! Pfui ! Pfui ! ( Gelächter
rechts . ) Haben Sie denn gar kein Ehrgefühl ?

Abg . Ledcbour ( Soz . ) : Ich bitte zur EeschästZordnung ums
Wort !

Präsident Kaempf : Zur Geschäftsordnung gebe ich jetzt das Wort
nicht . ( Abg . Stadthagcn ruft aus eine Bemerkung des Abg . Keil
gegen Abg . Liebknechr : Es ist unerhört , daß ein Sozialdemokrat für
Unterdrückung der Meinungsfreiheit eintritt . Im weiteren Verlauf
der Auseinandersetzung sällr das Wort : Das ist eine Unverschämt -
heit . Der Präsident erteilt dem Abg . Stadtbagen einen Orb -
liungsruf wegen des Ausdrucks „ Unverschämtheit " . Stadthagen : Das
Wort galt nicht Ihnen . Präsident : Das ist gleich . )

Abg . Ledcbour : Dann bitte ich nach der Abstimmung um ?
Wort !

Es folgt die Abstimmung über die Resolutronen der
Kommission .

Die Resolutionen der Kommission werden angenommen ,
die am Sonnabend verhandelten Anträge Albrecht zur A b ä n d e -
rung der Kriegsbesolduugsordnung werden ab -
gelehnt .

Aach Schluß der Abstimmung erhält daS Wort zur Geschäfts -
ordnung

Abg . Ledcbour ( Soz . ) :

Ich hatte vorhin die Absicht , meinem lebhaften Bedauern
darüber Ausdruck zu geben , daß Sie etuem Mitglieds dieses Hauses ,
das nach monatelangcr Tätigkeit inr Felde als Armierungssoldat
zurückgekommen ist , um seinen parlamentarischen Pflichten zu
genügen , meinem Freunde Liebknecht das Wort abgeschnitten
haben in der Militärdebatte , wo er auf Grund seiner persönlichen
Erfahrungen und auf Grund dessen , was ferne Kameraden , deren
Vertrauen er gewonnen hat ( Lachen recbts ) , ihm an Austrägen mit -
gegeben haben , sprechen wollte . An sich ist die Mundtotmachung
von Abgeordneten überhaupt etwas , wozu wir Sozialdemokraten
niemals unsere Zustimmung geben , aber das ist leider eine üble
Geioohnheit dieses HauseS , sodotz eS an sich nicht auffällig ist .
( Präsident Kaempf ruft den Redner wegen deS Ausdrucks
„ üble Gewohnheit des HauseS " zur Ordnung . ) Ich will
mich korrigieren : eine wenig erfreuliche Gewohnheil dieses Hauses .
( Heiterkeit . ) Also das läßt sich nicht abstellen . Wir sind aber hier
in dieser Zeit zusammen , um die wichtigsten , notwendigsten Fragen
zu erledigen , für die Zeil genug vorhanden ist . Wir beschränken
unsere parlamenlariscke Tätigkeil auf eine so unglaublich kurze Zeit
ohnehin . Wenn man in dieser Zeit einem Abgeordneten , der über
einen Teil der unö beschäftigenden wichtigen Frage jetzt sprechen
Ivill , noch daS Wort abschneidet , so ist das etwas , waS ich mit einem
unparlamentarischen Ausdruck nicht charakterisieren will , daS aber
dem Empfinden weiter Volkskreise und vor allem den Tausenden von
Kameraden meines Freundes Liebknecht . ( Stürmisches Gelächter
rechts . ) — Sie haben ja leine Ahnung , meine Herren . ( Heiterkeit
rechts . )

Präsident Kaempf : Ich bitte Sie . lediglich zur Geschäftsordnung
zu sprechen .

Abg . Ledcbour ( Soz . ) :
Ich knüpfe also daran den dringenden Wunsch , daß Sie künftig

derartige Einschränkungen in der Redefreiheit nicht vornehmen werden .
Damit schlagen Sie sich nur selbst ins Gesicht .

Abg . Neumann - Hofer ( Vp. ) : Herr Ledcbour hätte sich doch
darüber klar sein können , daß das Haus bei seinem Beschluß sich
irgendetwas gedacht hat . Darüber , ob das , was zu dem Beschluß
geführt hat , nötig ist oder nicht , wird die Mehrheit des Hauses sich
mit Herrn Ledebour doch nicht einigen können .

Abg . Dr . Liebknecht ( Soz . ) :
Daß ich unter sechsfache Zensur gestellt worden bin , ist Ihnen

ja bekannt . ( Zuruf rechts : Bon der Parteil ) DaS ist nicht meine

Fraktion mehr ! Man hat mich nicht zu Anfragen kommen lassen .
( Präsident Kaempf : Ich bitte sich genau an die Geschäftsordnung
zu halten l) Man bat mir bereits früher einmal das Wort zur
Geschäftsordnung nicht gegeben . Man har es mir syslemaiisch ab «

geschnitten , und heute hat mir der Präsident nicht einmal das Wort

zur Geschäftsordnung erteilt .

Präsident Kaempf :
Eine Krittk daran lasse ich nicht zu. Ich habe das Reckt ,

daS Wort zur Geschäftsordnung zu geben , wann ich will ,
daran lasse ich absolut nicht rütteln . ( Brado ! rechts . )

Abg . Dr . Liebknecht : Sie ( nach rechts ) haben sich damit de -
maskiert .

Präsident Kaempf : Derartige Angriffe gehören nicht in eine
Rede zur Geschäftsordnung . Wenn Sie sich nicht au die Geschästs -
ordnung halten , kann ich Ihnen daS Wort nicht weilcr lassen .

Abg . Tr . Liebknecht :

Der Abg . Neumann - Hofer hat dunkle Andeutungen gemacht
über den Grund , der zum Beschluß des Hauses geführt hat . Ich
kann mir ja die Gründe denken . Das ist Ihr böses Gewissen . ( Ge¬
lächter rechts . )

Präsidenr Kaempf : Ich rufe Sic zur Ordnung . Sie dürfen
zur Geschäftsordnung nicht weiter sprechen . ( Bravo ! rechts . )

Abg . Ledebour ( Soz . ) :

Hern : Nemnann - Hofer errwidere ich : wenn jeder nur das Wort
zur Geschäftsordnung nehmen würde , um sich mit der Mehrheit zu
verständigen , dann könnte die Minderheit überhaupt einpacken . Man
ergreift das Wort zur « ache oder Geschäftsordnung , um die lieber -

zeugung , die man hat und das Recht , das man wahrnehmen will ,
zum Ausdruck zu bringen . ( Sehr gut ! bei den Sozialdemokraleir . )
Herr Reumann - Hoser scheint trotz seiner amtlrckcn Stellung
hier über den Sinn von Parlamentarismus noch nicht ins
klare gekommen zu sein . ( Heiterkeit� Sie schlagen sich selber ,
wenn Sie die Rechte einzelner Mitglieder verletzen . Es ist die
Pflicht eines jeden Mitgliedes dieses Hauses , jedes andere
Mitglied zu verteidigen , desierr Rechte angegriffen werden . Das
habe ich wiederholt auch Mitgliedern anderer Parieren dieses HameS
gegenüber getan . DaS elementarste Recht eines jeden Abgeordneten ,
hier seine Meinung zu sagen , darf nicht unterdrückt werden . Wenn
der Berreffende sieb bei Ihnen oder der großen Mehrheit des Hauses
mißliebig gemacht hat , so müssen Sie auch in dreiem Falle die
Sache über die Person sprechen lassen . Um Sie aus die
Probe zu stellen , beantrage ich die Wiederaufnahme der
Debatte .

Der Antrag Ledebour wird gegen den größten Teil der sozial -
demokratischen Abgeordneten abgelehnt .

Präsident Dr . Kaempf :
Im ungarischen Abgeordnetenhause hat der Präsident die Mit -

teilung verlesen , Montenegro habe um die Einleitung von
Friedensverhandlungen gebeten und den Vorschlag der unbedingten
Waffeuniederlegung angenommen . Nach der Durchführung der
Kapitulation werden die Friedensverhandlungen beginnen . ( Die
Mitteilung wird mit lebhaften Bravorufen und Händeklatschen auf -
genommen . )

Es folgt die Beratung der Resolution der Konnnission , der
Reichskanzler möge Erleichterungen der Postbefördsrungsgebühren für

Soldatcnpakrtc
erwägen .

Abg . Fischer - Hannover ( Soz . ) :

Bei der Verteuerung aller Lebensmittel sind solche Erleichte «
' nmgen dringend wünschenswert . Man sollte für Pakete bis zu

Löv Gramm Portofreiheit gewähren , Pakete bis 266 Gramm sollten
10 Pf . kosten , bis 1000 Gramm 20 Pf . Im Lande würde man
solche Erleichterung als Entgegenkommen ansehen . Für die Post
selbst würde eine solche Regelung eine große Erleichterung bedeuten ,
da die Zabl der Pakete dann erheblich abnehmen würde .

Abg . Schirmcr ( Z. ) tritt ebenfalls für die Resolution ein .

Die Resolution wird angenommen .

hierauf v ertagt sich das Haus auf Dienstag 10 Uhr :
( Zensur . )

Schluß 5 Uhr . _

öriefkasten üer Redaktion .
Die luristilchi Sprechstuiae findst für ÄSonnenten Lindcnstr . 9, IT. Hof

rechts , parterre , cm Montag bis Freitag van 4 bis 7 Ugr, am Sonnabend
van 5 bis 6 Uhr statt . Jeder für den L r r e t l a st e n bestimmten Anfrag «
ist ein Buchstabe und eine Labt als SIerlseichen beizufügen . Briefliche
Anlivart wird nicht erteilt . Anfragen , denen leine AbannemeniSauillung
beigefügt ist , werden nicht beantwortet . Eilige Fragen trage man in der
Svrechftunde vor . Verträge , Schriflstückc »nd dergleichen bringe mar in di «
Sprechstunde mit .

31. B. 100 . 1. Nein . 2. Wenn der Lehrherr zur Lösung des VettrageS
iemc Ewivilügung nicht gibt , müssen Sie istlag e einreichen . — 6>. ( g. 30 .
1. Jcr . 2. ?a , auch die Erlaubnis des RegimeiilskomiuaiideurS ist er »
forderlich , wenn der Bräutigam aktiv dient . — Nr . - 18. 1. Die Sache
kömrtc doch nur durch eine Klage entschieoen werden , die in Rücksicht aus
die durch den Kriegszustand bedingten Zustände für Sie kaum ersolgreich
sein würde . 2. Sie müssen dem Eigentümer der Sachen zunächst erst den
Berkaus der « achen androbrn . — Bogel I . Sie können Anzeige bei der
Polizei eritaiten . — F. M . 10 . 1. Der Bater inug selbst wieder den
Antrag stellen , erhält er einen ablebneuden Bescheid , io muh dann dagegen
fristgerecht Einspruch erhoben werden . Ein weiterer ' Anspruch wird zwecklos
sein . — E. CO. 100 . Der Hauswirt ist zur Abliejerung der Tür ver -
pflichtet . Sie können von dem Wirt Ersatz verlangen . — X. ' }). Z. Ja .
— T. G. 2. Lassen Sie den „Simplicissimns " nur laufen . Angesichts
der groszcn Schar der Umlenicr braucht man dem „ simpl . - keine Träne
nachzuweinen . — R . 50 . Turm 94,2 Meter . Zifferblatt 5 Meter im
Durchmesser . — 31. <£. 30 . London , New Jork , Hongkong . Liverpool ,
Hamburg . Antwerpen . — H. E. Berliner Wach - und Schliestgesellschaft ,
Friedrichftr . 61. — CK. P . 150 . Bci jedem Mustilchrcr . SIdresscn im
2. Band des Berliner Adreßbuches , Teil 4. Seite 233. unter Lebrinstitute .
Auch unter Gesang - und Mufikvereine , 2. TcU, eoeite ' 253. — CK. M . 222 .
Die Schule befindet sich Berlin IV 57, Bülowstr . 82. Die näheren Be¬
dingungen erfahren Sic dort . — 31. H. 100 . 1. und 2. Unseres Wissens
existiert ein solches in Berlin nicht . — Hermsdorf 36 . 1. Wenden
isie sich an das Dänische Rote Kreuz in Kopenhagen unter Angabe aller
Ihnen bekannt gewordenen Umstände . 2. Wenn Sie im Besitz der Adresse
sind , vermittelt die Paketsendung das Schwedische Postamt Malmö I, Upa ,
Schweden . 3. Darüber sind uns zuverlässige Mitteilungen nicht zugegangen .
— Zufriedenheit . Nein . — I . B. 53 . Agrenco de Tensei�nemcnts
ponr Prisonmors de guerre , Genf , Rue de l ' Athenee 3. —
Martha 18 . Derartige ' Auskünfte werden gern erteilt von der Zentral -
kommission der Krankentasien , Alexanderstr . 39/40 . — 31. B. 109 . Nein .
Der Herr ist Rittergutsbesitzer . — E. M . 31 . 1. und 2. Rein . 3. Ja .
— F. L. 165 . 1. I «. 2. Der gegenwärtige Verdienst wird bei Ihnen
zur Grundlage der Einschätzung genommen . 3. Nach den neuen Steuer -
zuschlügen etwa 60 M. Staatseiukonunensteuer ' , dazu tommt die Kommunal -
sleucr . — W. H. 35 . 1. Unentgeltliche Behandlung im Krankenhaus
wird den Kriegerfrauen nicht gewährt . Sie könnten beim Magistrat um
Stundung bezw . Erlag der Kosten nachsuchen . Sollten die Krankeeihalls -
tosten jetzt schon von der Unterstsitzung abgezogen werden , mühten Sie Be -
schwerde beim Magistrat einreichen . 2. ' Auch dagegen mühten « ie Be¬
schwerde beim Militärbureau des Magistrats , Klosterstr 68, sührcn . — C.
T. 63� 1. Die Bahnverbindung mit Konstantinopet hat damit nichts zu
tun . Sie müssen wegen der Sache mit Ihrem Rechtsanwalt Rücksprache
Nöbmen und ihn ersuchen , den Prozeh jortzusübrcn . 2. Der gegen -
wärtige ganz auhcrordcntiich hohe und nur vorübergehende Verdienst
kann nicht zur Grundlage des Unterbaltungsansvruchs genommen werden .
— B. G. 100 . Eine bestimmte Grenze des Verdienstes ist dabei nicht
vorgesehen . Die MictSunlerslützung kann bci erheblichem ArbeitSocrdiensl
in Wegfall kommen . Die unterschiedlichen MietSunlerstützungSsätze rc -
sultieren daraus , weil Sie mit einem Kinde mehr KriegSunlerstützung be-
ziehen . — Q. G. N. B. 9. Wenden « ic sich mit einem diesbezüglichen
Gesuche an de » KreisauSschuh des Kreises Teltow m Berlin , Viktoria -
strahe 17/18 . — R. N. 27 . 1. Nein . 2. Ja . — O. K. 71 . 1. Ja .
— SN. F . 39 . Rückerstattung der Beiträge bei Verheiraiung erfolgt jetzt
nicht mehr . — B. R. 57 . Ja . — I . 116 . 1. Berstcherungsamt
Berlin , Klosterstr . 65/67 . 2. Die Kasse wird zur Leistung vcrpflichlet . sie
kann Ersatz vom Unternehmer sordern . — K. CS. 13 . Da oic Ihren
Jahrgang nicht angegeben haben , können wir Ihnen den Musterunzstag
nicht angeben . Lesen Sie den Ausrus im „ Vorwärts - oom 8. Januar nach.

Duchbruckeret a . Lerlagsanitali Pmil Singer & co , Sedte £ W.
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Antwort auf tzaafe .
Im „ Vorwärts " vom 13. Januar 1916 steht ein Artikel von

Haafe über mich . Es ist mir ganz unmöglich , mit jemand mich
auseinanderzusetzen , der mich in der Art Haases mit Schimpfworten
überschüttet . Ich könnte nicht hoffen , mit ihm in dieser Beziehung
wetteifern zu können .

Deshalb beschränke ich mich auf folgende Aufklärungen :

I . D i e Erklärungen der Fraktion .

Im August und Dezember 1914 gelang es mir nicht , die

Kollegen davon zu überzeugen , daß es ein Fehler sei , Haase die

Verlesung der Erklärung zu übertragen . Die Kollegen handelten
dabei in bester Absicht für Haase und die Partei ; daß sie sich irrten ,

hat der Erfolg ergeben .
Hätten sie geahnt , daß Haase später behaupten würde , gegen

seine bessere Ucberzeugung vergewaltigt worden zu sein , so hätte
niemand von der Mehrheit dafür die Verantwortung übernommen .

„ Unhaltbar " ivurde die Lage nicht durch den Beschluß der Ueber -

tragung , sondern dadurch , daß Haase den Antrag mit solcher Ge -

sinnung annahm . „ Unmöglich und unlvabrhaftig " wurde die

Stellung Haases zur Fraktion durch sein späteres Treiben gegen
die Tendenzen der Fraktion , die er zu führen hatte . Dies und

nichts anderes habe ich deutlich gesagt ; Haase aber verdreht meine

Aeußerungen dahin , daß ich der Fraktionsmehrheit die Ver -

antwortung für seine UnWahrhaftigkeit zugeschoben hätte .

2. Die Neuköllner Versammlungen .

Haase hat es leicht , von den Vorgängen in den Neuköllner

Versammlungen ein verdrehtes Bild zu geben ; er weiß , daß und

weshalb ich tatsächlich nicht das wiedergeben kann , was gewisse An -

Hänger der Minderheit damals in der Tiskussion und in Zwischen -
rufen haben laut werden lassen , und wozu er geschwiegen hat . Ich
habe eine Anzahl Genossen gefragt , und alle haben mir beigestimmt ,
daß es unmöglich ist , diese Vorgänge jetzt zu veröffentlichen . Haase
soll nun nicht so tun , als wüßte er nicht , was ich meinte ; es steht
alles in den Akten des Fraktionsvorstandes .

Aber et >vas deutlicher kann ich über die angeblichen „ gemeinen
Verbalinjurien " reden , mit denen ich „die Zwischenrufer beschimpft "
haben soll . Nicht ich habe die terroristischen Unterbrechungen hervor -
gerufen , sondern sie begannen unmittelbar nachdem ich das Wort

genommen hatte , und gingen von einer kleinen Gruppe meist
jüngerer Leute auS , in beiden Versammlungen von im ganzen den -

selben Personen . Tie inassenbaften persönlichen Beschimpfungen
gegen mich und die Fraktionsmehrheit habe ich größtenteils ignoriert .
Auf den sachlichen Inhalt jedes dieser Zwischenrufe bin ich aber

selbstverständlich eingegangen und habe ihre Unvereinbarkeit mit
den Grundsätzen und der Praxis der Partei nachgewiesen . Einem

Diskussionsredner habe ich erwidert :

„ Wenn vor 29 Jahren ein Redner in einer Parteiversamm -
lung so gesprochen hätte , würde man sofort den Verdacht ge -
äußert haben , er wäre ein Lockspitzel ; ich glaube das

nicht , sondern halte den Redner lediglich für einen H a n S -
w u r st . "

Das war sehr milde gesagt , traf aber zu . Wer kennt nicht
solche Leute ? — In anderen Zeiten hätte inan den Mann

ignorieren können , diesmal ging das aus verschiedenen Gründen

nicht . W a s der Redner geäußert hatte , kann ich, wie gesagt , nicht
wiederholen . Pflicht deS anwesenden Vorsitzenden der Partei wäre
es gewesen , bestimmt und scharf die Versammlung darüber auf -
zuklären , daß diese Aeußerung gegen die Prinzipien und Ueber -

lieferungen der Sozialdemokratie verstieß . Dies hat Haase nicht
getan . Es ist unwahr , daß er im Schlußwort dargelegt habe ,
worin er sich von diesem Redner und den Zwischenrufern unter -
schiede . Nicht mit einem Wort ist er darauf eingegangen . Noch
bei der Besprechung vor dem FraktionSvorstande hat er die Pflicht
dazu ausdrücklich bestritten , da er „kein Schulmeister " sei . Dogegen
hat Haase die Gelegenheit benutzt , von dem damals herausgegebenen
Aufrufe des Parteivorstandes „ Sozialdemokratie und Friede "
deutlich abzurücken !

3. Meine „ Denunziation " .

Haase behauptet , ich hätte mich auf dem Heimweg von der Ver¬

sammlung nach diesen Vorgängen kollegial mit ihm unterhalten
und ihn trotzdem darauf beim Fraktionsvorswnd denunziert . Auch dies
ist unwahr . Ich bin nach der e r st e n Versammlung am 22. Juni
mit ihm in der Straßenbahn zurückgefahren und habe sclbstverständ -
lich dort keinen Streit mit ihm angefangen . Haase hatte damals

sein Schlußwort noch nicht gehalten . Am 28. Juni , nach der zweiten
Versammlung , in der erst die bedenklichsten Aeußerungen gefallen
nmrcn und Haase in seinem Schlußwort völlig versagt hatte , bin
ich allein nach Hause gefahren und habe kein Wort mehr mit ihm
gesprochen . Am 29. Juni habe ich mich dann verpflichtet gefühlt ,
die ganzen Vorgänge dem Fraktionsvorstand zu berichten und auf
die Gefahr aufmerksam zu machen , daß dank dem Schweigen ihres
Vorsitzenden die Partei und die Fraktion dafür verantwortlich ge -
macht werden könnten . Wenn Haase daS eine „ Denunziation "
nennen will , so beweist er damit selbst , wie unbequem es ihm war ,
über sein zwiespältiges Spiel Rede stehen zu müssen .

4. Die angebliche Veröffentlichung von inneren

Vorgängen der Fraktion .

Ich weiß nicht , worauf Haase anspielt und wer sein GewährS -

mannjit ; jedenfalls wirkt dieser Eifer sehr lächerlich bei dem Freund
und Schildhalter Liebknechts , der ein ganzes Buch über Fraktions -
sitzungen hat drucken lassen . Wirklich vertrauliche Vorgänge aus

Fraktionssitzungen gebe i ch nicht preis , wie Liebknecht und andere
es getan haben . Andererseits fühle ich keine Verpflichtung , einen

Gegensatz , den die Mindenheitsleute in die Welt hinaus schreien ,
dritten gegenüber zu verhehlen . In Reden und Publikationen stellt
man uns vor aller Welt an den Pranger , als hätten wir die Grund -
sätze des Sozialismus und die Ideen der Kultur verraten und be¬

schimpft uns mit den niedrigsten Unterstellungen . Wenn wir dann
aber einmal sagen , was wir über die Haltung unserer Angreifer
denken , dann ist das „ Preisgabe von Parteiinterna " . Liebknecht
ruft im Reichstag , er sei stolz darauf , von der Fraktion nicht zum
Redner bestimmt worden zu sein , und ich soll nicht das Recht haben ,
auch Nichsparteigenossen zu sagen , daß ich mit diesem Mitbürger
nichts zu tun haben Willi —

Bei dem Vorfall , den Haase zum Vergleich heranzieht , handelte
es sich nicht um Mitteilung von internen Vorgängen der Fraktion ,
sondern um viel ernstere Dinge . Ströbel hatte in einer größeren
Versammlung vertrauliche Mitteilungen , die den ReichStagsabgeord -
neten von der Regierung gemacht worden waren , und die er durch
seine Anwesenheit in der Fraktionssitzung erfahren hatte , öffentlich
bekannt gegeben . Kurze Zeit darauf wurde dieselbe Nachricht , selbst -
verständlich tendenziös entstellt , in der „ Berner Tagwacht " ver -
öffentlicht . Ich habe diese Indiskretion Ströbels dem Fraktionsvor -
stände mitgeteilt , Ströbel hat sie nicht bestritten , sondern das Recht
dazu in Anspruch genommen . Darauf hat die Fraktion mit großer
Mehrheit den Ausschluß Ströbels von den Fraktionssitzungen be -
schlössen . Haase nimmt sich natürlich auch in dieser Beziehung
StröbelS an und macht mir aus meinem Eintreten für die im Jnter -
esse Deutschlands gebotene Verschwiegenheit einen Vorwurf . Auch
das charakterisiert diesen „ Parteiführer " .

S. Mein „ DogmenfanatiSmuZ .
Warum soll ich es nicht sagen ? — ES handelt sich um die

Kundgebung des Stuttgarter Internationalen Sozialistenkongresses
für das Recht jeder Nation , im Kriegsfalle für ihr Vaterland ein -

zutreten , und um die dort allgemein ausgesprochene Anerkennung

der Bedeutung der Nation für die Arbeiterschaft . Ich persönlich
habe mich für diese Grundsätze so oft ausgesprochen , und sie sind
mir so selbstverständlich , daß i ch wahrhastig nicht erst ein von dem

I Kongreß aufgestelltes Dogma brauchte . Aber sehr wichtig war es ,
die Genosse » , die der Minderheit anhingen , darauf hinzuweisen ,

j daß die Auffassung der Fraktionsmehrheit von den Pflichten gegen
die eigene Nation nicht , wie sie behaupteten , eine Abkehr
von den Grundsätzen der Partei bedeuteten , sondern daß im Gegen -
teil die Haaseleute und die Schreier in den Versammlungen durch
ihre Stellung zur Verteidigung des Vaterlandes mit diesen Prin
zipien und Traditionen gebrochen hatten . Haase will niemals daran
gedacht haben , das Vaterland w e h r l o s zu machen . Es kommt nicht
darauf an , woran er nicht gedacht hat . Ich frage : hat er wirklich
daran gedacht , das Vaterland nicht wehrlos , vielmehr wehr
kräftig zu machen ? Das wäre doch in dieser ungeheuren Gefahr ,
die Deutschland bedroht hat und noch bedroht , Pflicht jedes Sozial
dempkraten und Arbeitervertreters I — Mit dieser Pflicht ist die
Ablehnung der Kriegskredite und sind die Treibereien gegen die
Geschlossenheit der Abwehr des deutschen Volkes unvereinbar .

Meine Stellung zu diesen Dingen ist immer klar gewesen und
folgerichtig geblieben . Welchen Charakter die Wirksamkeit Haases
gebabt hat , ist bekannt . Die Leser mögen selber entscheiden , wer
mehr Glauben auch in Tatfragen verdient .

Berlin , 14. Januar 1916 . Wolfgang Heine .

Meine Schlußbemerkungen .
Von Hugo Haase .

Die Striche , die etwa noch zur Vervollständigung deS Heineschen
Bildes fehlten , hat Heine selbst in seiner Antwort vom 14. Januar
geliefert .

Ich kann mich deshalb kurz fassen :
1. Die Vorgänge vom 4. August sind so klargestellt , daß jedes

weitere Wort überflüssig ist . Keinem Leser kann die Verrenkung
der Logik entgehen , in der Heine sich übt , seitdem er den Tatsachen
nicht mehr Geloalt anzutun vermag .

2. Soweit es sich um sein Auftreten in den Neuköllner Ver -
sammlungen handelt , bestätigt er nicht nur alles , was ich gesagt
habe , sondern ergänzt es noch . Erzählt er doch selbst mit Genug -
tuung , daß er einen Parteigenossen einen Hanswurst genannt
hat , und er findet das noch jetzt bei kühlem Blut „ sehr milde " .
Das genügt , um ihn zu kennzeichnen . Mit Ausdrücken gleichen
Kalibers warf er mehrfach um sich, und weil ich ihn in dieser rohen
Tonart nicht unterstützte , habe ich in seinen Augen „ versagt " . Ja -
tvohl , in dieser Beziehung habe ich ganz versagt . Die von ihm Be -
schimpften nochmals von oben herab anmaßlick abzukanzeln , habe
ich selbstverständlich abgelehnt , und in diesem Sinne habe ich ihm
gesagt , ich sei „ kein Schulmeister " .

3. Endlich gibt Heine zu verstehen , wohin seine dunklen An -
deutungen zielen . Er brauchte wirklich nickt gar so sehr geheimnis -
voll zu tun . Aber freilich , sonst hätte er nicht den Glauben hervor -
rufen können , als ob die Enthüllung des GebcimnisscS mich fürchter¬
lich belasten würde . Das ganze Getue ist lächerlich und der AuS -
fluß der schwärzesten Pcrfidie .

Was ist denn geschehen ? In Neukölln haben mehrere Ver -
sammlungsteilnehmcr in Anlehnung an das Kommunistische Mani -
fest Ansichten geäußert , die durch die Entwickelung überholt sind
und nicht die Ansichten der Gesamtpartei sind . Seit Kriegsausbruch
habe ich bor Tausenden von Zuhörern meinen entgegengesetzten
Standpunkt vertreten . Mehrere Parteiblätter und auch einige bür -
gerliche Zeitungen haben über meine Ausführungen Versammlungs -
berichte gebracht . Heine kennt sie ganz genau und hat sie in . Neu -
kölln nochmals aus meinem Munde vernommen .

Da er , um gegen mich Stimmung zu machen , immer wieder ,
so neulich in einer Zusammenkunft von Vertrauenspersonen der
Partei hinter meinem Rücken , eine gefälschte Darstellung über meine
Haltung in der Neuköllner Versammlung gegeben hat , so teile ich
hiermit die Disposition meines dort gehaltenen Referats mit :

A. Auf den internationalen Kongressen ist es stets abgelehnt
worden , zur Verhinderung eines Kriegs die Mittel deS Streiks
oder der Dienstverweigerung anzutvenoen . Noch kurz vor Aus -
bruch deS Weltkriegs habe ich bei Vorbereitung des für den August
1914 geplanten Wiener Kongresses in gleicher Weise mich gegen -
über meinem Korreferenten ausgesprochen . Die Erfüllung der
Dienstpflicht ergibt sich schon daraus mit Notwendigkeit .

B. Heimatliebe ist an keine Partei und an keine Partei -
richtung gebunden . Jede ? Spintisieren hört auf , ivenn Haus
und Herd , Frau und Kind durch feindliche Invasion bedroht
iverden . Hier führt das unmittelbare Gefühl die Entscheidung
herbei .

L. Die Sozialdemokratische Partei und die Gewerkschaften
jedes Landes haben ein Interesse daran , daß ihr Land nicht zer -
stückelt wird . Das Staatsgebiet bildet den Rahmen für ihre
Organisationen , für ihr Wirken im Interesse des Proletariats
und die Fortentwickelung der Menschheit .

v . Alle diese Momente berühren aber nicht den Kern der
Streitfrage , nämlich : wie die Sozialdemokratie im Parlament
über die Kredite abzustimmen habe .

Dann habe ich im einzelnen die Gründe für meinen Stand -
Punkt entwickelt und die Gründe der Fraktionsmehrheit kritisch
beleuchtet . In Anknüpfung an die Gedankengänge meine » Referats
habe ich endlich im Schlußwort die Einwendungen gewürdigt .

So sieht das Neuköllner Verbrechen aus !
Ist es zuviel gesagt , wenn ich die Denunziation Heines —

und daS ist „alles " — waS „in den Akten des FraktionSvorstandeS
steht " — als ein Dokument der Schande bezeichne ? Sein Eifer ,
mißliebige Parteigenossen zu verfolgen , kann keinesfalls übertroffen
werden .

4. Danach fühle ich mich der Aufgabe überhoben , alle Unwahr -
beiten in seiner Antwort nachzuweisen und die jetzt gegen andere
Personen ausgestreuten denunziatorischen Bemerkungen zurück -
zuweisen .

Die Spezies jener Politiker , die in der Pose der einzig wahren
Patrioten gegen die „ vaterlandslosen Gesellen " vom Leder ziehen ,
ist uns nicht unbekannt . Früher gedieh sie nur in den Gefilden
unserer politischen Gegner . Daß sie jetzt auch in unseren Reihen
zu finden ist , ist eine Errungenschaft des neuen Kurses . Die An -
Hänger der alten Anschauungen können ruhig daö Urteil deS nächsten
Parteitages über diesen Kurs abwarten .

Inzwischen haben sich die Heines selbst gerichtet .

Erklärung vom 4. August festgelegt ist und spricht die bestimmte
Erwartung aus , daß durch die Landtagsfraktion nichts geschieht .

i was geeignet ist , die Politik der Reichstagsfraktion zu durch -
kreuzen . "

Nach Annahme dieses Beschlusses trat die Landtagsfraklion zu
erneuter Beratung ihrer Erklärung zusammen . Die Fraktion nahm
zwar einige Aenderungen an ihrer Erklärung vor , berücksichtigte

�aber wesentliche Wünsche der Landeskommijsion nicht . Darauf
faßte die Landeskommission mit 21 gegen 5 Stimmen folgenden
Beschluß ;

„ Die Landeskommission b e d a u e r t , daß die Fraktion des
Abgeordnetenhauses den gestrigen mit 25 gegen 6 Stimmen ge «
faßten Beschluß , wonach die Landeskommission erwartet , daß durch
die LandiagSfraktion nichts geschieht , was geeignet ist , die Politik
der Reichstagsfraklion zu durchkreuzen , nicht berück -

sichtigt hat . "
« »

«

Erklärung .
Die Unterzeichneten können als Richtschnur für ihre Tätigkeit

nur das Parteiprogramm und die Beschlüsse der nationalen und
internationalen Parteitage anerkennen ; sie bestreiten der Landes -

kommiision das Recht , ihr die Politik vorzuschreiben .
Hirsch . Hofer . Ad . Hoffmanu . Paul Hoff mann .

Liebknecht . Ströbel .

Mus öer Partei .
Zur Erklärung der Landtagsfraktiou .

Die Landeskommission der Sozialdemokratie
Preußens , die am 14. und 15. Januar 1916 tagte , beschästigte
sich mit der politischen Situation in Preußen und nahm , nachdem
ihr die von der Fraktion zur Etatsberatung formulierte Erklärung
vorgelegt worden war , mit 25 gegen 6 Stimmen bei einer Enthal -
tung , folgenden B e s ch l u tz an :

„ Die Landeskommission , nach dem Statut zur Führung der

Parteigeschäfte der Sozialdemokratie Preußens berufen , kann
der von der Mehrheit der Landtagsfraklion beschlossenen Erklärung

zum Kriege nicht zustimmen . Sie billigt die Haltung
und Politik der Reichstagsfraktion , die in der

Erklärung .

Trotz der Vorgänge , die sich am 21 . Dezember im Reichstage
abgespielt haben , ist die auf dem Boden der Politik des 4. August
stehende Minderheit der preußischen Landtagösraktion entschlossen ,
ihrerseits nach wie vor streng die Partei - und Fraktionsdisziplin
aufrecht zu erhalten . Ebenso wie die drei anderen der FraktionS «
Minderheit angehörenden Genossen habe ich deshalb darauf ver -

zichiet , im Abgeordnetenhaus selbst gegen die Erklärung zu pro -
testieren , die Genosse Hirsch im Namen der Fraktionsmehrheit zur
FriedenSftage abgegeben hat . Aber ich kann es für meine Person
nicht unterlassen , wenig st ens in der Presse von dieser
Erklärung soweit wie nur möglich abzurücken .

WaS die Fraktionsmehrheit — um nur die ? eine hervor -
zuheben — in ihrer Erklärung über die Haltung der deutschen
Regierung zur Friedensfrage sagen läßt , ist sachlich

ganz unrichtig und dient in keiner Weise der uns
allen gleich sehr am Herzen liegenden schnellen Herbei -
führung deS Friedens . Tatsächlich hat der Reichskanzler , wie schon
Genosse Landsberg im Reichstage mit vollem Recht festgestellt hat ,
sehr deutlich seine Bereitwilligkeit bekundet , in FriedenSverhand -
lungen einzutreten , sobald die Feinde geneigt sind , sich auf eine für
Deutschland annehmbare Grundlage für solche Verhandlungen zu
stellen . DaS aber haben sie. bis heute nicht getan . Wenn wir dem

Frieden immer noch nicht nähergekommen sind , so tragen also d i e

Regierungen des Vierverbandes die Schuld daran , nicht
aber die Regierung des Deutschen Reiches . Wer auch d i e s e r die

Verantwortung für die Verlängerung des furchtbaren Gemetzels zu -
schiebt , schädigt daher , wenn auch gewiß nicht in der Absicht , so doch
in der Wirkung — und auf diese allein kommt es in der Politik
an — die Interessen unseres Landes und erschwert die Herbeiführung
des Friedens .

Wie wenig die nun auch von unserer preußischen Fraktions -
Mehrheit übernommene Taktik der Parteiopposition geeignet ist , der

raschen Herbeiführung des Friedens zu dienen , zeigt auf das

deutlichste das Manifest des französischen Sozialisten -
k o n g r e s s e S. Als deutsches Echo dieses Manifestes muß die

Fraktionserklärung besonders verhängnisvoll wirken .

Außerdem steht die Erklärung der preußischen Fraktionsmehrheit
im schroffsten Widerspruch zur Politik der Reichstagsfraktion und zu
den Beschlüssen deS ParteiausschusseS , denen sich auch die preußische
Landeskommission erst vor wenigen Tagen ausdrücklich angeschlossen
hat . DaS Vorgehen der preußischen Fraktionsmehrheit bedeutet

daher einen schweren Bruch der heute mehr als je
gebotenen Einheitlichkeit unserer politischen
Aktion . Auch auS diesem Grunde lehne ich jede Mitverantwortung
für die Politik der preußischen LandiagSfraktion und für die Folgen
dieser Politik ab .

Konrad Harnisch .

Bom Genossen Liebknecht
erhallen wir folgendes Schreiben :

Berlin , den 17. Januar 1016 .
Werte Genossen !

Die gestrige Erklärung des sozialdemokratischen FraktionSvorstandeS
Zur Angelegenheit Liebknecht " ist in vielen Punkten schief und sehr

unvollständig . Ich spüre kein Bedürfnis , mich näher damit zu
befassen . Zur Charakteristik nur dieS : Natürlich habe ich nie die
Lächerlichkeit gesagt : „ Ich sei der Hüter der Parteigrundsätze " , auch
nicht : „ daß ich mich auch in Zukunft in keiner Weise an die Be «
schlüss « und die Geschäftsordnung der Fraktion gebunden erachte ,
sondern Politik auf eigene Faust betreiben wolle " . Ich habe
gesagt , daß die gegenwärtige Gesamtpolitik der Fraktionsmehrheit
— nicht nur die Kreditbewilligung — den Parteigrundsätzen
widerspricht , daß die Parteipflicht gebietet , dieser Gesaintpolitik inner -
halb wie außerhalb deS Reichstags unablässig mit aller Schärfe
entgegenzuwirken ( nicht nur gelegentliche Kriegskredite abzulehnen ) , . . .
daß ich mich einer Fraktionspolitik und Fraktionsbeschlüsscn , die den
Parteigrundsätzen zuwiderlaufen , nicht fügen könne , und daß diese
Taktik nur die konsequente Durchführung der endlich am 21. De -
zembcr 1915 auch von einer größeren Zahl anderer FraktionS -
Mitglieder , freilich nur für einen Einzelfall geübten Taktik sei.

Auf spitzfindige Exegesen über die beabsichtigte Zweideutigkeit in
der Wortfassung des Beschlusses lasse ich mich nicht ein . Sein
politischer Sinn ist klar .

Auf schriftliche Anfrage des Reichstagsbureaus vom 15. Januar ,
ob ich im Verzeichnis des Reichstags als Mitglied der sozialdemo -
kratischen Fraktion geführt zu werden wünsche , habe ich am gleichen
Tage geantwortet :

„ daß ich in Konsequenz deS Beschlusses der sozialdemokratischen
ReichStagsfraktion vom 12. d. M. nickt in daS Verzeichnis der Mit -
glieder dieser Fraktion aufzunehmen bin ; ich gehöre danach gegen -
wärtig keiner Fraktion an . "

Ich bitte Sie , das Vorstehende zu veröffentlichen .
Mit Parleigruß

_
K. Liebknecht .

Stellungnahme zur Tagung deS Partelausschusses .
Die Vertreter des Bezirks Lerpzig haben zum „ Gut -

achten " des Parteiausschusses m i t 39 g e g e n c i n e S t i m in e die
folg ' ende Resolution gefaßt :

„ Die Abstimmung des Parteiausschusses am 9. Januar schlichtet
die schwebende Streitfrage der Partei nicht , fondern verschärft sie ,
weil der Ausschuß über den Rahmen seiner Zuständigkeit hinaus
Urteile gefällt hat .

Die Mehrheit der Reichstagsfraktisn und des Parteiausschusses
will die am 4. August 1914 begonnene Politik ohne Berücksichtigung



�es beränderien ( SKaralterä , be § Krieges foriseßen , weil sie dabon
Vorteile für die Arbeiterklasse nach dem Kriege erhofft .

J ? ie Minderbeit verficht die durch die Internationalen Kongresse
5U Stuttgart und Basel festgelegten Grundsätze . Durch Beschlüsse
des Parteiausschusses kann dieser Gegensatz zwischen Zweckmäßig -
keits - und grundsätzlicher Politik nicht überbrückt werden .

Tic Bezirkskonferenz . getragen von der Auffassung , daß�die
Grundsätze der Partei der Leitstern für die Politik sein müssen ,
empfiehlt deshalb den Genossen , überall die grundsätzliche Politik
der Partei zu fördern .

Die Schlagkraft der Partei bedingt die Einheit der Partei ,
die um so grösser sein wird , je mehr die Aufklärung eine grund -
sätzlichc , frei von persönlicher Verunglimpfung ist , und im Rahmen
der Organisation erfolgt . "

»

In der am 1-t. Januar Iktlk stattgefundenen Bezirksvor -
standssitzung des Bezirks Oldenburg - O st friesland
erstattete der Genosse Meyer Bericht über die am 7. und 8. Januar in
Berlin abgehaltene Parteiausschuhsitzung . Nach eingehender Aus -
spräche wurde mit 4 gegen 1 Stimme folgender Beschluß gefaßt :

„ Der Vorstand des Bezirks Oldenburg- Ostfriesland begrüßt die
entschiedene Stellungnahme des Partciausschusses zu den Fragen der
Parteidisziplin , der Kennzeichnung des Genossen Haase als Vor -
sitzender der Organisation und die des „ Vorwärts " als Parteiorgan .
Er erklärt sich mit der Abstimmung seines Vertreters einverstanden
und bedauert , daß die Einberufung eines außerordentlichen Partei -
tagcs nicht möglich ist . "

„ Beschämend naiv . . . "

In seiner Nr . 4 vom 1. Januar 1916 nimmt das „ dorre -
spondenzblatt der Generalkommission der Ge -
w e r k s ch a f t e n " in einem besonderen Artikel �Stellung zur Frak¬
tionsabstimmung im Reichstag am 21. Dezember , wobei es sich über
die Erklärung der Fraktionsminderheit u. a. folgende Bemerkung
leistet :

„ Die Behauptung der Minderheitserklärung , daß unsere
■Landesgrenzen und Unabhängigkeit gesichert und daß kein Einbruch

feindlicher Heere uns bedrohe , ist geradezu beschämend
naiv angesichts der Tatsache , daß Frankreich . England und
Nußland bis zu den Zähnen gerüstet uns gegenüberstehen und jeden
Gedanken an einen Friedensschluß ablehnen , solange nicht Deutsch -
land am Boden liege . "

Das Organ der Generalkommission der Gewerkschaften steht ja
bekanntlich auf dem Bpdcn der Politik der Fraktionsmehrbeit . Nun

führte über das Ziel der Sicherung der Befürworter der Fraktions -
mehrheits Politik , Genosse Scheidemann , bei der Begründung der

sozialdemokratischen Fricdensinterpellation am 9. Dezember laut
demselben „dorrcspondenzhlatt " ( Nr . 61 vom 18. Dezember 1916 ) aus :

„ Das Ziel der Sicherung gegen den feindlichen
Einbruch ist erreicht . Unsere Truppen stehen in Belgien ,
Frankreich , Rußland und Serbien . Glauben die Gegner wirklich ,
daß sie den Krieg noch in unsere Gaue werden tragen können ?
Glauben sie es noch , nachdem alle ihre mit größter Gewalt unter -
uommenen Vorstöße gegen die stählernen Mauern , die unser Land

beschützen , mißlungen sind ? Es handelt sich jetzt nur noch um
die Frage , ob die Gegner zum Frieden bereit sind . "

Die Behauptung der Fraktionsminderheit über die Sicherung
der Grenzen deckt sich sonach völlig mit den entsprechenden Aus -

führungen des Genossen Scheidcmann , die das Organ der General -
kommission der Gewerkschaften am 18. Dezember 1915 keineswegs an -
gefachten hat . Am 1. Januar 1916 findet es aber die fast gleich -
lautenden Worte der Minderheitserklärung „ geradezu be -
schämend naiv " .

Aüch ein Schulbeispiel zu dem bekannten Ausspruch : Wenn zwei
dasselbe tun , so . . . _

Wieder ein Kämpfer aus der alten Zeit gestorben .
Der Sesselmacher Wilhelm Kramer in Freiburg i. B.

ist dem Parteigenossen Ernst Kräuter rasch ins Grab nachgefolgt .
In der sozialistengesetzlichen Zeit , als die rote Posthalterei im badi -

scheu Oberlande zäher Mitarbeiter bedurfte , wurde in Freiburg
Kramers Name mit jenem Friedrich Haugs viel genannt , beide saßen
als Repräsentanten der Frciburger Sozialdemokratie auch aus der

Anklagcvank des ersten dortigen Sozialistenprozesses und monatelang
iin Gefängnis . In den letzten Jahrzehnten seines arbeitsreichen
Lebens hat sich Krämer aus dem politischen Leben zurückgezogen und
trat nur noch als Förderer der Handwerkerbestrebungen in der
Jnnungsorganisation aus . Vor einigen Wochen setzte ein Schlaganfall
dem Leben Kramers ein Ziel ; er starb am 14. Januar . Seine Arbeit
für die Partei in schwerer Zeit soll ihm nicht vergessen sein .

Soziales .
Die Kinder der Landwirte in der Unfallversicherung .

Der badische Landtag hatte im Jahre 1912 bei der Be -

ratung des Ausführungsgesetzes zur Reichsversicherungsordnung auf
Grund deren Bestimmung im § 1034 Abs . 1 verordnet : es habe

sich die Unfallversicherung auf die in Baden gelegenen land - und

forstwirtschaftlichen Betriebe zu erstrecken ; dabei be -

ziehe sich die Versicherungspflicht des Unternehmers „ auch auf seinen
im Betrieb tätigen Ehegatten " . Dagegen blieben ausgeschlossen
von der Unfallversichernng „ die Familienangehörigen
unter 12 Jahren , welche in dem Betriebs des Familien -

hauvtes beschäftigt werden " .
Mit dem Ausschluß der Kinder verband diese badische Gesetz -

gebung , wie der Berichterstotter Wittmann am 22 . Dezember 1916

betonte , die Absicht , den sittlichen Zweck zu erreichen , daß die Kinder

von ihren Eltern und in deren Betrieb nicht zu schweren , für die

Gesundheit schädlichen Arbeiten herangezogen werden .

Diese VersicherungSordnung wurde auf ministeriellen Antrag
am 19. Juni 1916 durch den Großherzog von Baden auf Grund

seines Notverordnungsrechtes ( Art . 66 Abs . 2 der bad .

Verfassung ) aufgehoben , weil der Mangel der Arbeitskräste zur
Kriegszeit eine Verwendung der Kinder im landwirtschaftlichen
Betriebe erzwinge , und weil es angesichts dieser Kinderbeschäftigung

unrichtig erschiene , die Versicherungspflicht nicht

auch auf die kindlichen Mitarbeiter aus der

eigenen Familie des Landwirtes auszudehnen .
Unter Aufhebung jener badischen AusführungSbestimmung wurde

nun im provisorischen Gesetz festgelegt : „ Diese Familienangehörigen

gelten als der Unfallversicherung unterworfen . "
Einem solchen Notgesetz haben beim Zusammentritt des nächsten

Landtages die beiden Kammern behufs Fortdauer seiner Güllig -
keit ihre Zustimmung zu erteilen . Dies ist nun in jeder Kammer ein -

stimmig erfolgt . In der Zweite » Kammer ergriff bei der Beratung

nur der sozialdemokratische Abg . Böttger das Wort . Er begrüßte

es , daß auf diesem Wege ein alter Wunsch der sozial -

demokratischen Partei , die Ausdehnung der Versicherungs -

Pflicht auf die Kinder , in Erfüllung geht ; notwendig wäre

ein noch weiter reichender Schutz bei der Kinderarbeit ,
die auch in anderen Erwerbszweigen in umfangreicher Weise zu -

genommen habe . Nach dem Kriege werde sich ein Arbeiter -

Mangel fühlbar machen und deshalb würden die Kinder in um¬

fangreicher Weise zur Arbeit herangezogen werden . Genosse

Böttger bittet deshalb die Regierung , „ das Gesetz auch nach Be -

endigung des Krieges bis zu dem Zeftpunkt in Geltung zu lassen , .

in dem diese Verhältnisse sich wieder geändert haben . Der
Minister v. Bodman stellle in Aussicht , daß der Landlag im

geeigneten Zeilpunkt wieder mit der Frage beschäftigt werden soll .

Kriegsausbruch ist kein Entlassungsgrund .
Das Reichsgericht hat , der von uns wiederholt dar -

gelegten Ansicht entsprechend , bereits in einer Entscheidung
vom 30 . November 1915 ausgesprochen , daß der Kriegs -
a u s b r u ch an sich für den Dienstherrn kein wichtiger
Grund im Sinne unserer geltenden Gesetze zur K ü n d i -

g u n g eines langfristigen D i e n st v e r t r a g e s ist , selbst
wenn der Geschäftsbetrieb des Dienstherrn infolge des 5trieges
nicht mehr lohnend erscheint . Um so weniger kann sich der
Dienstherr auf den Krieg als wichtigen Grund berufen , wenn
tatsächlich die Beschäftigung des Angestellten in einem anderen

Zweige des Betriebes als dem ursprünglich vorgesehenen und
vom Kriege betroffenen recht wohl möglich ist. So entschied
das Reichsgericht am 11 . d. M. :

Durch Vertrag vom 19. Oktober 1912 hatte die Firma P. in
Düsseldorf , eine Zwischenhändlerin in Großeisen , Motoren mW. ,
den Kaufmann Pr . aus fünf Jahre als Bureauchef und Prokurist
angestellt . In dem Verlrage ist bestimmt : „ Tritt einer der beiden
Kontrahenten einseitig vom Verlrag zurück , so hat er dem andern
eine sofort fällige Konventionalstrafe von 29 999 M. zuzahlen . " Am
15. November 1914 bat die Firma den Pf . ohne Kündigung entlassen ;
sie meint , hierzu aus einem wichtigen Grunde berechtigt gewesen zu
sein . Pf . sei als kaufmännischer Reisebegleiter ihrer Ingenieure bei
Reisen ins Ausland tätig gewesen , sie habe ihre Geschäfte Haupt -
sächlich mit England und Belgien gemacht , durch den Kriegsausbruch
iei es ihr deshalb nicht mehr möglich , die Dienste des Pf . zu ver -
wenden . Der letztere klagte nun gegen die Firma auf Zahlung der
vereinbarten Vertragsstrafe von 29 999 M. , indem er das
Vorliegen eines wichtigen Grundes bestritt ; er sei nicht nur für
das Auslandsgeschäft tätig gewesen , sondern auch für das Inlands -
geschält und könne in diesem nach Kriegsausbruch welter beschäftigt
werden .

Das Landgericht und Oberlandesgericht Düsseldorf hielten
die Entlassung des Klägers für unberechtigt ;
während aber das Landgericht die Vertragsstrafe in Anwendung
des K 343 B. G. B, auf 19 999 M. herabsetzte , hat das Oberlandes -
gericht die Beklagte zur Zahlung der vollen Strafe von
29999 Mark verurteilt . In seinen Entscheidungsgründen
führt das Oberlandesgericht aus : Nach dem Vertrage war der
Kläger bei der Beklagten schlechthin als kaufmännischer Bureauches
und Prokurist angestellt , also ohne Beschränkung auf die Auslands -
geschälte . Da der schriftliche Vertrag die Vermulung der Vollständigkeit
für sich hat . ist davon auszugehen , daß eine solche Beschränkung der Tälig -
keit des Klägers tatsächlich nicht getroffen worden ist . Es ist aber
auch erwiesen , daß der Kläger in Wirklichkeit nur etwa die Häste
seiner Zeil aus Reiien im Ausland gewesen ist , im übrigen aber auf
dem Bureau der Beklagten beschäftigt war . War aber der Kläger
in seiner vertragsmäßigen Stellung auch für Jnlandsgeichäne be¬
stimmt und geeignet , so bestand für die Beklagte keine große Schmie -
rigkeil . nach Kriegsausbruch den Kläger auch im JnlandSgeschäft weiter
zu beschäftigen . Daß dies möglich war , ergibt sich schon daraus ,
daß die Bellagte den Kläger nach Kriegsausbruch bis zum 15. No -
veinber im Jnlandsgeschäft beschäftigt hat . Ein wichtiger Grund für die
fristlose Einlassung des Klägers im Sinne deSZ79 Handelsgesetzbuchs
lag deshalb nicht vor . Da die Vertragsstrafe von der Beklagten
im Betriebe ihres Handelsgewerbes versprochen ist , kann sie nicht
eine Herabsetzung der Strafe nach § 343 B. G. B, verlangen .
( § 348 H. G. B. j

Ohne Erfolg versuchte es hiergegen die Beklagte mit dem
Rechtsmittel der R e v i s i o n ; das R e i ch s g e r i ch t hat die Re¬
vision zueückgewiesen . ( Aktenzeichen IH . 353/15 . )

Kontraktbruch und Weihnachtsgeschenk .
Ein Dienstmädchen , welches in einem Pensionat beschäftigt war ,

hatte seine Stellung ordnungsmäßig zum 31. Dezember gekündigt ,
aber schon am 29 . Dezember ohne Wissen der Arbeitgeberin die
Stellung verlassen . Durch Klage beim Gewerbegericht forderte
die Arbeitgeberin von dem Mädchen Rückgabe des Weih -
nachtsgeschenks ( Rock und seidene Bluse ) . Das Mädchen for¬
derte im Wege der Widerklage Zahlung eines Lohnrestes und
Schadenersatz wegen Zurückbehaltung des Dienstbuches und der In -
validenkarte . Das Mädchen rechtfertigte das vorzeitige Verlassen
der Stellung damit , daß es von der Arbeitgeberin mit den Schimpf -
Worten Biest , Schwein und Dussel belegt worden sei . Diese
Angabe konnte aber vor Gericht nicht bewiesen werden . Nach
längerer Verhandlung und Beratung verkündete der Vorsitzende
Magistratsrat Schulz den Standpunkt des Gerichts dahin : Die Be -
klagte ist als Dienstmädchen in einem Pensionat Gewerbegehilfin .
Die Bestimmung der Gesindeordnung , wonach Weihnachtsgeschenke
zurückgesordert werden können , ist also hier nicht anwendbar ,
das Geschenk kann daher nicht zurückgefordert werden . Die Be -
klagte hat von der Klägerin an Restlohn und Auslagen 19,84 M.
zu fordern . Da die Beklagte Kontraktbruch begangen hat , ist die
Klägerin berechtigt , für 21h Tage , welche die Beklagte vor Ablauf
des Arbeitsvertrages die Stellung verlassen hat , den ortsüblichen
Tagelohn — insgesamt 7,59 M. — als Vertragsbruchstrafe zu
fordern . Es bleibt demngch zugunsten der Beklagten ein Betrag
von 3,34 M. , den sie von der Klägerin zu beanspruchen hat .
Schadenersatz wegen Zurückbehaltung der Papiere kann , nicht ge -
fordert werden , weil dieselben der Beklagten am 1. Januar zu -
gestellt sind .

Auf Anraten des Gerichts verglichen sich die Parteien da -
hin , daß die Klägerin der Beklagten 3,34 M. zahlte .

Eine enttäuschte Kinoschauspielerin .
Der Umstand , daß viele Leute in recht kurzer Zeit einen

Beruf erlernen möchten , der ihnen eine auskömmliche Existenz
gewähren soll , hat Unterrichts - und Lehranstalten in den ver -

schiedensten Berufszweigen entstehen lassen . Aber so mancher ,
der solche Anstalt besuchte , sein Lehrgeld zahlte und Vertrauen

auf die ihm gemachten Versprechungen setzte , sah sich in

seinen Erwartungen getäuscht . So ging es auch einem jungen
Mädchen , welches vor dem Gewerbegericht als Klägerin gegen
Direktor Sachse . Inhaber einer Kino » und

Theaterschule , auftrat .
Die Klägerin Hai in dieser Schule gegen Zahlung eines Lehr -

geldes von 69 M. einen zwei Monate währenden Kursus durch -
gemacht , in dem sie als Kinoschauspielerin ausgebildet wupde . Wie
die Klägerin unbestritten angab , ist ihr beim Abschluß des Lehr -
Vertrages vom Direktor Sachse versichert worden , sie würde durch
ihn nach Ablauf der Lehrzeit dauernd als Filmschauspielerin be -
schästigt werden . Am 13. November war die Lehrzeit zu Ende .
Von da ab bat die Klägerin bei Kinoaufnahmen mitgewirkt .
Sie sollte dafür eine Monatsgage von 59 M. erhalten . Als
sie am 13. Dezember die Gage sorderte , wurde sie bis zum 15 . und
an diesem Tage noch weiter vertröstet und am 29. enllassen , ohne
ihre Gage bekommen zu haben . Sie forderte dieselbe nun
im Klagewege . Die Klägerin ist der Meinung , sie sei deshalb ent -
lassen worden , weil Direktor Sachse das Versprechen , dauernder Be -
schäftigung nicht einlösen konnte oder wollte . Der Vertreter des Be -
lagten sagte dagegen , die Klägerin sei entlasien worden , weil sie durch

die Weigerung , zu spielen , gegen die ihr anerkannte Hausordnung
verstoßen habe . Demgegenüber meinte die Klägerin , nachdem sie
trotz wiederholter Forderung die rückständige Gage nicht bekommen
konnte , sei ihre Stimmung derart herabgedrückt geworden , daß es
ihr nicht mehr möglich war , zu spielen . Schließlich kam ein Ver -

gleich zustande , wonach der Beklagte der Klägerin 39 M. zahlt .

Das Prinzip des Unternehmers .
In Nr . 13 des „ Vorwärts " erschien unier obiger Ueberschrift

ein Bericht aus dem Berliner Gewerbegericht . zu dem uns die be -
klagte Firma Rheinisch - Westsälisäie Sack - Industrie ( Julius Biumen -
stein ) eine längere Zuschrift sendet , um damit angebliche Uiistimmig -
leiten aus dem erwähnten Bericht zu entfernen . Die Firma legt
Wert daraus , daß nur in diesem speziellen Falle Geld
keine Rolle bei ihr spiele . Der Klägerin seien denn auch vor Ein -
reichung der Klage Geldmittel zur Bestreitung ihrer entstandenen
Unkosten und für die Heimreise zur Verfügung gestellr worden . Der
in Mannheim der Klägerin überwiesene Vorschuß sei für persönliche
Ausgaben bestimmt gewesen , die Reisekosten habe die Firma bezahlt .
Daß eine von der Klägerin benannte Zeugin mit Entlassung bedroht
wurde , sei unwahr . Diese habe sich im Krankenhaus befunden . Die
Klägerin habe hinterher erklärt , daß sie aus eigenem die Klage
gegen die Firma nicht eingereicht härte , jedoch von einem
anderen Angestellten dazu „auigehetzr " worden sei . Die Angelegenheit
sei jetzt vergleichsweise erledigt , indem die Klägerin aus freien Stücken
folgende Erklärungen abgegeben habe : 1. Daß sie ibren gesamien Lohn
und K o st e n für die Rückreise , die sie zu beanspruchen balle ,
erhielt , und ihr derselbe vor Klageeinreichung angeboten war . 2. Sie
hat die gegen den Prokuristen ausgesprochenen Beschuldigungen rest -
los zugegeben und als unwahr mit dem Ausdruck des Bedauerns
zurückgenommen . 3. Daraufhin wurden ihr 89 M. , und zwar in
Form eines unverzinslichen Darlehens ausgefolgt . 4. Die Klägerin
hat die Klage beim Gewerbegericht zurückgezogen .

Wir geben die Sätze , aus die es ankommt , vorstehend wieder ,
ohne damir zuzugeben , daß unier B e r i ch l ein falscher war . Dieser
entsprach nur den mündlichen Verhandlungen , wie sie vor dem Ge -
richl vorgetragen wurden . Was sich vor - und nachher an anderer
Slelle ereigneie . enlziehr sich natürlich unserer Äennlnls und demnach
auch unserer Beurteilung .

Genossensthastliches .
Von den schweizerischen Konsumgenossenschaften .

lieber die Entwickelung der schweizerischen Konsumvereine nn

abgelaufenen Jahre werden in der schweizerischen Presse bereits
einige orientierende Angaben gemacht . Danach bat das schweize -
rifchc Konsumvereinswesen , trotz der vielen Schwierigkeiten aus dein
Gebiete der Wayeitvermittelung , weitere ansehnliche Fortschritte ge -
macht . Die Zahl der der Zentralstelle angeschlossenen lokalen Kon¬

sumvereine ist aus 493 gestiegcn , die in 1375 Läden die Bedürfnisse
ihrer 277 999 Mitglieder in Nahrung , Kleidung usw . befriedigen .
Den Konfumverelnen steht ein Betriebskapital von 39 Millionen
Frank zur Verfügung und sie nennen einen LiegenfchafteNbesitz von
35 Millionen �rank ihr eigen . Durch die Zentralstelle in Basel
wurden Waren der verschiedensten Gattung im Werte von rund
59 Millionen Frank vermittelt . Die Verschmelzung der kleinen Kon¬
sumvereine wurde im verflossenen Jabre fortgesetzt und weitere Zu -
sammenschlüsse sind eingeleitet .

Das Jabr 1916 scheinl eine bedeutungsvolle Neuerung bringen
zu wollen . Wie die Tagespresse meldet , soll bereits Ende Januar
« ine ge no ss e n s ch a f t l i ch e Zentralstelle der Milch -
konsumenten errichtet werden . Zweck der Genossenschaft
ist die Deckung des Bedarfs an frischer Milch für die angcschloffenen
Mitglieder , unser möglichster Befolgung der Wirtschaftlichkeit und
der Hygiene . Dieser Zweck soll erreicht werden durch Betrieb eigener
oder gemieteter Anstalten für gemeinsamen Einkauf und Verwer »
tung von Milch , eventuell durch Beteiligung an Unternehmungen ,
durch welche die Genossenschaft gefördert wiÄ . Die Mitglieder der
in

�Basel errichteten Genossenschaft sind zum Bezug vyn frischer
Milch durch die Genossenschaft verpflichtet . Es besteht also der Be -
zugszwang wie bei der Mühlengenossen schaft in Zürich . Als Mil -
glieder können aufgenommen werden der Konfuuwerband und seine
lokalen Sektionen sowie Gemeinden , Anstalten und andere ju -
riftische Personen , die gesonnen sind , die Zwecke der Genossenschaft
zu fördern . Die Zahl der Anteilscheine zu je 1999 Frank , die jedes
Mitglied zu übernehmen hat , richtet sich nach dem Umsatz jedes
Mitgliedes . ? ln der Spitze der Einkaufsgenossenschaft steht ein Vor -
stand , bestehend aus 9 Vertretern der verschiedenen Landesgegenden .
Mit der Gründung dieser zentralen Milchgeiwssenschaft wird ein be -
reits im Jahre 1998 besprochener Plan verwirklicht ; ein Beweis da -
für , daß man in der Schweiz genossenschaftliche Neuerungen von
größerer Bedeutung nur nach langjähriger Heranreisung schafft .
Bis jetzt sind zirka 99 Prozent der schweizerischen Milchproduzenten
organisiert , von den Konsumenden aber höchstens 19 Prozent .

Gerichtszeitung .
Eine unbrauchbare Beamtin .

In sehr schnellem Tempo ist die unverehelichte Marie
P ü l z , die gestern vor der Strafkammer des Landgerichts I
stand , vom Dienstmädchen zu der Würde einer öffent -
lichen Beamtin emporgestiegen .

Sie war aushilfsweise an einem hiesigen Postamt als Ver -
treterin eines Briefträgers angenommen worden , hat sich aber in
dieser Eigenschaft als PostauSbelferi » recht schlecht bewährt . Sie
lieferte Briese , die ihr zur Bestellung übergeben waren , nicht an die
Adressaten ab , sondern zog es vor , den Ofen als bequeme
EmpsangSstätte für die ihr lästigen Briefschaften zu benutzen und
diese dort zu verbrennen . Ihre Wirtin , bei der sie wohnte , fand
im Ofen eine ganze Anzahl halb verbrannter Briefe , die ihr sofort
die zutreffende Ueberzcugung beibrachte , daß die Angeklagte ihre
Amtspflichten in schnödester Weise vernachlässigte . Da der An -

?eklagten
außer der mechanischen Beschäftigung auch oblag , vor -

ommenden Falles Zuftellungsurkunden zu besorgen , so niußte sie
als Beamtin angesehen werden . Der Staatsanwalt be -
antragte gegen sie sechs Monate , das Gericht erkannte auf drei
Monate Gefängnis . _

Ein Deuuuziant .
Zu einer recht hätzlichen falschen Anzeige bei der Polizei

hatte sich der Kaufmann Albert Kre ch er verstanden ,
der gestern unter der Anklage der Beleidigung vor dem

Schöffengericht Berlin - Schöneberg sich zu verantworten hatte .
Er hatte — anscheinend in Verfolg einer erpresserischen Absicht

— unter dem Vorgeben , er sei Beamter des Landratsamtes , sich in
das Geschäftslokal einer Kauffrau begeben und allerlei Aufstellungen
über den Geschäftsbetrieb verlangt . Er kam jedoch nicht zum Ziele ,
da der anwesende Ehemann störend dazwischen trat und ihm sein
Konzept verdarb . Aus Aerger hierüber erstattete der An -
geklagte bei der Polizei Anklage dahin , daß die Eheleute in
ihrer Wohnung polizeilich nicht angemeldete Personen beherbergen .
Diese Anzeige hatte für die leichtfertig und ganz grund -
l o S Beschuldigten viele Unbequemlichkeiten und Verdruß zur Folge .
Sie mußten wiederholt auf der Polizei erscheinen , mehemals er -
schienen auch bei ihnen Polizeibeamle und eines Tages wurden
zwei Personen , die aus dem Geschästslokale
der EHeleute herauskamen , polizeilich an -
gehalten und über ihre Persönlichkeit befragt . Da
es sich um ein von rechtswidriger Gesinnung zeugendes Vorgehen de »
Angeklagten bandelte , verurteilte ibn dös Gericht zu drei
Monaten Gefängnis . Eine höhere Strafe hätte dem Rechts -
gefühl auch nicht widersprochen .

Wetterausstchren für das mittlere Norddeutschland dt »
Mittwoch mittag . Mild und zeitweise etwas aufklarend , jedoch vor -
wiegend trübe mit wiederholten , meist geringen Rcgensälleu .
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Gewerbegerichts .
Gutachten über die Lohnregelung Kriegsverlelzter .

Aus einzelnen bisher in die Oeffentlichkeit gelangten Mit -
f eil un gen sollen Unternehmer bei der Einstellung von Kriegsbe -
schädigten die Praxis befolgen , diesen Kriegsbeschädigten , auch
wenn sie für ihren früheren Beruf voll leistungsfähig sind , einen

geringeren Lohn zu zahlen als dem gesunden Arbeiter . Der

Kriegsbeschädigte soll deswegen geringere Bezahlung erhalten ,
weil er eben Kriegsbeschädigter ist und als solcher von der Militär -
Verwaltung eine Rente bezieht .

Bei der Beratung über die Organisation der Kriegsbeschädigten -
fürsorge in Berlin ist von einem sozialdemokratischen Redner in
der Stadtverordnetenversammlung auf einen solchen Fall hinge -
wiesen worden . Um einer solchen Tendenz durch die Arbeiterschaft
zu begegnen , ist es nicht angebracht , mit der Regelung der Löhne
für Kriegsbeschädigte bis zur Beendigung des Krieges zu warten ,
sondern bereits jetzt Vorkehrungen zu treffen , lohndrückerische
Absichten zu verhindern . Die Regelung dieser Angelegenheit geht
niiht nur die Kriegsbeschädigten allein an , sondern hat auch vom
Standpunkt der Konkurrenz auf dem freien Arbeitsmarkt auch für
den gesunden Arbeiter und , volkswirtschaftlich genommen , auch
für das Reich , den Staat und die Gemeinden große Bedeutung .

In der Erkenntnis , dieser Sachlage hatten 30 Arbeitnehmer -
beisitzcr des Berliner Gewerbcgerichts an den Ausschutz desselben
Gerichts ( Arbeitnehmer - und Arbeitgebervertreter ) das Ersuchen
gerichtet , sich gutachtlich darüber zu äußern :

„ in welcher Weise die Entlohnung der Kriegsbeschädigten unter
besonderer Berücksichtigung der Tarifverträge und der Beschäfti -
gung in öffentlichen Betrieben zu regeln ist . '

Tie vor kurzem stattgefundene Sitzung de » GewerbegerichtS -
ausschusscs hat sich in sehr eingehender Weise mit der Angelegen -
heit beschäftigt .

Bon einem Arbcitnehmervertreter wurde hierbei auf die

Mangelhaftigkeit des Mannschaftsversorgungsgesetzes hingewiesen ,
daß die Rcntenfestsetzung für Kriegsbeschädigte nach einem rohen
Grundbetragc der militärischen Rangstufe und nicht nach dem Ein -
kommen , das der Kriegsbeschädigte in seinem früheren Berufe ge -
habt hat , erfolgt . Weil diese Rcntcnbeträgc für industrielle Ar -
heiter zu gering sind , werde auch die Fürsorge für die Kriegsbe -
schädigten im allgemeinen erschwert .

Darüber waren sich indes Arbeitnehmer - und Arbeitgeberver -
treter grundsätzlich einig , daß bei solchen Kriegsbeschädigten , die in
ihrem Beruf dieselbe Arbeit wie früher leisten , eine Aufrechnung
der Rente , wenn sie eine solche beziehen , unter keinen Umständen
stattfinden darf . Wesentlich anders liegt das Verhältnis , wenn es
sich um Kriegsbeschädigte handelt , die durch körperliche Beschädigung
zum Teil oder wesentlich an ihrer früheren Erwerbsfähigkeit
lerabgcmindert sind . Auch diese können im Arbeitsprozeß nicht zum
Lohndrücker werden , wenn sie für den Teil der ihnen gebliebenen
Arbeitskraft voll entlohnt werden . Dort , wo der Kriegsbeschädigte
Stück - lAkord ) Arbeit verrichtet , macht die Durchführung dieses
Prinzips keine besonderen Schwierigkeiten . Auch der kriegsbeschä -
digte Metallarbeiter , Schneider , Schuhmacher usw . mutz denselben
Akkordlohn für das von ihm fertiggestellte Stück erhalten , wie
dieses mit seinem Preis zwischen den Organisationen in Tarif -
Verträgen vereinbart ist . Schwieriger gestaltet sich die Regelung
bei Kriegsbeschädigten , die im Zeitlohn beschäftigt werden und für
solöbe Kriegsbeschädigte , fiir deren Gewerbe keine Tarifverträge
vorhanden sind . Der Ausschuß des GcwerbegerichtS war auch hier
einstimmig der Meinung , daß aus den oben angeführten Gründen

diese Kreise der Kriegsbeschädigten in den Kreis der geplanten
Regelung einbezogen werden müssen .

Der Ausschuß beschloß demgemäß diese beiden Leitsätze :

1. Di « Kriegsrente darf gegen die üblichen in den betreffen -
den Gewerben gezahlten Löhne nicht aufgerechnet werden ,

�2. mit den infolge der Kriegsbeschädigung minder leistungs -
fähigen Arbeitnehmern kann «ine von den üblichen Lohnsätzen
abweichende Vereinbarung getroffen werden . Den in Tarif -
Verträgen vorgesehenen Schlichtungskommissisnen oder anderen
paritätischen Kommissionen bleibt es vorbehalten , von Fall zu
Fall auf Antrag einer Partei die Leistungsfähigkeit bzw . deren
Minderung und die darauf gegründete Löhnminderung nachgu -
prüfen und sodann zu regeln ; wo solche Schlichtungskommissionen
nickt vorhanden sind , müssen hierfür andere Einrichtungen , wie

z. B. Arbeitsgemeinschaften , lleberwachungskommissionen oder
sonstige geeignete Stellen geschaffen werden .

Dieses Gutachten des Ausschusses des Gewerbegerichts geht
zunächst an den Reichsausschutz für Kriegsverletztenftirsorg « und ist
mit einer eingehenden Begründung verschen . Insbesondere wird
in dieser Begründung Wert darauf gelegt , daß diese vom Aus -

schütz vorgeschlagenen Abmachungen nicht nur für Privatunter -
nehmungen , sondern auch für öffentliche Betrieb « des

Reichs , des Staates , der Gemeinden Geltung haben sollen .
Wie den Arbeitnehmervertretern des Ausschusses bekannt ist ,

werden die vom Ausschutz ausgesprochenen und eigentlich selbst -
verständlichen Grundsätze von einzelnen öffentlichen Betrieben nicht
befolgt , obwohl selbst das Kricgsministerium in einer besonderen
Verfügung , darauf hingewiesen haben soll .

Die Aenderung des Mannschaftsversorgungsgesetzes nach der
bereits erwähnten Richtung soll Gegenstand eines besonderen An -

träges des Ausschusses an die geietzgebende Körperschaft sein . Die

Notwendigkeit einer Aenderung dieses Gesetzes soll lediglich mit
den Erfährungen der Kriegsbeschädigtenfürsorge , insbesondere im

Zusammenhang mit den bestehenden Tarifverträgen der gewcrb -
lichen Arbeiterschaft begründet werden .

Uebcr diese Verhandlungen wird später berichtet werden .

Mus Groß - Serlin .
tzeiratsebbe .

Nach der Flut von Eheschließungen , die im Jahre 1914
mit Ausbruch des Krieges einsetzte , ist im Jahre 1915 die

Eheschließungsziffer umso tiefer gesunken . Die Ebbe mußte
folgen , Iveil die Kriegstrauungen viele erst für später ge -
planten Heiraten vorweggenommen hatten . Dazu kam , daß
der Nachwuchs an heiratsfähigen Männern teilweise durch
Einberufung zum Heeresdienst ausgeschaltet wurde . In
Berlin , wo im Jahre 1912 noch 22 995 , in 1913 aber nur
21 194 Ehen geschlossen worden waren , brachte das Jahr 1914
wieder 22 701 Eheschließungen . Die für 1914 sich ergebende
Zunahme gegenüber 1913 war nur den Kriegstrauungen zu
danken , sie reichte indes noch nicht einmal aus . die Zahl der

Eheschließungen wieder auf die Höhe von 1912 zu steigern .
Welches ist nun das Ergebnis des Jahres 1915 , das

jetzt hinter uns liegt ? Die Eheschließungen minderten sich
auf nur 16 622 , eine ganz ungewöhnlich geringe Zahl , die

hinter derjenigen der früheren Jahre weit zurückbleibt . Die

zwölf Monate waren beteiligt in 1914 mit 984 , 1126 , 1803 ,
2996 , 1742 , 1209 , 1213 . 5793 ( August ) . 1570 , 1825 . 1020 ,
1420 Eheschließungen . Dagegen lieferten in 1915 die zwölf

Monate 144 « . 1S19 . 1680 , 1747 . 1407 . 1488 , 1429 , 1115 ,
1276 , 1525 , 1194 , 1451 Eheschließungen .

Zkriegerfamilienunterstüynng und Krankenhauspflege .
Die Lieferungsverbände sollen nach den erlassenen Verordnun -

gen auch für die ärztliche Behandlung und Verpflegung der Krieger -
familien in Krankheitsfällen sorgen , ohne daß aus diesen Leistungen
für die Kriegerfamilie oder für die im Felde stehenden Krieger
irgendwelche Nachteile entstehen . In Berlin hat der zuständige
Dezernent für das Kriegsunterstützungswesen im Dezernatswege ,
ohne sich mit der für diese Fragen eingesetzten allgemeinen Kom -
Mission ins Benehmen zu setzen , die Verfügung erlassen , wonach
bei Aufnahme eines Famlienmitgliedes in ein Krankenhaus , soweit
es sich um Kriegerfamilien handelt , diese Tatsache der Unter -

stützungskommission mitzuteilen ist , und daß es der Kommission
anheimgestellt bleibt , zu beschließen , ob und für welche Zeit die

Fortzahlung der Unterstützung eingestellt werden soll . Nun ist es
ja bekannt , daß in vielen Fällen aus der Unterstützung auch noch
ein Restbetrag an Miete gezahlt werden muß . Deshalb halten viele

Kommissionen es für eine Härte , die Unterstützung sofort abzusetzen ,
wenn ein Familienmitglied sich einige Wochen im Krankenhause
befindet . Uns sind Kommissionen bekannt , die erst nach Monats -

frist , andere nach zwei Monaten , darüber beraten , ob die Unter -

stützung fortzuzahlen ist . Eine Einheitlichkeit besteht auf diesem
Gebiete leider immer noch nicht .

Wie aber in der Praxis verfahren wird , zeigt ein Vorfall , der
im Bezirk der Steuerkasse VII b spielt . Diese Steuerkasse hat
einer Frau , die ein Kind im Krankenhause hatte , nicht nur den
vollen Unterstützungsbetrag für das Kind während des Kranken -

Hausaufenthalts von der Unterstützung abgezogen , sondern noch
darüber hinaus . Ueber den Sachverhalt werden uns folgende An -

gaben gemacht , die wir nachgeprüft haben : . Im Krankenhaus war
das Kind , wie der Entlassungsschein ergibt , vom 10. Oktober bis

zum 4. November , das sind 21 Oktobertage und 4 Novembertage .
Die Unterstützung des Kindes betrug im Oktober 12 M. für den

ganzen Monat oder 40 Pf . für jeden Tag , also für 21 Tage 8,40 M. ,
im November 13,50 M. für den ganzen Monat oder 45 Pf . für jeden
Tat , also für 4 Tage 1,80 M. , macht zusammen 10,20 M. Will man
die Abzüge von der Unterstützung damit rechtfertigen , daß die Mutter

für das Kind in den 25 Tagen keine Ausgaben gehabt habe ( tat -
sächlich hat sie in dieser Zeit so manches an Speisen und Erftischun -
gen in das Krankenhaus mitgenommen ) , dann darf jedenfalls über

10,20 M. nicht hinausgegangen werden . Wieviel aber hat man
der Frau abgezogen ? Zu beanspruchen hatte sie für sich und ihre
drei Kinder bis einschließlich Oktober für den ganzen Monat 00 M. ,
vom November ab für den ganzen Monat 70,50 M. Gezahlt wurden

ihr zu Anfang Dezember 28,50 M. , zu Mitte Dezember 28,50 M. , zu
Anfang Januar 23 , — M. , zu Mitte Januar 34,50 M. , während
sie jedesmal für den halben Monat 35,20 M. zu beanspruchen hatte .
Abgezogen hat man ihr mithin zu Anfang Dezember 8,75 M. , zu
Mitte Dezember 8,75 M. , zu Anfang Januar 8,25 M. , zu Mitte

Januar 0,75 M. , macht zusammen 20,50 M. Das ist u m 10,30 M.

mehr als der auf den K ra n k e n h a u s a u f en th a l t

fallende Anteil der Kindesunter st ützung . Es ver -

steht sich von selber , daß Abzüge in dieser Höhe unter keinen Um -

ständen berechtigt sind ; denn ein Mchrabzug etwa zur Deckung auch
der Kurkosten wäre ja ungesetzlich . Wir raten der Frau , von der

Steuerkasse die Rückzahlung mindestens des ihr zuviel abgezogenen
Betrages zu fordern . An die Steuerkasse aber muß die Frage ge -
richtet werden , wie sie ihr Verhalten rechtfertigen will . Hat sie im

Auftrage der Armendirektion gehandelt und den Mehrbetrag schon
dorthin zur Kurkostendeckung . überwiesen , so wird die Steuerkasse
sich mit der Armendirektion wegen Schadloshaltung auseinander -

setzen müssen . Der Mißgriff ist um so schlimmer , weil die Krieger -
frau sich alle diese Abzüge gefallen lassen mußte zu einer Zeit ,
wo das Kind schon aus dem Krankenhaus heimgekehrt war . Das
Kind brauchte wieder die früheren Unterhaltungskosten , die die
Mutter aus der Unterstützung decken sollte , und gewiß bedurste es

noch einer besonderen Pflege . Aber gerade jetzt kürzte man ihr
die Unterstützung ! '

Der Vorfall ist in der Tat unerhört .

Vom Preisprüfungsausschufl .
In der letzten Sitzung des Fachausschusses für Hülsenfrüchte '

Reis , Grieß , Graupen , Kolonialwaren , Konserven der Preisprüiungs -
stelle Groß - Berlin wurde zur Sprache gebracht , daß mehrfach Kon -
serven in den Handel kommen , deren Preis der Menge und Art ihrer
Bestandteile in keiner Weise entspricht . Aehnliche Beobachtungen sind
bei den sogenannten LiebeSgabenartikeln gemacht worden . Mehrere
Proben sollen chemisch untersucht und dem Mißstand erhöhte Auf -
merksamkeit zugewandt werden .

Außerdem wurde eine Reihe von Preisprüfungen deS illegitimen
Zwischenhandels , welche auf Grund vonZeitungsanzeigen vorgenommen
worden sind , besprochen und beschlossen , sämtliche derartige Angebote
zu übermäßig hohen Preisen unverzüglich der Staatsanwaltschaft zur
Anzeige zu bringen . _

Mit der Gestaltung deS Untergrundbahnhofeö am Hermannplatz
beschäfligte sich gestern im Berliner Rathaus eine gemeinschaftliche
Sitzung der Verkehrsdeputationen von Berlin und Neukölln . Den

Beratungen wohnten Professor Dr . Tauer und ein Vertreter der
A. E. G. - Schnellbahn bei . Ueber den Gang und das Ergebnis der

Beratungen soll vorläufig Stillschweigen bewahrt werden .

Sandsacknäherei « nd Heimarbeit .
Die durch die gesamte deutsche Presse gegangene Mitteilung

über die Vergebung von Sandsacknäherei an Heimarbeiterinnen hat
in wellen Kreisen zu der irrtümlichen Auffassung geführt , als ob der

Deutsche Wohlfahrtsbund , Abteilung . KriegSauSschuß für Heimarbeit ' ,

Aufträge an Einzelpersonen zu vergeben habe . Das ist nicht der

Fall , vielmehr sind alle bezüglichen Anträge nur an die verschiedenen
örtlichen Zentralstellen zu richten , welche das Weitere in Verbindung
mit dem Kriegsausschutz veraulassen werden .

Der Lindentunnel .

Die beiden Tunnels unter dem Kaiser - Franz - Joseph - Platz , die
die Slraßenbahngleise der städtischen Straßenbahnen und der Großen
Berliner Straßenbahn ausnehmen werden , gehen ihrer Vollendung
entgegen . Die Verhandlung mit dem Finanzministerium über die
Festsetzung neuer Fluchtlinien für die Umgebung des Finanz -
ministerims sind abgeschloffen , so daß nunmehr auch für die Grund -
stücke in der Doroiheenftraße die Fluchtlinien abgeändert werden
können . Die Dorotheenstraße soll dort gerade gelegt werden . Von
dem fiskalischen Grundstück Dorothenstraße Nr. 1 werden 187 und
etwa 50 Quadratmeter , von dem Grundstück des Geh . Kommerzien -
rats Herz ( Nr. 2) etwa 75 Quadratmeter , vom Garten des Finanz -
Ministeriums ( Nr. 84 ) etwa 95 Quadratmeter für die Geradelegung
der Dorotheenstraße ( späteren Jubiläumsstraße ) beansprucht . Die
Verhandlungen wegen des Erwerbes der fiskalischen Flächen sind
noch nicht abgeschlossen . Es handelt sich dabei um den Ankauf des
Grundstücks an der Ecke der Dorotheenstraße Nr . 1 und der Straße
Am Kupsergraben , wo ein Platz geschaffen werden soll , der auch
zur Aufnahme und Führung von Straßenbahnen in nördlicher
Richtung dienen joll . _

Dr . Pape kommt vor daS Schwurgericht .
In der Strafprozeßsache des ehemaligen Weitzenseer Gemeinde -

schössen Dr . Pape , der fich bekanntlich seit drei . Monaten in der
Berliner städtischen Irrenanstalt Herzberge befindet , ist eine inter -
essante Wendung eingetreten . Selten sind in einer Strafsache , die

zur Anzweiflung der geistigen Gesundheit des Angeklagten führt , so
grundverschiedene psychiatrische Gutachten erstattet worden . Fast
ein Dutzend Psychiater wurden im Lause von anderthalb Jahren
zur Abgabe von Gutachten aufgefordert . Die einen Gut -

achter sagen , daß Dr . Pape , der wegen Tötung seines
Bruders durch einen Revolverschutz gelegentlich eines tätlichen
Angriffes des Getöteten unter Anklage steht , völlig geistes -
gesund und daher im strafrechtlichen Sinne verantwortlich ist . Die
anderen erklären ihn für unheilbar geisteskrank und nicht verhand -
lungsfähig , für gemeingefährlich und . dauernd inte . rnierungsbedürstig -
Wieder andere stellen nur starke querulatorische Neigungen fest , die
aber die gerichtliche VerHandlungsfähigkeit wegen der zur Anklage
stehenden Tötung und wegen Beleidigung deutscher Konsulats -

behördem nicht ausschließen . Endlich wird noch von mehreren
Gutachtern behauptet , daß Dr . Pape schon bei Begehung der
Tat an seinem Bruder in Siam unzurechnungsfähig gewesen
sei . Selbst die drei Gutachter des brandenburgischen Medizinal -
kollegiums , auf deren Gesanllgutachten hin Dr . Pape aus der

Untersuchungshaft in Moabit für unbestimmle Zeit nach der Irren -
anstalt Herzberge übergeführt worden ist , kommen im einzelnen zu
verschiedenen Schlüssen und stellen nur das Querulieren gleichmäßig
fest . Drei Irrenärzte der Anstalt Herzberge , der Direktor Professor
Dr . Liepmann , Geheimrat Dr . Otto und Assistenzarzt
Dr . Schmidt haben nunmehr nach eingehendster Beobachtung und

sorgfältigem Aktenstudium ihr Gutachten dahin abgegeben , daß
Dr . Pape verh and lungsfähig ist . Er dürste also in das

Untersuchungsgefängnis zurückgeführt und nach zweijähriger Unter -

suchungshaft endlich vor das Schwurgericht gestellt werden .

Die Benutzung der Bolksbibliothekcn .
Den Volksbibliotheken der Stadt Berlin hat der Krieg , nach

den Angaben des letzten Verwaltungsberichtes , keine sehr bedeutende

Verringerung der Benutzung gebracht . In dem VcrwalrungSjahr
1914 (1. April 1314 bis 31. März 1915 ) , das mit zwei Dritteln in
die Kriegszeit fiel , liehen die 28 Volksbibliotheken 1 446 836 Bände

aus , gegenüber 1 848 097 Bänden im vorhergehenden Jahr . Der

Rückgang beträgt nur 201 261 Bände , das ist noch nicht ein Achtel
der Zahl des vorletzten Jahres . Dabei ist aber zu beachten , daß
im Laufe des letzten Jahres der Bücherbestand durch Ausscheidung
veralteter Bücher sich auf 231 328 Bände verringerte , gegenüber
238 179 Bänden im vorletzten Jahr .

Die Beteiligung der einzelnen Bibliotheken an den Ausleihe -
zahlen war wieder , wie alljährlich , sehr ungleich . An der Spitze
siand mit 146 084 Bänden die 20 . Bibliothek ( Ravensstraße ) , die

schon seit einer Reihe von Jahren die meistbenutzte ist . Den Schluß
machte mit nur 8506 Bänden die 23 . Bibliothek ( Olivaer Straße ) ,
die gleichfalls schon seit mehreren Jahren die kleinste Benutzungs -
ziffer hat . Sehr ungleich waren für die einzelnen Bibliotheken auch die

Aenderungen gegenüber den Benutzungsziffern des vorletzten Jahres .
Manche Bibliotheken hatten einen auffallend starken Rückgang , bei anderen
war ein Verlust kaum zu merken , noch andere konnten sogar einen Auf -
schwung verzeichnen . Vom vorletzte » zum letzten Jahr verringerte
sich die Zahl der enlliehenen Bände z. B. bei der 28. Bibliothek
( Rostocker Straße ) von 95 190 auf nur 53 981 , um zwei Fünftel ,
bei der 9. Bibliothek ( WilmSstraße ) von 102 266 aus nur 76 648 ,
um ein Vcertel , dagegen mehrten sich die entliehenen Bände z. B. bei

der 12. Bibliothek ( Turmstraße ) von 38 336 auf 43 337 , unc erheblich
mehr als ein Viertel . Auch der Bücherbestand der einzelnen . Biblis -

iheken ist ungleich , aber hier sind die Unterschiede bei weitem

nicht so groß . Der Bestand vom 1. April 1915 schwankte zwischen
12 012 Bänden in der 28. Bibliothek und 5411 Bänden in der
23. Bibliolhek . ( Der Verwaltungsberichi gibt für die 24. Bibliothek

sogar 20 353 Bände an , was offenbar ein Druckfehler — statr
1. 0 353 — ist . ) Die Menge der entliehenen Bände hängt nur zum
Teil von der Stärke , des Bücherbestandes ab . �

Sehr viel größer ist
der Einfluß der Betriebsdauer , die jetzt für die ganze Woche bei

einigen Bibliotheken 38 Stunden , bei den meisten 20 Stunden , aber
bei einigen immer noch nur 6 Stunden beträgt . Auch das

spricht mit , in welchem Stadtteil die Bibliothek liegt .
Vergleicht man für die einzelnen Bibliotheken den Durch -
schnitt des Bücherbestandes ( gewonnen aus den BesiandLzahlen vom

Anfang und vom Ende des Berwaltungsjahres ) mit den Entlcihungs -
zahlen des Jahres , so bemerkt man , wie alljährlich , sehr bedeutende

Unterschiede . Die Benutzung war im Verhältnis zum Bestand
am stärksten bei der 19. Bibliothek ( Sonnenburger Straße ) , die
bei Entleihung von 106 018 Bänden und einem Bestand von

nur 7634 Bänden ziemlich 14 Entleihüngen pro Band hatte . An

zweiter Stelle steht bei dieser Berechnung die schon erwähnte
20 . Bibliothek mit zwar 146 064 entliehenen Bänden , aber
einem Bestand von 12 036 Bänden , was 12 Entleihungen pro
Band ergibt . Andererseits sehen wir die verhältnismäßig
schwächste Benutzung bei der 1. Bibliothek ( Mohrenstraße ) , wo
bei Entleihung von nur 34 305 Bänden und einem Bestand von
12 856 Bänden ( die Bibliothek hatte am Jahresanfang 14273 , am

Jahresschluß aber nur 10 438 ) noch nicht ganz 3 Entleihungen auf
den Band kamen . Diese Unterschiede zeigen , daß mitunter auch trotz
langer Betriebsdauer — sie war bei der 1. Bibliothek 20 Stunden

pro Woche — die Benutzung gering sein kann . Eine genügende Be -

Nutzung ist namentlich dann schwer zu erreichen , wenn in dem Stadl -
teil die Bevölkerungszahl immer weiter zurückgeht .

Wie ungleich groß und wie verschieden zusammengesetzt der

Leserkreis für die einzelnen Bibliotheken ist , darüber könnte eine

Gruppierung der Benutzer nach ihrem Beruf uns belehren . Nachdem
diese Angaben , die früher in den Verwaltnngsberichten sich fanden ,
etwa zwei Jahrzehnte hindurch unterblieben waren , bringt sie jetzt
wieder zum ersten Male der neueste Verwaltungsbericht . Wir müssen
aber annehmen , daß die Zusammenstellung wohl — leider — nicht
bei allen Bibliotheken nach denselben Grundsätzen ausgeführt worden

ist . Als Benutzer sind gezählt für die 1. — 27. Bibliothek zu¬
sammen 46 063 , für die 28. Bibliothek allein 21 349 . Dieser offen¬
bare Unsinn steht in dem Bericht ; er gibt danach auch die Summe
für die 1 . —28. Bibliothek auf 67 412 an . Bei der 28 . Bibliothek
sind die Angaben falsch , ganz unverdächtig scheinen sie aber

auch bei mancher der anderen Bibliotheken , nicht zu sein .

Vergleicht man die Benutzerzahlen mit den Entleihungs -
zahlen , so sieht man Unterschiede , die man nicht für möglich
halten kann . Die 26. Bibliothek ( Ehrenbergstraße ) zählte
4650 Benutzer heraus , so daß bei Entleihung von 32 728 Bänden

auf den Benutzer nur 7 Bände im Jahr kämen . Ein Gegenstück ist
die 13. Bibliothek ( Waldemarstraße ) mit nur 839 Benutzungen , aber
79 625 entliehenen Bänden , was im Jahr pro Benutzer 95 Bände

gäbe . Auf Wiedergabe der Gruppierung nach Beruf und Geschlecht
wollen wir bei solcher Unzuverlässigkeit der Zahlen verzichten . Nur
als Kuriosum sei erwähnt , daß gebucht sind für die 28. Bibliothe !
allein 7629 Frauen , aber für die 1. �27. . Bibliothek zusammen nur

8552 , davon zum Beispiel für die 13. Bibliothek 1189 , für die
13. Bibliothek nur 41 . Aehnlich groß sind die Unterschiede sür
manche der Berufe . . _ - 1. 1 ■ . .
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Die Ferien der höhere » Lehranstalten Berlins für das SKuljahr
1916 sind in folgender Weiie festgesetzt : Dfterferien . Schluß
de-Z Unterrichts : Dienstage den 11. April 1916 : Beginn des Unter -
richts : Mittwoch den 26. April 1916 . Pfingstferien . Schluh
des Unterrichts : Freitag , den 9. Juni 1916z Beginn des Unterrilbts :
Freitag den 16. Juni 1916 . Sommerferien . Schluß des
Unterrichts : Freitag , den 7. Juli 1916 ; Beginn des Unterricbts :
Dienstag , den 16. August 1916 . Herbstferien . Schluß des
Unterr : chts : Sonnabend , den 39. September 1916 ; Beginn des
Unterrichts : Mittwoch , den 11. Oktober 1916 . W e i h n a ch t s -
ferien . Schluß des Unterrichts : Freitag , den 22. Dezember 1916
Beginn des Unterrichts : Donnerstag , den 4. Januar 1917 .

neten Schüler , Kow . Finfc , Dr . Krieges , Jacob , Molkenbuhr und
Dr . Kafkel . Hierauf fand die Wahl der ständigen und nichtständi -
gen Ausschüsse statt . Damit war die Tagesordnung erledigt .

Ueberfahren und getötet .
Von einem Kraftwagen überfahren und getötet wurde gestern

morgen an der Ecke der See - und Müllerstraße eine unbelannte
alte Frau . Als man sie auffand , gab die Verunglückte noch schwache
Lebenszeichen von sich . Man brachte sie deshalb nach der nächsten
Feuerwehrwache , wo die Samariter ihr Hilfe leisten wollten . Bei
der Ankunft war sie aber schon tot . Die Leiche wurde nach dem
Schauhause gebracht . Der Wagen , der das Unheil anrichtete , war
davon gefahren . Nach der Beschreibung scheint es ein Fabrikkraft -
wagen zu sein . _

Ein Berliner Kind soll am 16. v. M. in Görlitz ausgesetzt
worden sein . Dort fand man ein etwa sechs Wochen altes Mädchen
hilflos auf und bei ihm einen Brief ohne Namensunterschrift . Hierin
hieß es , das Kind sei am 28. Oktober 1916 in Berlin geboren und
noch nicht getauft . Der Vater sei in Rußland gefallen . Die Brief -
schreiberin bezeichnete sich als die Mutter des kleinen Mädchens und
gab an , daß sie sich das Leben nehmen wolle . Der Kriminalpolizei
in Görlitz und in Berlin ist es noch nickt gelungen , die Herkmrft
der ausgesetzten Kleinen zu ermitteln . Das Kind trug ein weißes
Hemdchen und ein weißes Wolljäckchen und befand sich in einem
roten , weiß überzogenen Steckkissen . Um die Gelenke hatte es rote
Armbändchen . Als Hüllen dienten weiter eine blaugestreifte wollene
Windel , eine blaugestreifte Schürze und eine weiß - und rotgemufterte
Tischdecke . Vielleicht geben diese Sachen einen Anhalt zur Er -
Mittelung der Mutter .

Das Gebrüder Herrnfeld - Thcater wartete seinem Stammpublikum
am Sonnabend mit einer Neuheit auf . Die beiden Direktoren hatten
nach bewährten Mustern wieder etwas zum Lachen zusammengebaut :
eine dreiaklige Komödie . Sokrates und Perlmutter * . Die tollen Ver¬
wechselungsszenen , auf die der Gegenwartskrieg leise Schatten wirft ,
kommen in einem Heiratsbureau zustande und greifen in eine Rechts -
anwaltskanzlei und in das Privatleben einer Großkaufmannsfamilie
hinüber . Die Fäden der Handlung , die eigentlich zu keinem rechten Ab -
schluß gelangt , greifen nur lose ineinander . Aber eine derb gehäufte
Situationskomik rettet das Ganze . Auf das Spiel kommt es daher in
erster Linie an . Und das war glänzend . Allen voran ging der Anton
Herrnfeld als verliebter Seifenfabrikant Sokrates . Einen fast ebenbürtigen
Partner fand seine burleske mimische Kunst in Max Horowitz in der
grotesken Rolle des Heiratsvermittlers Jakob Perlmutter . Diesen
beiden spaßigen Figuren des Stückes waren ein paar ernst gehaltene
Rollen gegenübergestellt . Auch sie wurden präcktig durchgeführt
lErnst Groß als William Stone , Martha Maherbofer als Stones
Frau und Justine Kleist und Luise Glooden als Töchter der beiden ) .
Das Publikum fand anscheinend viel Gefallen an der Neuheit der
Herrnfeld - Bühne ; sein reich gespendeter Beifall , der nach jedem Akt -
schluß die Darsteller zu wiederholten Malen hervorrief , läßt jeden -
falls auf eine lange Lebensdauer der Komödie schließen .

Der Schlosser Paul Hage « , gebürtig aus Strausberg , wohnhast
Berlin - Lichtenberg , Wühlrfchstr . 67, zurzeit Soldat , wünscht bekannt

zu geben , daß er mit dem Frauenmörder Paul Hagen lgleichen
Alters ) nicht identisch ist .

Einsam gestorben ist der 80 Jahre alte Invalide Ernst Dranach ,
der lür sich allein in der Ruppiner Straße 39 wohnte . Der Greis
kam seit zwei Tagen nicht mehr zum Vorschein . Als man darauf -
hin gestern seine Behausung öffnete , fand man ihn tot im Bette
liegen . _

öen GemeinSen .
Mangelhafte Verkehrsverhältniffe in Spandau .

Der Verkehr der Straßenbahn in Spandau , der schon immer
viel zu wünschen übrig ließ , ist seit Frettag abend dadurch ins
Stocken geraten , daß die alten Brückenklappen der Charlottenbrücke ,
die schon so oft den Verkehr gehemmt haben , nicht mehr funktio -
nicren . Bis zur gründlichen Ausbcfferung der Klappen , die etwa
14 Tage in Anspruch nehmen dürfte , ist die Brücke für den gesamten
Fuhrwerksverkehr gesperrt . Der Straßenbahnverkehr nach dem

Hauplbahnhof wird durch Pendelverkehr bis Stresowplatz bzw . Linden -
ufer aufrecht erhalten . Mit dem Bahnhof Spandau - West und Haken -
felde ist eine direkte Verbindung hergestellt , indem die H- Wagen jetzt
nach Spandau - West statt nach dem Hauptbahnhof fahren . Für viele

Arbeiter , die die neue Verbindung mit dem Bahnhos Spandau - West
benutzen wollen , ist diese Verbmdung jedoch wertlos , denn leider ist
der Eisenbahntarif Spandau - West —Berlin zum Teil teurer als zwischen
Spandau - Hauptbahnhof —Berlin . Während z. B. eine Fahrkarte
Spandau - Hauptbahnhof bis Bahnhof Börse 29 Pf . kostet .
kostet eine Fahrkarte von Bahnhof Spandau - West bis Bahnhof
Börse 39 Pf . , eine Arbeiterwochenkarte Spandau - Hauptbahn -
Hof bis Bahnhof Jungfernheide kostet 79 Pf . , von Bahnhof
Spandau - West aber 99 Pf . Bei dieser Gelegenheil ist es angebracht ,
darauf hinzuweisen , daß vor etwa drei Jahren die Eisenbahnfahr -
karte für die Strecke Spandauer Hauplbahnhof —Bahnhof Börse und

Spandau - West —Friedrickstratze über Lehrter Bahnhof von 39 auf
29 Pf . herabgesetzt wurde . Bisher wurde eS aber unterlassen , den

Preis für die Arbeiterwochenkarte für diese Strecke zu ermäßigen ,
was dringend erforderlich ist .

Ein Schmerzenskind für die Spandauer Bevölkerung ist ferner
die Nonnendamm - BahN . die trotz des großen Verkehrs immer noch
eingleisig betrieben wird . An den beiden Ausweichgleisen , wo sich
die Wagen aus entgegengesetzter Richtung kreuzen , müssen die Wagen
öfter bis eine halbe Stunde warten . Zu Mißhclligkeiten führt es

auch , daß Schaffner und Fahrer , welche abgelöst werden sollen , an
den Kreuzungsstellen auf freier Strecke ihren Wagen mit den An -

gestellten des Wagens aus entgegengesetzter Richtung austauschen
müssen . Es wäre eine Wohltat für Fahrgäste und Straßenbahn «
personal , wenn endlich auf dieser Strecke geordnete Verhältnisse ein -

geführt würden . _

Stadtverordnetenversammlung in Bernau .

In der ersten in diesem Jahre abgehaltenen Stadtverordneten -

Versammlung wurden unter den wieder - und neugewählten Stadt -
verordneten auch die Genossen Pohl und G i e s e eingeführt . Die

Einführung des Genossen K n ö t s ch k e . der einberufen ist , wird erst

später erfolgen . — Die darauf vorgenommene Vorstandswahl ergab
die Wiederwahl des bisherigen Vorstehers Schmeickel , Als fein
Stellvertreter wurde Herr Gruban und als Schriftführer Genosse

H e l b i g gewählt . Alsdann wurde einer Magistratsvorlage zu -
gestimmt , die einen außerordentlicken Betrag von 3666 M. 59 Pf .

für Schreibhilfe verlangte . Hierbei begründete der Bürgermeister
die Vorlage mit den angeblich hohen Gehaltsforderungen der für

Schreibhilfe engagierten jungen Leute , die monatlich 99 —199 M.
bekämen . Genosse Helbig gab seiner Verwunderung Ausdruck ,

daß man bei den gegenwärtigen hohen Lebensunterhaltungskosten
solche Gehälter als hohe bezeichnen könne . Einer weiteren Magistrats -
Vorlage , betreffend die Umwandlung der höheren Knabenschule in
ein Realprogymnasium mit der Eröffnung der Sexta zum 1. April
1916 , wurde gleichfalls zugestimmt .

Stadtratswahl in Schöneberg . Die gestrig « Stadtverordneten -

Versammlung wählte zu unibesoldeien Stadträten die Stadtverord -

Mus alier Welt .
Die Ueberschwemmungskatastrophe in Holland .

Die neuesten Nachrichten über die durch eine gewaltige Sturm

flut verursachten Ueberschwemmungen des Küstengebiets in Holland
lassen erkennen , daß das Land einen außerordentlich schweren
Schaden erlitten hat . Von Marken , das von der Ueberschwem -

mung besonders schwer betroffen wurde , wird berichtet , daß die

Insel , als die Katastrophe hereinbrach , für einige Zeit voll -

ständig verschwand . Jetzt liegen die Deiche und die höher

gelegenen Teile wieder über Wasser , aber die übrige Insel liegt
unter Wasser und ist in zwei Teile gespalten , welche durch
die stürmische See voneinander getrennt find . In der Nacht , als
die Fluten anschwollen , sollen sich furchtbare Szenen ab -

gespielt haben . Eines der auf Pfählen stehenden Häuser wurde

mehrere hundert Meter weit geschleudert , andere wurden weg -
geweht , ohne daß die Nachbarn in der Finsternis etwas davon sehen
konnten . 14 Häuser sind ganz zerstört , nur vier find
unbeschädigt geblieben .

Im überschwemmten Spake nburg am Südende der Zuider -
see wurden die Fischerboote in die Häuser hineingeschleudert . Luch
aus Polderlande an der Eem kommen traurige Nachrichten .

Aus E d a m wurde Sonntag abend gemeldet , daß das Wasser
etwas fällt . Der ganze Polder Purmerland ist jetzt über -

flutet . Bon der Nordseeküste meldet daS . HandelSblad * , daß das
Meer zwischen Hoek van Holland und Scheveningen große Ver -

Wüstungen angerichtet hat . Der Wassergischt ging über die

höchsten Dünen . Das ganze Niveau des Strandes ist merkbar

zurückgegangen .
Da das Wasser in den im Norden von Amsterdam gelegenen

Ueberschwemmungsgebieten noch steigt , ist die Nieuwendamer Schleuse
teilweise mit Sand zugeschüttet worden .

Der Oostzaner Poldern ist jetzt ebenfalls überflutet . Auch der

Zustand in dem Anna Paulowna Poldern wird immer ernster . Bei

Grooningen stehen ungefähr 25 999 Hektar unter Wasser .
Bon Amsterdam und anderen Städten werden RettungS -

expeditionen mit Motorbooten , Ruderbooten und Segelschiffen
unternommen , um im UeberschwemmungSgebiete Zurückgebliebene ,
die in ihren Häusern eingeschlossen find , abzuholen .

Der Brand w Berge » wurde Sonntag früh um S Uhr ein¬

gedämmt . Etwa 499 meist sehr wertvolle und zentral gelegene Ge -
bäude sind niedergebrannt . Der Gesamtschaden beziffert sich
auf etwa 199 Millionen Kronen . Ein Mann , der während
des Brandes Quetschungen erlitten hatte , ist am Sonntag gestorben .
Mehrere Personen wurden leicht verletzt . Etwa 3999 Menschen
sind obdachlos . Die Regierung bat Pioniere zur Errichung vonNot -
barocken zur Verfügung gestellt . Die Gemeindevertretung hat den Not -
leidenden eine Anleihe bewilligt . Aus dem ganzen Lande find Angebote
von Hilfe eingelaufen . Aus Stavanger kam eine Hilfsexpedition an .
Aus Kristiania wurden am Sonntag nachmittag Kleider und Woll -
decken gesandt . Das Panzerschiff „ Eidsvold * ist von Christianssund
mit Kleidern und Nahrungsmitteln nach Bergen abgegangen . Es

liegt kein Grund vor . zu befürchten , daß Not eintreten . könnte , da

sich in Bergen bedeutende Mengen von Korn und Mehl befinden .
Die dem Staat gehörenden Vorräte an Zucker und Mehl in Bergen
sollen an die Verunglückten verteilt werden . Die Ursache des Brandes ,
der der größte ist , der jemals Norwegen heimsuchte , ist noch nicht

aufgeklärt ; fie wird auf einen Orkan zurückgeführt , der in der Nacht

zum Sonntag an der norwegischen Küste raste und auch im südlichen
Skandinavien große Zerstörungen anrichtete .

Ein Bauernprotz .
Wege » vergehen » gegen die Bundesratsverordnung über das

Verfüttern von Brotgetreide an Pferde war der Landwirt Schwarz
in Ramsdorf bei Borna schon zweimal mit 139
Mark bestraft worden . Wie damals Lokalblätter be -

richteten , haben diese Strafen auf den Bauern nur

geringen Eindruck gemacht ; er soll geäußert haben , er
bliebe trotzdem noch der reiche Bauer Schwarz in

Ramsdorf . Er soll allein aus Kohlenanteilen jährlich 9999 M-
Einkommen beziehen . Da nun Schwarz zum drittenmal vor Ge -

richt erschien , belegte da » Schöffengericht in Borna ihn endlich mit
einer Woche Gefängnis . In der Urteilsbegründung führte es

aus , daß der Angeklagte Gemeinderatsmitglied ,
Kirchenvorstandsmitglied und Inhaber andere�

Ehrenämter sei , der verpflichtet gewesen wäre , mit gutem
Beispiel in der Gemeinide voranzugehen . Die Gefängnisstrafe sei
auch schon deshalb am Platze gewesen , weil andernfalls leicht der

Vorwurf der Klassenjustiz erhoben werden könnte . Das Land -

gericht in Leipzig , an das sich der verurteilte Bauer mit seiner

Berufung wandte , ließ das Schöffengerichtsurteil bestehen , weil
der Angeklagte durch seine Handlungsweise bekundet habe , daß
er sich durchaus nicht dem Gesetz fügen wollt «. Bei der amt -

lichen Kontrolle seiner Getreidevorräte hat er sogar falsche
Gewichte und ein « untaugliche Wage zur Verfügung ge -
stellt . Das Landgericht erklärte , daß bei dieser Sachlage die G« .

fängnisstrafe mit Recht ausgeworfen worden sei.
Unsere des öfter « bekundete Auffassung , daß Geldstrafen

Leute vom Schlage des Ramsdorfer Bauern nicht bekehren wer -
den , ist durch diesen Fall wieder einmal bestätigt worden . Die
beiden Gerichte haben daraus eine Lehre gezogen und diesmal

auf eine Gefängnisstrafe erkannt . Vielleicht werden sie durch den
Starrsinn des Bauernprotzen gezwungen , ein andermal noch etwas
stärker zuzufassen , wenn sie dem Rechtsempsinder des Volkes

Rechnung tragen wollen .

Explosion m einer norwegischen Militärwerkstatt . Am Sonn -
abend fand in der neuen Militärwerkstatt in Marviken am
Christiansund eine schreckliche Explosion statt . Di « Werkstatt und
das Minenmagazin sind völlig zerstört . Das Unglück ist wahr -
scheinlich durch Entzündung von Minen hervorgerufen . Glücklicher -
weise wurde im Augenblick deS Unfalles nicht im Betrieb gearbeitet .
Zwei Vizefeldwebel waren im Gebäude ; ihre schreck -
lich zerrissenen Leichname sind gefunden wor -
den .

Auf eine Mine gelaufen . „ Lloyds * meldet : Der spanische
Dampfer „ B a y o" ist auf der Fahrt von Huelva nach Lagpallice
auf ein « treibend « Mine gelaufen und 49 Meilen von Lagpallice
gesunken . 25 Mann sind ertrunken , einer wurde ge °
rettet .

� Zum Untergang des amerikanischen U- Bootes . „ New Dork Herald *
erfährt aus New Jork : Zwölf Mann der Besatzung des Unter -
seebootes . b) 2 * sind noch in dem den Rettungsmannschaften un «
zugänglichen Teile des Schiffsrumpfes .

Eisenbahnunfölle . Aufdem an der Strecke Berlin — Hamburg liegen¬
den Bahnhof Karstädl wurde Sonntag vormittag das Milckfuhrwerk deS
Gutspächters Franz Nahler aus Bootz von einem einfahrenden Zuge
überfahren . Der Kutscher des Fuhrwerks und der Schrankenwärter
wurden verletzt , die Pferde gelötet . Das Unglück geschah infolge
nicht rechtzeitigen SchUeßens der Schranken . — Aus dem Bahnhof
in Lissa wurden von einer rangierenden Lokomotive der Lokomotiv -
führer B o e t t ch e r getötet und der Oberbahnasfistent Holz schwer
verletzt .

Sturm ans dem Bodensee . Auf dem Bodeusee fft durch das
Auftreten orkanartiger Stürme der Dampfbootverkehr fast
unmöglich gemacht . Der Seepegel stieg auf über S' A Meter . Nach
tagelangen Schneestürmen liegt der Schnee im Schwarzwald teil -
weise zwei Meter hoch .

Vereitelter Goldschmnggel . Der „ Post * wird aus Ofen ( Un -
garn ) berichtet : Der hiesige Advokat Dr . Julius Markbreit ,
früherer Reichstagsabgeordneter , kaufte für
499 999 Kronen Goldgeld auf und wollte dies in Hol -
land verwerten . Zu diesem Zweck reiste er mit seiner Wirt -
schafterin Frau Szokol über Deutschland . An der deutschen Grenze
wurde der Inhalt des Koffers für verdächtig angesehen . Mark -
breit nahm feinen Weg über Berlin und wurde in Hannover
samt seiner Begleiterin verhaftet .

Eine alte italienische Kirche eingeäschert . Aus Lugano wird
gedrahtet : Die berühmte Kathedrale von Suora Santa Resti '
t u t a , die heilige Beschützerin der Stadt Suora , fft am Sonntag
durch eine fürchterliche Feuersbrunst zerstört
worden . Nur die nackten Mauern sind stehen geblieben . Man
vermutet Brandstiftung .

Der Man « mit den zwei Herzen . Aus B u d a p « st wird be -
richtet : Vor der Musterungskommission in S z e g e d ist ein einund -
zwanzigjähriger junger Mann namens Oskar Bockovics er¬
schienen . bei dem konstatiert worden sein soll , daß er zwei nor -
mal funktionierende Herzen habe . Die beiden Herzen
stehen linksseitig nebeneinander .

Iugenöveranftaltungen .
Friedrichshagen . Mittwoch , den 19. Januar , abends 8 Ahr , im

Jugendheim , Scharnweberltr . SS: Vortrag des Herrn Na wrackt . Die
Jugendlichen werden ersucht , pünktlich zu effchewen . Jugendsreunde sind
als Säfte mitzubringen .

Eingegangene Druckschristen .
Polnische Blätter . Heft 11. Z- ' Ilchnft für Polltil , Kultur und

soziales Leben . Monatlich 3 Hefte . Viertelj . 3,59 M. Selblwerlag , Char -
lottenburg , Schlüterftr . 28.

Die Kriegskostrndecknng und ihr « Omelle » . Von «. LanSburgh .
2 M. Bank - Verlag , Berlin IV. 57.

Die Glocke . Sozialistische Halbmonatsschrift , herausgegeben von
Parvus . Heft 10. 25 Ps. Verlag für Sozialwftsenschafl , München .

Gcschaftstheater oder Kulturthcater ? Von Rcchtsanw Dr. L. Seelig .
43 S. Herausgegeben von der Genossenschast Deuffcher Bühnenangehörizen
in Berlin .

Der Krieg 1914/15 in Wort und Bild . Hest 57 - 59 . Jede Woche
ew Hest , 30 Ps. Bong u. Co. . Berlin W. 57.

Aanksoglmg.
Für dl « vielen Beweise herzlicher

Teilnahme und Kranzspenden bei der
Beerdigung meine » unvergeßlichen
Mannes und Vater «, de « Gastwirts

Wilkelm Schumann

sagen wü hierdurch allen Teiw - hmern ,
besonders den Kollegen de « Verbandes
der Freien Gast - und Schankwirte ,
sowie dem Herrn Eifert >ür seine
trostreichen Worte am Sarg « des
Entschlafenen unseren tiesgesühlten
Dank . 112A

Witwe Amalie Schamana

nebst Töchtern u . Verwandtcn .

O
Habe » Sie

empsehle nach Maß passend
gearbeitete Sliltrolnlagen sowie
Brael » I > » » < l » zpei > aller Art ,
Leibbinden , Stützkorsetts usw. , Artikel
zur Gesundheils - u. Krankenpflege . *

Polimann , Landaglft ,
Berlin N, Lothringer Str . 60 ,

Lieferant für Krankenkaseen .

Klnmtu - und Kraujdmdtm
von Kaden »efer ,

'

Jnh . : il *. Ptollet »
Marianncnftr . 3 . Tel . Mpl . 346

Sohllcver , Schäfte , Leisten .
Schöneberg , Bahnftraße 43.

Rühl ,

Allgemeine
Orts - Krankenkasse
Berlin - Friedenau .

Bekanntmachung .
Dem vom Vorstand aus Grund

des § 1 Absatz 2 des Gesetzes be-
treffend Sicherung der Leistungssähig -
keit der Krankentaflen vom 4. August
1914 gestellten Antrage , vom I . Januar
1916 ab die satzungsmäßigen Mehr -
leistungen mit Ausnahme der im
§ 20 Ziffer 2 der Satzung bezeich .
neten Bestimmung zu gewahren , ist
vom BeichlußauSlchuß des Ver -
ficherungSamtS des KreiseS Teltow
die Genehmigung erteilt 266/5

ver Vorstana .

Sauer , Ullrioh ,
Vorfitzenoer . _ Schriftführer .

in her Fabrik bedingt oft einen Slufenchalt tn schlechter Qtst .
Meine Metall - oder Staub - Teilchen sehen sich Im Hals « fest

und führen zu Zkeizerscheinungen oder Erkältungen .

XASl - CITEN
schmecken angenehm lösend und durstlSschend , ihr « wert -

vollen Bestandteile bewirken erhöhten Speichelfluß
und somit «tn « natürlich « Reiniaung , die

zugleich vor Ansteckungsgefahr schützt .

Schachtel mit 400 Tabletten in allen Apotheken und Drogerien Mk. 4 . - .
Warnung vor Nachahmungen ! - Verlangen fle stets . Wybert * .

R- paktnir ; Ulfr�b Wioi - pp . Neukölln . Für veu Inseratenteil verantw . : Tb . Glocke . Berlin . Druck u. Verlag : Vorwärt « Buchdruckeret u. VerlagSanftall Paul Stnger 8t Eo , Berlin SW .

[ Trauer - Magazin |
gegrOndet 1896

( runnenstr . 56 - 5 7|
1 Auf Wunfch Auswahlsend «

Tel . Norden 8540 .

Blusen « on 2. 90 M. - mi

Röcke von 4. 75 M. an ,

| Maßansertigung in 8 Stunden I

Schwere Arbeii
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